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Übersicht 

Der Bundesrat schlägt vor, die neue Verfassungsbestimmung «Massnahme nach 

Sexualdelikten an Kindern oder an zum Widerstand unfähigen oder urteilsunfä-
higen Personen» im Strafgesetzbuch und im Militärstrafgesetz basierend auf den 
Bestimmungen des bestehenden Tätigkeitsverbots, die am 1. Januar 2015 in Kraft 

getreten sind, umzusetzen. Das neue Tätigkeitsverbot soll sich dabei eng an den 
Wortlaut dieser Verfassungsbestimmung halten und damit dem darin anvisierten 
Automatismus betreffend Anordnung eines zwingend lebenslänglichen Verbots 

weitestgehend Rechnung tragen. Den bestehenden Verfassungsgrundsätzen soll 
im Rahmen einer eng formulierten Härtefallbestimmung für leichte Fälle, bei 
denen das Gericht ausnahmsweise von einem Tätigkeitsverbot absehen kann, und 

beim Vollzug des Tätigkeitsverbots Rechnung getragen werden.   
Ausgangslage 

Volk und Stände haben am 14. Mai 2014 die Volksinitiative «Pädophile sollen nicht 
mehr mit Kindern arbeiten dürfen» angenommen. Die Bundesverfassung wurde mit 
Artikel 123c BV ergänzt, wonach Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexu-
elle Unversehrtheit eines Kindes oder einer abhängigen Person beeinträchtigt 
haben, endgültig das Recht verlieren, eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit 
mit Minderjährigen oder Abhängigen auszuüben.  

Inhalt der Vorlage 

Die Bestimmungen zur Anordnung des vorgeschlagenen Tätigkeitsverbots orientie-
ren sich eng am Wortlaut von Artikel 123c BV. Das Tätigkeitsverbot wird vom 
Strafgericht ausgesprochen, das eine erwachsene Person wegen einer bestimmten 
Sexualstraftat an einer minderjährigen, schutzbedürftigen, zum Widerstand unfähi-
gen oder urteilsunfähigen Person oder einer Person, die sich aufgrund einer körper-
lichen oder psychischen Abhängigkeit nicht zur Wehr setzen konnte, zu einer Strafe 
verurteilt oder gegen sie eine Massnahme anordnet. Die Deliktskataloge der Anlass-
taten sind umfassend ausgestaltet und enthalten nebst Verbrechen und Vergehen 
auch Übertretungen gegen die sexuelle Integrität. Die Anordnung des Tätigkeitsver-
bots soll – grundsätzlich unabhängig von den Umständen des Einzelfalls und der 
Höhe der konkret ausgesprochenen Strafe – zwingend angeordnet werden und 
lebenslänglich dauern.  

Die neue Verfassungsbestimmung steht im Konflikt mit anderen Verfassungsgrund-
sätzen (insb. dem Verhältnismässigkeitsprinzip) und dem Völkerrecht, namentlich 
der Europäischen Menschenrechtskonvention. Um diesen Konflikt möglichst klein zu 
halten, wird als Variante 1 eine Härtefallbestimmung vorgeschlagen: In leichten 
Fällen, in denen das Tätigkeitsverbot offensichtlich weder notwendig noch zumutbar 
ist, soll das Gericht ausnahmsweise auf die Anordnung eines solchen Verbots ver-
zichten können. Bei gewissen Anlasstaten soll der Verzicht auf die Anordnung je-
doch ausgeschlossen sein. Variante 2 verzichtet demgegenüber bei allen Anlasstaten 
auf eine solche Härtefallbestimmung. 
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Die Widersprüche zwischen Artikel 123c BV und den rechtsstaatlichen Grundsätzen 
der Verfassung sollen im Rahmen des Vollzugs des vorgeschlagenen Verbots (zu-
sätzlich) gemildert werden: Unter bestimmten Voraussetzungen kann das Tätigkeits-
verbot in der Regel nach einer gewissen Dauer des Vollzugs auf Gesuch des Verur-
teilten hin überprüft und inhaltlich oder zeitlich eingeschränkt oder aufgehoben 
werden. Bei pädophilen Straftätern im Sinne der Psychiatrie ist diese Überprü-
fungsmöglichkeit jedoch ausgeschlossen.  

Der Vollzug des Tätigkeitsverbots soll – wie im geltenden Recht – mittels Strafregis-
terauszug (insb. Sonderprivatauszug) und zwingender Bewährungshilfe stattfinden. 
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1 Grundzüge der Vorlage 

1.1 Ausgangslage 

1.1.1 Chronologie der Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr 
mit Kindern arbeiten dürfen» 

Am 6. Oktober 2009 wurde eine Unterschriftenliste zur eidgenössischen Volksinitia-
tive «Pädophile sollen nicht mehr Kindern arbeiten dürfen» bei der Bundeskanzlei 
eingereicht und von dieser vorgeprüft.1 Die Initiative wurde am 20. April 2011 mit 
der notwendigen Anzahl Unterschriften eingereicht. Mit Verfügung vom 
16. Mai 2011 stellte die Bundeskanzlei fest, dass die Initiative mit 111 681 gültigen 
Unterschriften zustande gekommen ist.2 Die Initiative sah vor, dass Personen, die 
verurteilt werden, weil sie die sexuelle Unversehrtheit eines Kindes oder einer 
abhängigen Person beeinträchtigt haben, endgültig das Recht verlieren, eine beruf-
liche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Minderjährigen oder Abhängigen auszuüben. 

Die Initiative hatte die Form eines ausgearbeiteten Entwurfs. Der Bundesrat unter-
breitete dazu einen indirekten Gegenvorschlag. Dieser sah unter anderem eine Aus-
dehnung des bestehenden Berufsverbots auf ausserberufliche Tätigkeiten und zwei 
schärfere Formen eines Tätigkeitsverbots für Straftaten gegen minderjährige oder 
besonders schutzbedürftige Personen vor. Diese Vorschläge wurden durch ein neues 
Kontakt- und Rayonverbot ergänzt. Bei den neuen Verboten sollten der verfas-
sungsmässige Grundsatz der Verhältnismässigkeit und die Bestimmungen des Völ-
kerrechts beachtet werden.3 Die eidgenössischen Räte haben die Bestimmungen des 
indirekten Gegenvorschlags als selbständige Gesetzesvorlage – losgelöst von der 
Volksinitiative – beraten und in der Schlussabstimmung vom 13. Dezember 2013 
angenommen.4 Die Gesetzesänderung ist am 1. Januar 2015 in Kraft getreten (vgl. 
unten, Ziff. 1.2).5 

In der Abstimmung vom 18. Mai 2014 wurde die Volksinitiative «Pädophile sollen 
nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» vom Volk mit 1 818 822 Ja gegen 
1 044 704 Nein und von allen Ständen angenommen.6  
1.1.2 Die neue Verfassungsbestimmung 

Artikel 123c Bundesverfassung (BV)7 ist im 10. Abschnitt «Zivilrecht, Strafrecht, 
Messwesen» eingeordnet und lautet wie folgt:8 

  

1 BBl 2009 7021 
2 Verfügung der Bundeskanzlei vom 16. Mai 2011 über das Zustandekommen der Eidge-

nössischen Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 
BBl 2011 4435 

3 Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 
Ziff. 6.7.1. 

4 BBl 2013 9683 
5  AS 2014 2055 
6  BBl 2014 6349 
7  SR 101 
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 Art. 123c Massnahme nach Sexualdelikten an Kindern oder an zum  

 Widerstand unfähigen oder urteilsunfähigen Personen 

 Personen, die verurteilt werden, weil sie die sexuelle Unversehrtheit eines Kindes 

 oder einer abhängigen Person beeinträchtigt haben, verlieren endgültig das Recht, 

 eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit mit Minderjährigen oder Abhängigen 

 auszuüben.  
1.2 Das Tätigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot gemäss 

geltendem Recht 

Wie unter Ziffer 1.1.1 erwähnt, sind am 1. Januar 2015 die neuen Bestimmungen 
zum Tätigkeitsverbot und zum Kontakt- und Rayonverbot in Kraft getreten 
(Art. 67 ff. Strafgesetzbuch, StGB9); diese werden nachfolgend kurz zusammenge-
fasst:10  
Allgemeines Tätigkeitsverbot (Art. 67 Abs. 1 StGB) 

Das bislang geltende Berufsverbot (Art. 67 Abs. 1 aStGB) wurde dahingehend 
angepasst, dass nicht nur berufliche, sondern auch organisierte ausserberufliche 
Tätigkeiten verboten werden können.  

Voraussetzung für die Anordnung dieses Tätigkeitsverbots ist die Verurteilung des 
Täters wegen eines Verbrechens oder Vergehens zu einer Mindeststrafe von sechs 
Monaten Freiheitsstrafe oder 180 Tagessätzen Geldstrafe. Spricht das Gericht den 
Täter wegen Schuldunfähigkeit frei (Art. 19 Abs. 1 StGB), so kann es dennoch ein 
Tätigkeitsverbot anordnen (Art. 19 Abs. 3 StGB). Dasselbe gilt, wenn das Gericht 
die Strafe aufgrund verminderter Schuldfähigkeit mildert, so dass die Strafgrenze 
nicht erreicht wird. Des Weiteren muss der Täter die Straftat in Ausübung der zu 
verbietenden Tätigkeit begangen haben, und es muss die Gefahr bestehen, dass er 
die Tätigkeit zur Begehung weiterer Verbrechen oder Vergehen missbraucht (nega-
tive Prognose).  

Die Dauer des Verbots beträgt sechs Monate bis fünf Jahre; eine Verlängerung ist 
ausgeschlossen (Art. 67 Abs. 6 StGB). 

Nach zwei Jahren des Vollzugs kann der Täter die zuständige Behörde um Überprü-
fung des Tätigkeitsverbots ersuchen (Art. 67c Abs. 5 Bst. a StGB). Unter gewissen 
Voraussetzungen kann das Tätigkeitsverbot während des Vollzugs erweitert oder ein 
zusätzliches Verbot angeordnet werden (Art. 67d Abs. 1 StGB). Auch eine nach-
trägliche Anordnung des Verbots während des Vollzugs einer Freiheitsstrafe oder 
freiheitsentziehenden Massnahme ist nicht ausgeschlossen (Art. 67d Abs. 2 StGB).  
  

8 AS 2014 2771 
9  SR 311.0 
10 Zu den Einzelheiten vgl. Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit 

Kindern arbeiten dürfen», Ziff. 6. 



 

 8 

Qualifiziertes Tätigkeitsverbot (Art. 67 Abs. 2–4 StGB) 

Zum Schutz von minderjährigen und anderen besonders schutzbedürftigen Perso-
nen sieht Absatz 2 ein verschärftes Tätigkeitsverbot vor. Der besondere Schutz 
besteht darin, dass das Verbot auch aufgrund eines Verbrechens oder Vergehens 
gegen Minderjährige oder andere besonders schutzbedürftige Personen angeordnet 
werden kann, das nicht in Ausübung der zu verbietenden Tätigkeit begangen worden 
ist. Das Verbot ist zudem an keine Mindeststrafe gebunden (bei Straflosigkeit auf-
grund Schuldunfähigkeit vgl. oben). Allerdings muss die Gefahr bestehen, dass der 
Täter in Ausübung einer Tätigkeit, die einen regelmässigen Kontakt mit dem er-
wähnten Opferkreis beinhaltet, weitere einschlägige Straftaten begeht (negative 
Prognose).  

Die Dauer des Verbots beträgt ein bis zehn Jahre, wenn nötig lebenslänglich 
(Art. 67 Abs. 2 und 6 StGB). Nach Ablauf der Dauer eines befristeten Verbots kann 
das Gericht dieses um jeweils höchstens fünf Jahre verlängern, sofern die Voraus-
setzungen vorliegen (Art. 67 Abs. 6 StGB).  

Ein befristetes Verbot kann nach der Hälfte der Verbotsdauer, jedoch frühestens 
nach drei Jahren des Vollzugs überprüft werden (Art. 67c Abs. 5 Bst. b StGB), ein 
lebenslängliches Verbot erst nach zehn Jahren des Vollzugs (Art. 67c Abs. 5 Bst. d 
StGB).  

Handelt es sich bei der Anlasstat hingegen um eine Sexualstraftat, die an einer 
minderjährigen oder besonders schutzbedürftigen Person begangen wurde, so sehen 
die Absätze 3 und 4 – im Gegensatz zum Verbot nach den Absätzen 1 und 2 – ein 
zwingendes Tätigkeitsverbot vor.  

Voraussetzung ist, dass die Anlasstat mit einer Mindeststrafe (sechs Monate Frei-
heitsstrafe oder 180 Tagessätze Geldstrafe) oder einer Massnahme (i.S.v. Art. 59–61 
oder 64 StGB) sanktioniert wurde. Das Verbot kann auch aufgrund von Straftaten 
angeordnet werden, die nicht in Ausübung der zu verbietenden Tätigkeit begangen 
worden sind. Es wird zudem keine negative Prognose vorausgesetzt. 

Die Dauer des zwingenden Tätigkeitsverbots beträgt zehn Jahre, wenn nötig lebens-
länglich (Art. 67 Abs. 6 StGB). Nach Ablauf der Dauer eines befristeten Verbots 
kann das Gericht dieses um jeweils höchstens fünf Jahre verlängern, sofern die 
Voraussetzungen gegeben sind (vgl. Art. 67 Abs. 6 StGB).  

Ein befristetes Verbot kann nach fünf Jahren des Vollzugs überprüft werden 
(Art. 67c Abs. 5 Bst. c StGB), ein lebenslängliches Verbot erst nach zehn Jahren 
(Bst. d). Unter gewissen Voraussetzungen kann das Tätigkeitsverbot nach den 
Absätzen 2–4 während des Vollzugs erweitert oder ein zusätzliches Verbot angeord-
net werden (Art. 67d Abs. 1 StGB). Auch eine nachträgliche Anordnung des Verbots 
während des Vollzugs einer Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehenden Massnahme 
ist nicht ausgeschlossen; diese Möglichkeit ist jedoch auf das Tätigkeitsverbot nach 
Absatz 2 beschränkt (Art. 67d Abs. 2 StGB).  
Kontakt- und Rayonverbot (Art. 67b) 

Zum Schutz einzelner konkreter möglicher Opfer insbesondere vor häuslicher Ge-
walt und zwanghafter Belästigung (sog. «Stalking») sieht Artikel 67b StGB ein 
Kontakt- und Rayonverbot vor. Dieses Verbot ist nicht ausschliesslich auf Taten 
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ausgerichtet, die an minderjährigen oder an besonders schutzbedürftigen Personen 
begangen werden. 

Das Kontakt- und Rayonverbot setzt voraus, dass der Täter ein Verbrechen oder 
Vergehen begangen hat. Es wird keine Mindeststrafe vorausgesetzt. Die Straftat 
muss gegen eine oder mehrere bestimmte, das heisst namentlich nennbare Personen 
oder gegen Personen einer bestimmten Gruppe11 begangen worden sein, damit ein 
entsprechendes Kontaktverbot kontrolliert und durchgesetzt werden kann. Voraus-
setzung für die Anordnung des Verbots ist zudem, dass die Gefahr besteht, dass der 
Täter bei einem Kontakt zu diesen Personen weitere Verbrechen oder Vergehen 
begehen wird (Art. 67b Abs. 1 StGB).  

Mit dem Kontakt- und Rayonverbot kann dem Täter namentlich verboten werden, 
mit den oben genannten Personen Kontakt aufzunehmen (vgl. Art. 67b Abs. 2 Bst. a 
StGB), sich einer bestimmten Person zu nähern oder sich in einem bestimmten 
Umkreis ihrer Wohnung (Bst. b) oder an bestimmten Orten aufzuhalten (Bst. c). 

Das Verbot kann für die Dauer von bis zu fünf Jahren verhängt werden (Art. 67b 
Abs. 1 StGB) und auf Antrag der zuständigen Behörde jeweils um fünf Jahre ver-
längert werden, sofern die Voraussetzungen gegeben sind (Art. 67b Abs. 5 StGB).  

Das Kontakt- und Rayonverbot kann nach zwei Jahren des Vollzugs überprüft 
werden (Art. 67c Abs. 5 Bst. a StGB). Auch das Kontakt- und Rayonverbot kann 
während des Vollzugs erweitert oder es kann ein zusätzliches Verbot angeordnet 
werden (Art. 67d Abs. 1 StGB); auch eine nachträgliche Anordnung des Verbots 
während des Vollzugs einer Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehenden Massnahme 
ist möglich (Art. 67d Abs. 2 StGB).  
1.3 Rahmenbedingungen für die Umsetzung der neuen Verfassungs-

bestimmung auf Gesetzesstufe 

1.3.1 Konkretisierungsbedürftige Rechtsnormen 

Wie schon in der Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit 
Kindern arbeiten dürfen» ausgeführt, enthält Artikel 123c BV unbestimmte Begriffe, 
deren genauer Anwendungsbereich nicht unmittelbar bestimmt werden kann. Arti-
kel 123c BV enthält zudem keine Bestimmungen dazu, wie das Tätigkeitsverbot 
konkretisiert und in die Praxis umgesetzt werden soll.12 Er ist daher nicht direkt 
anwendbar, sondern muss vom Gesetzgeber auf Gesetzesstufe konkretisiert und 
ergänzt werden. 

Artikel 123c BV soll auf der Basis der geltenden, am 1. Januar 2015 in Kraft getre-
tenen Bestimmungen zum Tätigkeitsverbot (Art. 67 ff. StGB; vgl. oben, Ziff. 1.2) 
umgesetzt werden.  

  

11 Damit sind Personen gemeint, die nicht unbedingt namentlich bekannt sind, aber eine 
gemeinsame Eigenschaft aufweisen (z. B. weibliche Jugendliche oder minderjährige 
Lehrlinge). Vgl. Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern 
arbeiten dürfen», Ziff. 6.2.6 und 6.4.1. 

12 Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 
Ziff. 3.1.2 und 4.3. 



 

 10 

Die Bestimmungen zum Kontakt- und Rayonverbot (Art. 67b StGB) sollen hingegen 
nicht angepasst werden. Artikel 123c BV verlangt kein solches Verbot.13  
1.3.2 Grundsätze zur Auslegung von neuen Verfassungsbestimmun-

gen 

Grundsätzlich ist bei der Auslegung der Verfassung – nicht anders als bei der Ausle-
gung von Gesetzes- und Verordnungsnormen – vom Wortlaut einer Norm auszuge-
hen (grammatikalisches Auslegungselement). Ist der Text unklar oder lässt er ver-
schiedene Deutungen zu, muss nach seiner wahren Tragweite gesucht werden. Dabei 
sind weitere Auslegungselemente zu berücksichtigen, wie namentlich die Entste-
hungsgeschichte der Norm (historisches Auslegungselement) und ihr Zweck (teleo-
logisches Auslegungselement). Wichtig ist zudem die Bedeutung, die der Norm im 
Kontext mit anderen Bestimmungen zukommt (systematisches Auslegungselement). 
Bei der Gesetzes- wie bei der Verfassungsauslegung findet nicht ein bestimmtes 
Auslegungselement vorrangig oder sogar ausschliesslich Anwendung. Vielmehr 
werden die Auslegungselemente nebeneinander berücksichtigt. Es muss im Einzel-
fall abgewogen werden, welche Methode (bzw. Methodenkombination) geeignet ist, 
den Normsinn der auszulegenden Verfassungsbestimmung korrekt wiederzugeben 
(sog. Methodenpluralismus).14 Der Wille der Initiantinnen und Initianten einer neuen 
Verfassungsnorm ist nicht ausschlaggebend. Er kann aber etwa im Rahmen der 
historischen Auslegung berücksichtigt werden.15 

Eine Besonderheit der Verfassungsauslegung besteht in der Offenheit der Rechts-
normen. So sind Gesetzgebungsaufträge in Aufgabennormen in ihrem Aussagege-
halt oft relativ unbestimmt und halten nur einen ersten Konsens über Notwendigkeit, 
Bereich und Zweck einer Staatsaufgabe fest. Bei der Interpretation solcher Normen 
geht es denn häufig auch weniger um die Auslegung als um eine Konkretisierung. 

Solange der Verfassungsgeber nicht selber einzelnen Verfassungsbestimmungen 
eine ausdrückliche Werthierarchie unterlegt, gilt zudem der Grundsatz der Gleich-
wertigkeit der Verfassungsnormen.16 Zwei Einschränkungen sind aber zu berück-
sichtigen: Soweit die Bundesverfassung zwingende Bestimmungen des Völkerrechts 
ausdrücklich wiedergibt, gehen diese Normen den «gewöhnlichen» Verfassungs-
normen vor.17 Zudem kann sich nach Abwägung aller im Einzelfall relevanten 
Elemente der Vorrang einer Verfassungsnorm ergeben. Die für die Auslegung des 
Gesetzesrechts entwickelten Prinzipien, wonach das spätere Recht dem früheren 
(«lex posterior derogat legi priori») und die speziellere der allgemeinen Norm vor-
gehe («lex specialis derogat legi generali»), dürfen bei der Verfassungsinterpretation 
jedoch nicht schematisch angewendet werden.18 

Bei der Umsetzung der neuen Verfassungsbestimmungen sind zusätzlich zu den 
allgemeinen Auslegungselementen zwei verfassungs-spezifische Auslegungsele-
mente zu berücksichtigen:  

  

13 Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 
Ziff. 6.2.6. 

14 Häfelin/Haller/Keller 2012, N. 130. 
15 Bericht Verhältnis Völkerrecht und Landesrecht, Ziff. 8.7.1.2. 
16 Tschannen 2011, § 4 N. 13, § 9 N. 5; Müller 2010 N. 7; Vgl. auch BGE 105 Ia 330, E. 3c. 
17 Tschannen 2011, § 4 N. 16. 
18 Tschannen 2011, § 4 N. 16. 
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 Die «harmonisierende Auslegung»19 (oder die Herstellung praktischer Konkor-
danz), wonach der Gesetzgeber gehalten ist, alle von der Sache berührten Ver-
fassungsanliegen mit zu bedenken. Verfassungsnormen sind so zu interpretie-
ren, dass Widersprüche innerhalb der Verfassung nach Möglichkeit vermieden 
werden. 

 Die völkerrechtskonforme Auslegung: Das Völkerrecht ist zu «beachten» 
(Art. 5 Abs. 4 BV). Darauf basiert die Verpflichtung aller Staatsorgane, im 
Rahmen ihrer rechtsetzenden oder rechtsanwendenden Tätigkeit die Verfas-
sungsnormen (soweit nötig und möglich) völkerrechtskonform auszulegen.  

1.3.3 Beschränkung von Grundrechten und Verhältnismässigkeit 

Einschränkungen von Grundrechten bedürfen einer gesetzlichen Grundlage, müssen 
durch ein öffentliches Interesse oder den Schutz von Grundrechten Dritter gerecht-
fertigt und verhältnismässig sein (Art. 36 Abs. 1–3 BV). Dies bedeutet, dass der 
Eingriff für die Verwirklichung des öffentlichen Interesses oder den Schutz der 
Grundrechte Dritter geeignet, erforderlich und auch zumutbar sein muss. 

Dem Verhältnismässigkeitsgrundsatz kommt bei der Konkretisierung von Verfas-
sungsnormen eine besondere Bedeutung zu. Neben seiner Funktion als Vorausset-
zung für die Beschränkung von Grundrechten ist er durch die Bundesverfassung 
ausdrücklich in Artikel 5 Absatz 2 als «Grundsatz rechtsstaatlichen Handelns» 
gewährleistet. Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit staatlicher Massnahmen 
durchzieht als Leitgedanke die gesamte Verfassungs- und Rechtsordnung; im Straf-
recht ist er insbesondere bei der Anordnung von Massnahmen zu beachten, und bei 
der Verhängung von Strafen ist er im Verschuldensprinzip angelegt.  

In Übereinstimmung mit der Lehre erblickt das Bundesgericht im Grundsatz der 
Verhältnismässigkeit ein Grundprinzip, das in allen Gebieten des öffentlichen 
Rechts massgebend sein soll, also das gesamte Verwaltungsrecht beherrscht und 
sowohl in der Rechtsanwendung als auch in der Rechtsetzung gilt.20 Einig sind sich 
Lehre und Praxis auch in der Funktion des Verhältnismässigkeitsprinzips. «Der 
Verhältnismässigkeitsgrundsatz ist zum Schutz der Bürger gegen übermässige 
Bindungen, [...] aufgestellt.»21 Da der Grundsatz das gesamte Staatshandeln leitet, 
kommt er auch bei der Verfassungsinterpretation zur Anwendung (im Rahmen der 
harmonisierenden und der völkerrechtskonformen Auslegung).  
1.3.4 Verhältnis von Völkerrecht und Volksinitiativen22 

Volksinitiativen, die gegen die zwingenden Bestimmungen des Völkerrechts 
verstossen, sind ungültig und dem Volk nicht zur Abstimmung zu unterbreiten. 
Volksinitiativen, die gegen übriges Völkerrecht verstossen, sind hingegen gültig und 
müssen von den Behörden umgesetzt werden, wenn sie von Volk und Ständen 
angenommen worden sind (Art. 139 Abs. 3, 193 Abs. 4, 194 Abs. 2 und 195 BV).  

  

19 Rhinow/Schefer 2009, N. 524, 529; Hangartner 2011, S. 473. 
20 BGE 96 I 234 E. 5 
21 BGE 102 Ia 234 E. 5c. Vgl. auch Botschaft neue Bundesverfassung, BBl 1997 I 131. 
22 Bericht Verhältnis Völkerrecht und Landesrecht, Ziff. 8.7 und 9.6. 
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Völkerrechtswidriges Verfassungsrecht sollte eine zeitlich begrenzte Ausnahme 
darstellen; dies gebieten die Verfassung (Art. 5 Abs. 4 BV), die aussenpolitischen 
Interessen der Schweiz und die Bedeutung des Völkerrechts für ein friedliches 
Zusammenleben der Staaten. Wird eine gegen nicht zwingendes Völkerrecht 
verstossende Volksinitiative angenommen, werden sich Gesetzgeber und Behörden 
bemühen, diese völkerrechtskonform umzusetzen. Dabei ist es nicht immer leicht, 
sowohl den Willen des Verfassungsgebers als auch die völkerrechtlichen Verpflich-
tungen voll zu berücksichtigen, sodass allenfalls eine Neuaushandlung oder Kündi-
gung des Vertrags oder eine Verletzung der internationalen Verpflichtungen der 
Schweiz in Betracht zu ziehen ist.  

Probleme ergeben sich bei unkündbaren Verträgen oder Verpflichtungen, welche die 
Schweiz aus politischen oder wirtschaftlichen Gründen nicht auflösen will. In diesen 
Fällen könnte es zu einer dauerhaften Verletzung des Völkerrechts kommen. Wenn 
der betreffende Vertrag einen Kontrollmechanismus vorsieht, setzt sich die Schweiz 
der Gefahr aus, durch ein internationales Organ verurteilt zu werden. Im Falle der 
Konvention vom 4. November 195023 zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten (EMRK) muss ein Urteil des Gerichtshofs, das eine Verletzung der 
EMRK feststellt, umgesetzt werden; die Umsetzung wird durch das Ministerkomitee 
des Europarats überwacht. Nach der ständigen Praxis des Ministerkomitees hat sich 
die Umsetzung nicht auf die Lösung des Einzelfalls zu beschränken. Der Staat muss 
auch allgemeine Massnahmen ergreifen, um eine gleichartige Verletzung der EMRK 
zu vermeiden.   
1.4 Elemente von Artikel 123c BV 

1.4.1 Voraussetzungen 

Die im Verfassungstext vorgesehene Rechtsfolge (zwingend lebenslängliches Tätig-
keitsverbot) soll bei einer Verurteilung wegen einer Straftat, welche die sexuelle 
Unversehrtheit eines Kindes oder abhängigen Person beeinträchtigt hat, eintreten.  
Kreis der betroffenen Täter 

Im Titel der Initiative sowie in deren Begründung24 wird der Begriff «Pädophile» 
zur Bezeichnung der betroffenen Täter verwendet.  

Gemäss der Klassifikation der psychischen Störungen und der Verhaltensstörungen 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO)25 wird die Pädophilie als sexuelle Präfe-
renz für Kinder, die sich meist in der Vorpubertät befinden, definiert. Nach dieser 
Klassifikation muss die pädophile Person mindestens sechzehn Jahre alt und min-

  

23  SR 0.101 
24  Erläuterungen des Bundesrates zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativko-

mitees). 
25 Internationale statistische Klassifikation der Krankheiten und verwandter Gesundheits-

probleme (10. Revision), Kapitel V (F), Psychische und Verhaltensstörungen; abrufbar 
unter folgender Internetadresse des Deutschen Instituts für Medizinische Dokumentatio-
nen und Informationen (DIMDI): www.dimdi.de > Klassifikationen, Terminologien, 
Standards > Quicklinks > ICD-10-201 WHO > Kapitel V > F60-F69 > F65.4 (Stand: 
01.07.2014). 



 

 13 

destens fünf Jahre älter als das Opfer sein. Die diagnostischen Kriterien gemäss dem 
Diagnostischen und Statistischen Manual Psychischer Störungen (DSM-IV-TR)26 

lauten wie folgt: (A) Über einen Zeitraum von mindestens 6 Monaten wiederkehren-
de intensive sexuell erregende Fantasien, sexuell dranghafte Bedürfnisse oder Ver-
haltensweisen, die sexuelle Handlungen mit einem präpubertären Kind oder Kindern 
(in der Regel 13 Jahre oder jünger) beinhalten; (B) die Person hat das sexuell drang-
hafte Bedürfnis ausgelebt, oder die sexuell dranghaften Bedürfnisse oder Phantasien 
verursachen deutliches Leiden oder zwischenmenschliche Schwierigkeiten; (C) die 
Person ist mindestens 16 Jahre alt und mindestens 5 Jahre älter als das Kind oder die 
Kinder nach Kriterium A. 

In der Sachüberschrift und im Normtext von Artikel 123c BV wird der Begriff 
«Pädophile» nicht erwähnt. Die Formulierung ist breiter gefasst. Sie umfasst nicht 
nur die Täter, die eine Straftat an einem Kind, sondern auch solche, die eine Straftat 
an einer zum Widerstand unfähigen, urteilsunfähigen oder abhängigen Person be-
gangen haben.  

Aus Artikel 123c BV geht nicht hervor, ob zum Kreis der betroffenen Täter – nebst 
erwachsenen – auch minderjährige Personen gehören sollen.  
Anlasstaten 

Zur Bezeichnung der Handlungen, die zu einem Tätigkeitsverbot führen sollen, wird 
in der Sachüberschrift von Artikel 123c BV der Begriff «Sexualdelikte an Kindern 
oder an zum Widerstand unfähigen oder urteilsunfähigen Personen» verwendet. Im 
Normtext ist die Rede von einer Verurteilung von Personen, die «die sexuelle Un-
versehrtheit eines Kindes oder einer abhängigen Person beeinträchtigt haben».  

Da nur eine Verurteilung zur Anordnung eines Tätigkeitsverbots führen kann, muss 
das betreffende Verhalten die Tatbestandsmerkmale einer strafbaren Handlung 
erfüllen. 

Das StGB verwendet die Begriffe «Sexualdelikt» und «Beeinträchtigung der sexuel-
len Unversehrtheit» nicht, sondern fasst im fünften Titel des Zweiten Buches die 
strafbaren Handlungen gegen die sexuelle Integrität zusammen (Art. 187 ff. StGB). 

Darunter fallen einerseits Handlungen, welche gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
des Opfers gerichtet sind, indem ihm Sexualkontakte gegen seinen Willen oder in 
Ausnützung eines Mangels an Urteils- oder Widerstandsfähigkeit aufgezwungen 
werden oder wenn das Opfer sich die Konfrontation mit sexualbezogenen Vorgän-
gen oder Darstellungen aufdrängen lassen muss. Andererseits richten sich auch 
Handlungen gegen die sexuelle Integrität, welche die ungestörte sexuelle Entwick-
lung unmündiger Personen gefährden, zum Beispiel indem das Opfer zu anderen als 
altersspezifischen Formen sexueller Betätigung veranlasst oder in sie einbezogen 
wird.27  
  

26 Diagnostisches und Statistisches Manual Psychischer Störungen 2003, S. 630 ff. 
27 Stratenwerth/Jenny/Bommer 2010, vor § 7 N. 2. 
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Verurteilen 

Auf Deutsch bedeutet «verurteilen» «durch Gerichtsbeschluss mit einer bestimmten 
Strafe belegen».28 Gemäss den Definitionen in französischsprachigen 
Wörterbüchern bedeutet «verurteilen (condamner)» «frapper d’une peine, faire subir 
une punition (à qqn), par un jugement»29 oder «prononcer une peine par jugement 
contre la personne jugée coupable»30. Auf Italienisch schliesslich ist «verurteilen 
(condannare)» ein «detto dell’autorità giudiziaria, imporre una pena o una sanzione 
a un imputato riconisciuto colpevole»31. Der Begriff der Verurteilung ist somit in 
allen drei Sprachen eng mit jenem der Strafe verbunden.  

Eine Verurteilung setzt nicht nur voraus, dass jemand für schuldig erklärt wird, 
sondern auch das Verhängen einer Strafe. Diese Definition ist enger gefasst als die 
juristische Definition der Verurteilung, wonach die Verurteilung in der Schuldiger-
klärung einer Person durch eine Gerichtsbehörde verstanden wird, unabhängig 
davon, ob eine Strafe verhängt worden ist.32  

Die Möglichkeit, eine Person ohne Bestrafung zu verurteilen, ist namentlich in den 
Artikeln 52–54, 187 Absatz 3, 188 Absatz 2, 192 Absatz 2 und 193 Absatz 2 StGB 
vorgesehen.  

In Bezug auf Artikel 123c BV lässt sich nicht eindeutig bestimmen, welche Definiti-
on von Verurteilung gemeint ist.  
Geschützte Opfer 

Die Opfer werden im Titel der Initiative als «Kinder» bezeichnet, in der Sachüber-
schrift von Artikel 123c BV als «Kinder» und «zum Widerstand unfähige oder 
urteilsunfähige Personen» und im Normtext als «Kinder» und «abhängige Perso-
nen». Demnach ist von vier Kategorien von Opfern die Rede:  

 Kinder (enfants, fanciulli): Der Inhalt des Begriffs «Kind» unterscheidet sich je 
nach rechtlichem Zusammenhang und entspricht nicht unbedingt jenem des 
Minderjährigen. Gemäss Artikel 1 des Übereinkommens vom 20. Novem-
ber 198933 über die Rechte des Kindes ist ein Kind «jeder Mensch, der das 
achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, soweit die Volljährigkeit nach 
dem auf das Kind anzuwendenden Recht nicht früher eintritt». In Arti-
kel 11 BV, in welchem der Schutz der Kinder und Jugendlichen verankert ist, 
wird keine genauere Definition geliefert. Nach herrschender Lehre geht es ver-
mutlich vor allem um den Schutz der Minderjährigen.34  

 Zum Widerstand unfähige Personen (personnes incapables de résistance, perso-
ne inette a resistere): Dieser Begriff umfasst ziemlich viele Situationen. Denn 
eine Person kann vorübergehend oder dauerhaft, chronisch oder unter Einwir-

  

28 Deutsches Universalwörterbuch, Mannheim/Leipzig/Wien/Zürich 2001. 
29 Le Nouveau Petit Robert: dictionnaire alphabétique et analogique de la langue française, 

Paris 2008. 
30 Le Petit Larousse illustré en couleurs, Paris 2006. 
31 Dizionario della Lingua Italiana, Milano 2003. 
32 S. dazu Gruber 2013, Art. 366 N. 18 (mit Verweis auf die Botschaft des Bundesrates vom 

21. Sept. 1998 zur Änderung des Schweizerischen Strafgesetzbuches und des Militärstra-
fgesetzes sowie zu einem Bundesgesetz über das Jugendstrafrecht, BBl 1999 1979). 

33 SR 0.107 
34 Aubert/Mahon 2003, Art. 11 N. 3. 
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kung unfähig zum Widerstand sein. Die Unfähigkeit zum Widerstand kann zu-
dem mehrere Gründe haben: übermässiger Alkohol- oder Drogenkonsum, kör-
perliche Invalidität, eingeschränkte Bewegungsfreiheit (z. B. wegen Fesselung), 
eingeschränkte Sicht auf den Täter (auf dem Rücken auf einem gynäkologi-
schen Untersuchungsstuhl oder auf dem Bauch auf einem Massagetisch lie-
gend35), Drohungen, Gewalttätigkeit usw.  

 Urteilsunfähige Personen (personnes incapables de discernement, persone 
incapaci di discernimento): Die Urteilsfähigkeit ist ein für alle Rechtsgebiete 
wichtiger juristischer Begriff. Gestützt auf Artikel 16 ZGB (Urteilsfähigkeit) 
geht die Rechtsprechung davon aus, dass die Urteilsfähigkeit zwei Elemente 
enthält: einerseits eine intellektuelle Komponente, nämlich die Fähigkeit, Sinn 
und Wirkungen einer bestimmten Handlung zu erkennen; andererseits ein Cha-
rakterelement, nämlich die Fähigkeit, gemäss der vernünftigen Erkenntnis nach 
seinem freien Willen zu handeln. Die Urteilsfähigkeit ist aber auch relativ zu 
verstehen; sie ist in Bezug auf eine bestimmte Handlung zu beurteilen. Im Zu-
sammenhang mit den strafbaren Handlungen gegen die sexuelle Integrität be-
deutet dies, dass in jedem konkreten Fall bestimmt werden muss, ob das Opfer 
psychisch in der Lage war, sich zu wehren oder den Beziehungen zuzustimmen.  

 Abhängige (personnes dépendantes, persone dipendenti): Der Begriff der ab-
hängigen Person ist äusserst weit. Er geht über die körperliche oder geistige 
Unfähigkeit, sich zu wehren, hinaus und umfasst zahlreiche Situationen. Die 
Abhängigkeit kann mit einem hierarchischen Verhältnis, einem Vertrauensver-
hältnis, Furcht oder finanziellen Problemen zusammenhängen. Ein solches 
Verhältnis kann bei der Arbeit, bei einer Therapie oder in einer Beziehung mit 
einem bestimmten Machtgefälle (mit einem Lehrer, Polizisten, Gefängniswärter 
usw.) entstehen. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Täter eine Situati-
on ausgenutzt oder herbeigeführt haben muss, in der er eine bestimmte Macht 
über das Opfer ausüben konnte.   

1.4.2 Rechtsfolgen 

Die Rechtsfolge, die bei Erfüllung der Voraussetzungen (s. oben, Ziff. 1.4.1) eintre-
ten soll, ist der endgültige Verlust des Rechts, eine berufliche oder ehrenamtliche 
Tätigkeit mit einem geschützten Opfer auszuüben, was die Verhängung eines ent-
sprechenden Verbots durch das Gericht bedeutet.  
Endgültiger Verlust des Rechts auf Ausübung einer Tätigkeit 

Die betreffende Stelle von Artikel 123c BV wirft drei sehr unterschiedliche Fragen 
auf:  

1. Muss das Gericht zwingend ein Verbot erlassen, sobald es jemanden verurteilt? 

2. Muss das Verbot systematisch als lebenslängliches Verbot verhängt werden?  

3. Bedeutet der endgültige Verlust des Rechts auf Ausübung einer Tätigkeit, dass 
der zu verbietende Beruf bewilligungspflichtig sein muss?  

  

35 BGE 133 IV 49 E. 7; BGE 103 IV 165. 
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Geht man vom Text von Artikel 123c BV aus, steht der zwingende Charakter des 
Tätigkeitsverbots ausser Zweifel. Bei Verurteilung einer Person durch das Gericht 
muss in jedem Fall ein solches angeordnet werden. Dies kann nach dem Wortlaut 
der Verfassungsbestimmung von Artikel 123c BV nicht mehr im Ermessen des 
Gerichts liegen. 

Der Begriff «endgültig» ist ebenfalls eindeutig: Sind die Voraussetzungen erfüllt, ist 
ein lebenslängliches Tätigkeitsverbot zu verhängen. 

Die dritte und letzte Frage ist schwieriger zu beantworten. Zu sagen, dass die verur-
teilte Person das Recht auf die Ausübung einer Tätigkeit verlieren muss, könnte so 
verstanden werden, dass sie vorher eine Bewilligung für die Ausübung eines Berufs 
oder einer Tätigkeit erhalten haben muss und ihr diese entzogen werden soll, wenn 
sie eine Straftat begangen hat. Diese Auslegung wäre jedoch zu eng und könnte die 
Initiative ihrer Substanz berauben. Die betreffende Stelle von Artikel 123c BV liesse 
sich aber auch so auslegen, dass der Täter das Recht auf die Ausübung einer Tätig-
keit mit Kindern allgemein verlieren soll, unabhängig davon ob die Tat nun in 
Ausübung seines Berufs begangen wurde oder nicht und ob der Beruf bewilligungs-
pflichtig ist oder nicht. Dieser Schluss liegt umso näher, als das Verbot auch ehren-
amtliche Tätigkeiten erfassen soll, die grundsätzlich keiner Bewilligung bedürfen.  
Berufliche und ehrenamtliche Tätigkeit 

In seiner Begründung der Initiative liefert das Initiativkomitee einige Beispiele von 
beruflichen oder ehrenamtlichen Tätigkeiten mit Kindern: Tätigkeiten an Schulen, in 
Behinderteninstitutionen oder in Sportvereinen.36 Diesen Tätigkeiten gemein ist, 
dass sie in einem organisierten Rahmen stattfinden.  
Tätigkeit mit minderjährigen oder abhängigen Personen 

Gemäss dem deutschen Wortlaut von Artikel 123c BV müssen die zu verbietenden 
Tätigkeiten «mit» Minderjährigen oder Abhängigen ausgeübt werden. Daraus kann 
geschlossen werden, dass die Tätigkeit von ihrer Art her einen direkten Kontakt mit 
diesen Personen und möglicherweise die Entwicklung eines Vertrauensverhältnisses 
voraussetzt. Darunter fallen insbesondere Tätigkeiten als Lehrer, Betreuer oder 
Trainer in Sportvereinen, Schulen oder Kinderkrippen. Nicht zwingend darunter 
fallen jedoch hauswirtschaftliche Tätigkeiten in solchen Institutionen (z. B. Haus-
wart, Sekretär, Koch, Putzpersonal); hier wird die spezifische Tätigkeit oft nicht 
direkt «mit» den betroffenen Personen ausgeübt. Für die Aufgabenerfüllung ist der 
direkte Kontakt zu ihnen in vielen Fällen auch nicht notwendig.  

Die französische Fassung von Artikel 123c BV weicht von der deutschen Fassung 
insofern leicht ab, als darin der Begriff «en contact avec des mineurs ou des person-
nes dépendantes» (Tätigkeiten «in» Kontakt mit minderjährigen oder abhängigen 
Personen) verwendet wird. Diese Formulierung ist weiter, da eine Tätigkeit «in» 
Kontakt mit minderjährigen oder abhängigen Personen nicht nur bei Tätigkeiten, die 
direkt mit den betroffenen Personen ausgeübt werden, vorliegt, sondern bei allen 
Tätigkeiten, die wiederholt in Einrichtungen ausgeübt werden, die Dienstleistungen 

  

36  Erläuterungen zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativkomitees). 
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anbieten, die sich direkt und und spezifisch an minderjährige oder abhängige Perso-
nen richten. Damit fallen darunter auch hauswirtschaftliche Tätigkeiten (s. oben) in 
solchen Institutionen.  

Die Begriffe «in Kontakt mit» in der französischen Fassung beziehungsweise «mit» 
in der deutschen Fassung liefern keine Informationen zu Häufigkeit, Dauer und 
Intensität der Kontakte.  
1.5 Vorschlag zur Umsetzung von Artikel 123c BV im Strafgesetz-

buch 

1.5.1 Grundsätze 

Artikel 123c BV soll, wie oben unter Ziffer 1.3 erwähnt, auf der Basis der Bestim-
mungen zum Tätigkeitsverbot des geltenden Rechts (Art. 67 ff. StGB) umgesetzt 
werden. Die Umsetzung orientiert sich vorab am Wortlaut der Verfassungsbestim-
mung. Zugleich soll auch den grundrechtlichen Vorgaben der Verfassung Rechnung 
getragen werden, die durch die Annahme der Initiative nicht ausser Kraft gesetzt 
worden sind. Ferner sollen die internationalen Menschenrechtsgarantien beachtet 
werden. Die Annahme der Initiative drängt die Tragweite dieser rechtsstaatlichen 
Prinzipien zurück, sie beraubt sie aber nicht jeden Gehalts. In diesem Zusammen-
hang wird im Sinne der Herstellung praktischer Konkordanz eine Härtefallbestim-
mung vorgeschlagen, nach welcher unter engen Voraussetzungen ausnahmsweise 
auf die Anordnung eines Verbots verzichtet werden kann (vgl. unten, Ziff. 1.5.5 und 
2.1.2 [Variante 1]).  
1.5.2 Kreis der betroffenen Täter 

Wie unter Ziffer 1.4.1 erwähnt, wird zwar im Titel der Initiative und in deren Be-
gründung der Begriff «Pädophile» verwendet. Im Normtext von Artikel 123c BV ist 
der Kreis der Täter jedoch weiter gefasst. 

Aus diesen Gründen wird vorgeschlagen, dass zwingend lebenslängliche Tätigkeits-
verbot nicht auf Pädophile im Sinne der Psychiatrie zu beschränken; es soll grund-
sätzlich für alle Täter gelten, die wegen einer Sexualstraftat an einem geschützten 
Opfer verurteilt werden (zu den geschützten Opfer vgl. unten; Ziff. 1.5.6). Dieses 
Tätigkeitsverbot soll jedoch nur für erwachsene Täter gelten. Minderjährige Perso-
nen sollen vom Kreis der betroffenen Täter ausgenommen werden (vgl. unten, Ziff. 
1.10).  
1.5.3 Anlasstaten  

Mit Blick auf den Wortlaut von Artikel 123c BV soll grundsätzlich jede Sexualstraf-
tat (vgl. oben, Ziff. 1.4.1) als Anlasstat für die Anordnung des zwingend lebensläng-
lichen Tätigkeitsverbots gelten, deren Opfer zum Kreis der geschützten Personen 
gehört (vgl. unten, Ziff. 1.5.6).  

Es handelt sich demnach um folgende Sexualstraftatbestände, die im fünften Titel 
des zweiten Buches des StGB geregelt sind: sexuelle Handlungen mit Kindern 
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(Art. 187 StGB), sexuelle Handlungen mit Abhängigen (Art. 188 StGB), sexuelle 
Nötigung (Art. 189 StGB), Vergewaltigung (Art. 190 StGB), Schändung (Art. 191 
StGB), sexuelle Handlungen mit Anstaltspfleglingen, Gefangenen, Beschuldigten 
(Art. 192 StGB), Ausnützung der Notlage (Art. 193 StGB), Exhibitionismus 
(Art. 194 StGB), Förderung der Prostitution (Art. 195 StGB), sexuelle Handlungen 
mit Minderjährigen gegen Entgelt (Art. 196 StGB), Pornografie (Art. 197 StGB) und 
sexuelle Belästigungen (Art. 198 StGB).  

Der Menschenhandel soll ebenfalls als Anlasstat gelten, sofern er «zum Zwecke der 
sexuellen Ausbeutung» (Art. 182 Abs. 1 StGB) betrieben wird. Dieser Straftatbe-
stand stellt zwar kein eigentliches Sexualdelikt (i.S. des fünften Titels des StGB) 
dar, weil nicht nur die sexuelle Selbstbestimmung, sondern auch allgemein die 
persönliche Freiheit und Selbstbestimmung des Opfers geschützt wird. Er wird 
jedoch aufgrund der offenen Umschreibung in Artikel 123c BV (Beeinträchtigung 
der sexuellen Unversehrtheit) aufgenommen. Dafür spricht auch der Umstand, dass 
der Handel mit Frauen und Kindern zwecks sexueller Ausbeutung bis zur Revision 
des Sexualstrafrechts, die im Jahre 1992 in Kraft getreten ist, als Frauen- und Kin-
derhandel (Art. 202 aStGB) unter den Sexualstraftaten eingereiht war. 

Falls alle oben erwähnten Sexualstraftaten als Anlasstaten gelten, führen – im Ver-
gleich zu beispielsweise sexueller Nötigung (Art. 189 StGB), Vergewaltigung (Art. 
190 StGB) oder Schändung (Art. 191 StGB) – auch weniger schwerwiegende Straf-
taten wie zum Beispiel Exhibitionismus (Art. 194 StGB) oder sexuelle Belästigun-
gen (Art. 198 StGB) grundsätzlich zwingend zu einem lebenslänglichen Tätigkeits-
verbot (vgl. unten, Ziff. 2.1.2) – dies ungeachtet der Tatsache, dass es sich bei diesen 
beiden Straftatbeständen um Antragsdelikte handelt.37 

Als Antragsdelikte gestaltet der Gesetzgeber jene Straftaten aus, bei denen die 
(staatlichen oder privaten) Interessen auf Strafverfolgung relativ gering sind – insbe-
sondere also Bagatelldelikte. Zu beachten ist zudem, dass die Verfolgung eines 
Antragsdelikts die Persönlichkeitsrechte des Verletzten oftmals so schwer tangiert, 
dass dieser eine Strafverfolgung lieber vermeiden möchte. Bei einem Antragsdelikt 
soll das Strafverfahren nicht gegen den Willen der antragsberechtigten, verletzten 
Person durchgeführt werden.38 Beim Exhibitionismus (Art. 194 StGB) und bei 
sexuellen Belästigungen (Art. 198 StGB) hängt die Anordnung eines Tätigkeitsver-
bots letztlich vom Willen der betroffenen Person ab. Es besteht auch die Möglich-
keit, dass sich der Täter den Rückzug des Strafantrages erkauft, um einem Tätig-
keitsverbot zu entgehen. Dieser Umstand lässt sich aufgrund von Artikel 123c BV, 
der die Anlasstat als «Beeinträchtigung der sexuellen Unversehrtheit» umschreibt, 
jedoch kaum vermeiden. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die Strafverfol-
gungsbehörden in über 90% aller Fälle (also auch bei den meisten Offizialdelikten) 
nur über Hinweise aus der Bevölkerung von einer Straftat erfahren.39 Somit hängt 
ein Tätigkeitsverbot oder generell die Strafverfolgung auch bei den anderen Sexual-
straftaten meistens vom Willen einer Person ab, Anzeige zu erstatten oder der Be-
hörde Hinweise zu geben. 

  

37  Im Anwendungsbereich des MStG werden Exhibitionismus (Art. 159 MStG) und sexuelle 
Belästigungen (Art. 159a MStG) hingegen von Amtes wegen verfolgt (Offizialdelikte). 

38  Zur Definition des Antragsrechts vgl. Riedo 2013, Art. 30 N. 4. 
39  Riedo 2013, vor Art. 30 StGB N. 4. 
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Anders als das qualifizierte Tätigkeitsverbot des geltenden Rechts (vgl. insb. Art. 67 
Abs. 3 und 4 StGB) soll das vorgeschlagene Tätigkeitsverbot unabhängig von der 
Höhe der im Einzelfall ausgesprochenen Strafe angeordnet werden. 

Zudem soll – wie bereits im geltenden Recht – nicht relevant sein, ob die Tat in 
Ausübung eines Berufs, einer ehrenamtlichen Tätigkeit oder im rein privaten Rah-
men verübt wurde oder ob dem Täter eine gute oder eine schlechte Zukunftsprogno-
se gestellt werden kann.  
1.5.4 Konkretisierung des Begriffs «Verurteilung» 

Der Vorentwurf sieht vor, dass das Tätigkeitsverbot nur bei Tätern angeordnet 
werden soll, die wegen einer Anlasstat (s. oben, Ziff. 1.5.3) zu einer Strafe verurteilt 
werden oder gegen welche eine Massnahme angeordnet wird. Sieht das Gericht 
trotz Verurteilung von einer Strafe ab (z. B. gestützt auf Art. 187 Ziff. 3 StGB), so 
soll kein zwingend lebenslängliches Tätigkeitsverbot angeordnet werden können. Es 
bleibt dem Gericht in solchen Fällen jedoch unbenommen, ein (fakultatives) Tätig-
keitsverbot nach Artikel 67 Absatz 2 StGB zu verhängen. 

Mit Blick auf den Zweck der Initiative (Vermeidung der Wiederholung von be-
stimmten Sexualstraftaten) könnte zwar auch angenommen werden, dass eine Verur-
teilung ohne Strafe für die Anordnung eines zwingend lebenslänglichen Tätigkeits-
verbots genügt. Eine solche Lösung würde aber dem Grundsatz der Verhältnis-
mässigkeit widersprechen und ergibt sich nicht zwingend aus Artikel 123c BV. 

Sexualstraftaten gegen die geschützten Opfer (s. unten, Ziff. 1.5.6) können auch von 
Tätern begangen werden, die zum Beispiel aufgrund einer schweren psychischen 
Störung schuldunfähig sind und daher nicht bestraft werden dürfen (Art. 19 Abs. 1 
StGB) oder wegen einer verminderten Schuldfähigkeit milder bestraft werden 
(Art. 19 Abs. 2 StGB).  

Ist der Täter schuldunfähig (z. B. aufgrund einer schweren psychischen Störung), so 
wird er freigesprochen (Art. 19 Abs. 1 StGB); allerdings kann eine Massnahme 
angeordnet werden (Art. 19 Abs. 3 StGB). Es kann offen gelassen werden, ob eine 
sehr weite verfassungsrechtliche Auslegung des Begriffs «Verurteilung» ein zwin-
gend lebenslängliches Tätigkeitsverbot auch bei schuldunfähigen Tätern zuliesse 
(also aufgrund eines «Freispruchs»), sofern diese Täter aufgrund ihrer Gefährlich-
keit für die öffentliche Sicherheit mit einer Massnahme belegt worden sind. Bei 
Tätern, die für ihre Handlungen strafrechtlich nicht verantwortlich gemacht werden 
können, würde ein zwingend lebenslängliches Tätigkeitsverbot, dessen Notwendig-
keit und Geeignetheit nicht überprüft werden kann, zu weit führen. Für diese Perso-
nen scheint ein fakultatives Tätigkeitsverbot (z. B. gestützt auf Art. 67 Abs. 2 StGB) 
sachgerechter, in dessen Rahmen umfassend auf die konkret bestehende Gefährlich-
keit abgestellt werden kann.  
1.5.5 Richterliches Ermessen 

Zwei Varianten 

Liest man Artikel 123c BV isoliert und ohne Rücksicht auf den Kontext der gesam-
ten Verfassung, kann man zum Schluss kommen, dass jede Verurteilung wegen 
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einer Sexualstraftat, deren Opfer zum Kreis der geschützten Personen gehört (vgl. 
oben, Ziff. 1.5.3) zur Anordnung eines zwingend lebenslänglichen Tätigkeitsverbots 
führen muss. Berücksichtigt man aber bei der Umsetzung der angenommenen 
Volksinitiative die nach wie vor geltenden rechtsstaatlichen Garantien der BV, 
bewegt man sich in einem rechtlichen Spannungsfeld, das differenzierte Lösungen 
verlangt. Vor diesem Hintergrund stellt der Bundesrat zwei Varianten zur Diskussi-
on:  
Variante 1: Richterliches Ermessen in Härtefällen  

Bei einem lebenslänglichen Tätigkeitsverbot handelt es sich um einen Grundrechts-
eingriff (vgl. unten, Ziff. 5.1.2.). Ein solcher ist nur rechtmässig, wenn er sich auf 
eine gesetzliche Grundlage stützen kann, im öffentlichen Interesse oder zum Schutze 
von Grundrechten Dritter ausgesprochen wird und verhältnismässig ist (Art. 36 
Abs. 2 und 3 BV). Diese Garantien von elementarer Bedeutung sind durch die 
Annahme der Initiative nicht ausser Kraft gesetzt worden, sondern haben nach wie 
vor Geltung. Angenommene, formulierte Volksinitiativen auf Teilrevision sind im 
Kontext der geltenden BV auszulegen, da die Initiantinnen und Initianten eine 
Teilrevision der Verfassung anstrebten und Volk und Stände nur über eine solche 
befanden.40 

Bei der Auslegung der Verfassung ist grundsätzlich von der Gleichrangigkeit aller 
Verfassungsnormen auszugehen (vgl. oben, Ziff. 1.3.2). Die Verfassung selbst sieht 
keine explizite interne Normenhierarchie vor, welche bestimmten Verfassungsnor-
men im Verhältnis zu anderen den Vorzug geben würde. Hier unterscheidet sich die 
BV beispielsweise vom deutschen Grundgesetz, das in Artikel 79 Absatz 3 bestimm-
te Normen als unantastbar erklärt und somit aus dem übrigen Verfassungsrecht 
heraushebt. 

Stehen mehrere Verfassungsbestimmungen zueinander in einem Spannungsverhält-
nis, müssen sie – wie unter Ziffer 1.3.2 dargelegt – auf dem Wege der harmonisie-
renden Auslegung miteinander zu praktischer Konkordanz gebracht werden. Gleich-
rangigkeit der Verfassungsnormen heisst dabei bloss, dass die eine Norm nicht a 
priori einer anderen übergeordnet ist, hat aber nicht zur Konsequenz, dass im Har-
monisierungsprozess der Bedeutung der einzelnen Bestimmungen für die konkrete 
Fragestellung nicht Rechnung getragen werden dürfte.  

Im konkreten Fall bedeutet dies, dass Artikel 123c BV zwar die Voraussetzungen für 
die Beschränkung von Grundrechten in Artikel 36 BV zurückdrängen darf. Arti-
kel 36 BV darf aber – angesichts seiner Tragweite für den Rechtsstaat – nicht jeder 
Wirksamkeit beraubt werden.41 

Die Variante 1 soll den Gerichten daher zumindest in bestimmten Fällen die Mög-
lichkeit eröffnen, Fragen der Verhältnismässigkeit des Grundrechtseingriffs zu 
prüfen. Sie enthält eine Härtefallbestimmung, die es erlaubt, auf die Anordnung 
eines zwingend lebenslänglichen Tätigkeitsverbotes zu verzichten. Die Vorausset-
zungen hierzu sind eng ausgestaltet. Die Bestimmung kommt nicht bei allen, son-
dern nur bei gewissen Anlasstaten zur Anwendung. Darüber hinaus wird kumulativ 
verlangt, dass es sich um einen leichten Fall einer Anlasstat handelt und die Anord-

  

40  Reich 2008, S. 510. 
41  Moser 1986, S. 14 f.  
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nung eines Tätigkeitsverbotes offensichtlich weder notwendig noch zumutbar ist. Bei 
schwersten Anlasstaten vermutet das Gesetz unwiderlegbar, dass es keine leichten 
Fälle gibt (zu den Einzelheiten vgl. unten, Ziff. 2.1.2).  

Zu denken ist beispielsweise an Fälle von einvernehmlicher Jugendliebe zwischen 
einer jungen erwachsenen und einer 15-jährigen Person, bei welchen nicht zu be-
fürchten ist, dass der Täter eine Tätigkeit zur Begehung weiterer Verbrechen oder 
Vergehen missbraucht und keine Wiederholungsgefahr besteht.  

Mit dieser Härtefallbestimmung kann im Übrigen auch der Intention der Initiantin-
nen und Initianten Rechnung getragen werden. Diese haben sich im Vorfeld zur 
Abstimmung dahingehend geäussert, dass sogenannte Jugendlieben nicht von einem 
zwingend lebenslänglichen Tätigkeitsverbot erfasst werden sollen und die Volksini-
tiative auf pädophile Straftäter ziele.42  

Auch die EMRK verlangt bei der Beschränkung des hier zur Diskussion stehenden 
Artikels 8 (Schutz des Privatlebens) eine Verhältnismässigkeitsprüfung. Die vorge-
schlagene Härtefallbestimmung für leichte Fälle ginge zwar in diese Richtung, 
vermöchte aber das Risiko nicht gänzlich zu beseitigen, dass der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR) in einem konkreten Fall eine Konventions-
verletzung feststellen würde (vgl. unten, Ziff. 5.2.1).  
Variante 2: Ausnahmslose Anordnung eines zwingenden Tätigkeitsverbotes 

Die Variante 2 folgt dem isoliert betrachteten Wortlaut von Artikel 123c BV und 
nimmt keine Rücksicht auf die übrigen Normen der BV. Die Konsequenz ist eine 
starre Regelung, bei der in jedem Falle ein lebenslängliches Tätigkeitsverbot ausge-
sprochen werden muss, wenn jemand wegen einer Anlasstat zu einer Strafe verur-
teilt oder gegen ihn eine Massnahme angeordnet wird. 

Der strikte Automatismus lässt sich nicht mit den verfassungsrechtlichen Anforde-
rungen für die Beschränkung von Grundrechten vereinbaren und steht sowohl im 
Konflikt mit anderen Bestimmungen der BV als auch mit der EMRK. Für den Bun-
desrat stellt diese Variante keine vertretbare Lösung dar.  
1.5.6 Geschützte Opfer 

Ausgehend von den in Artikel 123c BV genannten Personen, sollen mit dem vorge-
schlagenen Tätigkeitsverbot folgende Opferkreise geschützt werden: 

 Minderjährige Personen: Geschützt werden sollen alle Minderjährigen und 
nicht nur Kinder unter 16 Jahren. Es ist davon auszugehen, dass unter dem in 
Artikel 123c BV verwendeten Begriff «Kinder» auch Minderjährige zu verste-
hen sind (vgl. oben, Ziff. 1.4.1). Der Umstand, dass Artikel 123c BV Tätigkei-
ten mit Minderjährigen verbietet, bestätigt diese Annahme. 

 Besonders schutzbedürftige Personen: Beim Tätigkeitsverbot des geltenden 
Rechts (vgl. Art. 67 ff. StGB) zählen – nebst den minderjährigen – auch «be-
sonders schutzbedürftige Personen» zu den geschützten Opfern. Darunter wer-
den Personen verstanden, die aufgrund ihres Alters, einer Krankheit oder einer 

  

42  Erläuterungen zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativkomitees). 
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langfristigen körperlichen oder psychischen Beeinträchtigung bei alltäglichen 
Verrichtungen oder ihrer Lebensführung auf fremde Hilfe angewiesen sind (zu 
den Einzelheiten vgl. unten, Ziff. 2.1.3). Gerade weil diese Personen auf fremde 
Hilfe angewiesen sind und zum Teil kein selbstbestimmtes Leben führen kön-
nen, sind sie besonders gefährdet, Opfer bestimmter Straftaten zu werden.43 
Keine besondere Schutzbedürftigkeit in diesem Sinne liegt demgegenüber vor, 
wenn die Beeinträchtigung nur aufgrund einer vorübergehenden Schwächung 
durch Alkohol, Drogen oder anderen Ursachen geschaffen wurde. 

 Abhängige, zum Widerstand unfähige und urteilsunfähige Personen: Wie oben 
unter Ziffer 1.4.1 erwähnt, sind Straftaten an zum Widerstand unfähigen, ur-
teilsunfähigen oder abhängigen Personen meistens nicht mit einer spezifischen 
beruflichen oder organisierten ausserberuflichen Tätigkeit des Täters verbun-
den.  

Ein Abhängigkeitsverhältnis kann zum Beispiel zwischen dem Lernenden und 
seinem Betreuer oder seiner Betreuerin oder auch allgemein zwischen der an-
gestellten und der vorgesetzten Person oder zwischen dem Psychotherapeuten 
und dem Patienten bestehen44; ebenso bei Anstaltspfleglingen, Anstaltsinsas-
sen, Gefangenen, Verhafteten oder Beschuldigten45. Ein Abhängigkeitsverhält-
nis ist auch denkbar zwischen einem seine Machtstellung ausnutzenden Amts-
träger (z. B. Bauvorstand, Entscheidungsträger betr. Subventionen, Sozial-
vorstand, etc.) und dem Gesuchsteller oder der Gesuchstellerin.46  

Widerstandsunfähig ist beispielsweise eine unter Narkose stehende Person. 
Auch kann je nach Umständen ein Patient oder eine Patientin auf der Massage-
liege während der Physiotherapie47 oder eine Patientin auf dem gynäkologi-
schen Behandlungsstuhl48 widerstandsunfähig sein. Ein Tätigkeitsverbot, das 
jede Situation mit einer solchen Person vermeiden will, wäre uferlos. Wie die 
obigen Beispiele zeigen, kann sich bei fast allen beruflichen oder organisierten 
ausserberuflichen Tätigkeiten potentiell ein Kontakt zu abhängigen, zum Wi-
derstand unfähigen oder urteilsunfähigen Personen ergeben. Dies hätte zur Fol-
ge, dass ein Verbot verhängt werden müsste, das beinahe zu einem absoluten 
Tätigkeitsverbot in allen Berufen und organsierten Freizeitaktivitäten führen 
würde. Es ist offensichtlich, dass eine solche Lösung unverhältnismässig wäre. 

Viele der Straftaten an diesen Personen werden bereits durch die Opferkreise 
«Minderjährige» und «besonders schutzbedürftige Personen» erfasst. Sofern es 
sich beim Opfer nicht um eine minderjährige oder besonders schutzbedürftige 
Person handelt, muss das zwingend lebenslängliche Verbot auf gewisse Tätig-
keiten beschränkt werden, die typischerweise häufig auch an zum Widerstand 
unfähigen, urteilsunfähigen oder abhängigen Personen ausgeübt werden oder 
bei welchen solche Situationen geschaffen werden. Dies dürfte insbesondere 
bei Heil- und Pflegetätigkeiten im Gesundheitsbereich gegeben sein. Zu denken 
ist zum Beispiel an die oben erwähnten Verhältnisse zwischen dem Psychothe-

  

43  Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 

Ziff. 6.4.1. 
44  Maier, Art. 188 N. 7 und Art. 193 N. 7 ff. mit Hinweisen auf BGE 124 IV 13 und 

BGE 131 IV 114.  
45  Art. 192 StGB. 
46  Maier 2013, Art. 193 N. 6. 
47  BGE 133 IV 49; Urteil des Bundesgerichts vom 2. Dez. 2008, 6B.527/2008. 
48  Urteil des Bundesgerichts vom 3. Okt. 2005, 6S.448/2004. 
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rapeuten und seinem Patienten, dem Patienten oder der Patientin beim Physio-
therapeuten (Massageliege),49 der Patientin und ihrem Gynäkologen (Behand-
lungsstuhl).50 Demzufolge erscheint ein spezielles Verbot in diesem Tätigkeits-
bereich zum Schutz von zum Widerstand unfähigen, urteilsunfähigen oder 
abhängigen Personen vor Sexualdelikten beziehungsweise deren Wiederholung 
sachgerecht.  

Im Bereich der Lernendenbetreuung sowie im strafrechtlichen Massnahmen-
vollzug kann es ebenfalls häufig zu einem Abhängigkeitsverhältnis kommen. 
Lernende sind oftmals – zumindest in den ersten Lehrjahren – noch minderjäh-
rig, so dass in diesen Fällen ein Tätigkeitsverbot zum Schutz von Minderjähri-
gen zum Tragen kommt. Personen, welche sich im Vollzug einer therapeuti-
schen Massnahme nach Artikel 59–61 StGB oder einer Verwahrung nach 
Artikel 64 StGB befinden, leiden in der Regel an einer langfristigen psychi-
schen Beeinträchtigung und benötigen für eine normkonforme Lebensführung 
Unterstützung. Sie stellen damit besonders schutzbedürftige Personen im oben 
erwähnten Sinn dar. Aus diesen Gründen wird in diesen beiden Bereichen auf 
ein solches spezielles Tätigkeitsverbot verzichtet.  

Schliesslich steht für Fälle, die nicht unter Artikel 67 Absatz 3, 4 oder 4bis VE-
StGB fallen, das allgemeine Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 1 StGB 
zur Verfügung.   

1.5.7 Lebenslänglicher Verlust des Rechts auf Ausübung einer Tätig-
keit 

Bei einer Verurteilung zu einer Sexualstraftat an einem geschützten Opfer soll das 
Gericht in jedem Fall ein lebenslängliches Tätigkeitsverbot anordnen. Der klare 
Wortlaut von Artikel 123c BV lässt keine andere Auslegung zu. Der Täter soll das 
Recht auf die Ausübung der Tätigkeit allgemein verlieren. Die zu verbietende Tätig-
keit muss nicht bewilligungspflichtig sein (vgl. oben, Ziff. 1.4.2).  
1.5.8 Berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit 

Das Verbot soll auf berufliche und organisierte ausserberufliche Tätigkeiten be-
schränkt werden.  

Als berufliche Tätigkeiten gelten Tätigkeiten in Ausübung eines Haupt- oder Ne-
benberufs oder -gewerbes oder eines Handelsgeschäfts.51 Der Begriff ist eher weit 
zu verstehen. In Frage kommen selbständige oder unselbständige Erwerbstätigkei-
ten. Die Erwerbstätigkeit kann namentlich im Rahmen eines Arbeitsvertrages oder 
eines Auftragsverhältnisses ausgeführt werden. Indizien zur Qualifikation als beruf-
liche Tätigkeit können Zeit und Mittel sein, die dafür aufgewendet werden, aber 
auch die Häufigkeit innerhalb eines bestimmten Zeitraums und die angestrebten und 
erzielten Einkünfte.52  

  

49  BGE 133 IV 49; Urteil des Bundesgerichts vom 2. Dez. 2008, 6B.527/2008. 
50  Urteil des Bundesgerichts vom 3. Okt. 2005, 6S.448/2004. 
51  Niggli/Maeder 2013, Art. 67 N. 37. 
52  Botschaft Umsetzung Ausschaffungsinitiative, Ziff. 6.4.1; BGE 119 IV 129, 132 zum 
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Als organisierte ausserberufliche Tätigkeiten gelten ehrenamtliche Tätigkeiten, 
vorausgesetzt sie finden in einem bestimmten, organisierten Rahmen statt. Dieser 
organisierte Rahmen liegt insbesondere bei Vereinen, Stiftungen, Gesellschaften des 
Aktienrechts, öffentlich-rechtlichen Körperschaften und Institutionen vor. Ausserbe-
ruflich ist eine Tätigkeit, wenn sie nicht oder nicht primär zu Erwerbszwecken 
ausgeübt wird. In Frage kommen zum Beispiel freiwillige Tätigkeiten in einem 
Sportverein, im Rahmen von Jugend und Sport, der Schule, der Kirche oder der 
Krankenpflege.53  

Daraus folgt, dass die Betreuung minderjähriger oder besonders schutzbedürftiger 
Personen im streng privaten Rahmen (durch Verwandte, Freunde usw.) nicht in den 
Geltungsbereich des vorgeschlagenen Tätigkeitsverbots fallen soll. Hierfür soll auch 
kein Sonderprivatauszug verlangt werden können. In diesen Fällen sind die Eltern 
für die Wahl der Personen, denen sie ihre Kinder anvertrauen, verantwortlich. Wer-
den diese Betreuungsleistungen jedoch im Rahmen eines Berufs erbracht, so fallen 
sie unter den Geltungsbereich des vorgeschlagenen Tätigkeitsverbots, und die Erzie-
hungsberechtigten können als Arbeitgeber einen Sonderprivatauszug verlangen. Was 
die Eltern selbst angeht, ist klar, dass die Ausübung der elterlichen Sorge keine 
berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit darstellt und von Artikel 123c BV nicht 
betroffen ist. Ist das Wohl des Kindes gefährdet, so trifft die Kindesschutzbehörde – 
nachdem sie von den Strafbehörden über eine Verurteilung informiert worden ist 
(Art. 75 Abs. 2 Strafprozessordnung, StPO54) – gestützt auf die Artikel 307 ff. 
Zivilgesetzbuch (ZGB55) die geeigneten Kindesschutzmassnahmen.  
1.5.9 Tätigkeit mit minderjährigen, schutzbedürftigen, abhängigen, 

zum Widerstand unfähigen und urteilsunfähigen Personen 

Der Vorentwurf sieht vor, dass das Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 3 und 4 
VE-StGB zum Schutz von minderjährigen oder besonders schutzbedürftigen Perso-
nen auf Tätigkeiten mit regelmässigem Kontakt zu diesen Personen(gruppen) be-
schränkt werden soll. Es wird auf die weitere Formulierung, die in der französischen 
Fassung von Artikel 123c BV verwendet wird, abgestellt (vgl. oben, Ziff. 1.4.2). 

Unter Tätigkeiten «mit Kontakt zu» minderjährigen und anderen besonders schutz-
bedürftigen Personen sind einerseits Tätigkeiten zu verstehen, die von ihrer Art her 
einen direkten Kontakt mit diesen Personen umfassen und möglicherweise die 
Entwicklung eines Vertrauensverhältnisses beinhalten. Darunter fallen insbesondere 
Tätigkeiten als Lehrer, Betreuer, Trainer, Pfleger, usw. Zum anderen sind darunter 
aber auch alle anderen Tätigkeiten zu verstehen, die wiederholt in Einrichtungen 
ausgeübt werden, die Dienstleistungen anbieten, die sich direkt und und spezifisch 
an minderjährige oder besonders schutzbedürftige Personen richten. Damit werden 
auch hauswirtschaftliche Tätigkeiten (Hauswart, Sekretär, Koch, Reinigungsperso-
nal) in solchen Institutionen erfasst (z. B. in Sportvereinen, Schulen, Kinderkrippen, 
Internaten, Ferienlagern, Pflegeheimen, Sondereinrichtungen für körperlich oder 
geistig behinderte Personen, geriatrischen oder pädiatrischen Kliniken, usw.), es sei 

  

Begriff des berufsmässigen Handelns. 
53  Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 

Ziff. 6.2.1 und 6.4.1. 
54  SR 312.0 
55  SR 210 
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denn, der Kontakt zu diesen Personengruppen sei örtlich oder zeitlich ausgeschlos-
sen. 

Unter «regelmässig» können sowohl kurzzeitige oder sporadische Verhältnisse über 
einen längeren Zeitraum als auch intensive Verhältnisse über einen kurzen Zeitraum 
fallen. Eine einmalige Tätigkeit genügt hingegen nicht.  

Das Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 4bis VE-StGB zum Schutz von abhängi-
gen, zum Widerstand unfähigen und urteilsunfähigen Personen soll auf Heil- und 
Pflegetätigkeiten im Gesundheitsbereich beschränkt werden (vgl. oben, Ziff. 1.5.6). 
Aus der Formulierung von Artikel 67 Absatz 4bis VE-StGB geht hervor, dass unter 
dieses Verbot nicht sämtliche Tätigkeiten im Gesundheitsbereich fallen, sondern 
eben nur Heil- und Pflegetätigkeiten, die an beziehungsweise mit Patienten ausgeübt 
werden. Tätigkeiten im Gesundheitsbereich ohne direkten Patientenkontakt, wie 
beispielsweise in der Forschung oder der Wissenschaft, werden vom Verbot nicht 
erfasst.  

Die Verbote nach Artikel 67 Absatz 3, 4 und 4bis VE-StGB sollen immer alle beruf-
lichen und organisierten ausserberuflichen Tätigkeiten mit minderjährigen oder 
anderen besonders schutzbedürftigen Personen respektive alle beruflichen und 
organisierten ausserberuflichen Tätigkeiten im Heil- und Pflegebereich umfassen.   
1.5.10 Vollzug des Tätigkeitsverbots 

Das zwingend lebenslängliche Tätigkeitsverbot soll wie dasjenige des geltenden 
Rechts vollzogen werden.56 

Der Vollzug erfolgt somit einerseits mittels Auszug aus dem Strafregister. Hierfür 
steht der normale Privatauszug (Art. 371 StGB) sowie der neue Sonderprivatauszug 
(Art. 371a StGB) zur Verfügung. Letzterer enthält nach dem geltenden Recht nur 
Urteile, in denen ein Tätigkeitsverbot zum Schutz von minderjährigen oder anderen 
besonders schutzbedürftigen Personen angeordnet wurde. Neu soll der Sonderprivat-
auszug auch Urteile enthalten, in denen ein Tätigkeitsverbot für Heil- und Pflegetä-
tigkeiten angeordnet wurde (Art. 371a VE-StGB). Dementsprechend sollen neu 
nicht nur Personen, die sich für eine berufliche oder ausserberufliche Tätigkeit mit 
regelmässigem Kontakt mit minderjährigen oder anderen besonders schutzbedürfti-
gen Personen bewerben oder eine solche Tätigkeit ausüben, einen sie betreffenden 
Sonderprivatauszug verlangen können, sondern auch Personen, die sich für eine 
Heil- und Pflegetätigkeit bewerben oder eine solche Tätigkeit ausüben. 

Andererseits soll die Überwachung und Betreuung durch die bestehenden Bewäh-
rungshilfestrukturen erfolgen. Die Anordnung der Bewährungshilfe soll zwingend 
sein (Art. 67 Abs. 7 VE-StGB), denn wie beim bestehenden Tätigkeitsverbot soll 
von einer Pflicht zur Einholung eines Sonderprivatauszuges für Arbeitgeber, Verei-
ne und andere Organisationen abgesehen werden (zur Begründung, vgl. unten, Ziff. 
2.1.7). Die zwingende Anordnung von Bewährungshilfe erscheint auch unter dem 
Aspekt, dass selbständige berufliche oder organisierte ausserberufliche Tätigkeiten 
regelmässig nicht durch einen Auszug aus dem Strafregister kontrolliert werden 
können, unabdingbar. 

  

56 Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 
Ziff. 6.2.7, 6.2.8 und 6.4.1. 
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Zur Berücksichtigung des in der BV verankerten Verhältnismässigkeitsprinzips (vgl. 
oben, Ziff. 1.3.3, sowie unten, Ziff. 5.1.2) und völkerrechtlichen Verpflichtungen 
(vgl. unten, Ziff. 5.2) soll die verurteilte Person in gewissen Fällen die Möglichkeit 
erhalten, nach einer bestimmten Dauer des Vollzugs ihren Fall neu prüfen zu lassen, 
sprich bei der zuständigen Behörde um eine inhaltliche oder zeitliche Einschränkung 
oder um die Aufhebung des Verbots zu ersuchen.  

Die Zeitdauer, nach welcher frühestens um eine Überprüfung ersucht werden kann, 
soll abgestuft nach Unrechtsgehalt der begangenen Straftatbestände festgelegt 
werden.  

Das Aufrechterhalten eines Tätigkeitsverbots über eine gewisse Zeitdauer hinaus, 
obwohl vom Täter keine Gefahr mehr ausgeht, dass er eine Tätigkeit zur Begehung 
weiterer Sexualstraftaten missbrauchen könnte, erscheint nicht sachgerecht. Auch 
für die Bewährungshilfe, die bei den Tätigkeitsverboten nach Artikel 67 Absatz 3, 4 
und 4bis VE-StGB zwingend anzuordnen ist, würde dies zu einem unverhältnismäs-
sig grossen Aufwand führen und der Vollzug der Verbote könnte nicht mehr befrie-
digend sichergestellt werden.57  

Dem Einwand, dass die vorgesehene Überprüfungsmöglichkeit nicht mit dem Be-
griff «endgültig» in Artikel 123c BV vereinbar ist, kann entgegengehalten werden, 
dass im StGB auch bei verschiedenen anderen, an sich lebenslänglichen Strafen und 
Massnahmen, gewisse Überprüfungsmöglichkeiten vorgesehen sind. So ist bei der 
lebenslänglichen Freiheitsstrafe eine bedingte Entlassung möglich; dies frühestens 
nach 15 Jahren, wenn die Voraussetzungen vorliegen (vgl. Art. 86 Abs. 5 i.V.m. Art. 
86 Abs. 1 StGB). Ausnahmsweise, wenn ausserordentliche, in der Person des Ge-
fangenen liegende Umstände es rechtfertigen ist eine bedingte Entlassung auch 
schon frühestens nach zehn Jahren möglich (Art. 86 Abs. 5 i.V.m. Art. 86 Abs. 4 
StGB). Auch bei der lebenslänglichen Verwahrung nach Artikel 64 Absatz 1bis StGB 
ist unter bestimmten Umständen eine Prüfung der Entlassung und eine bedingte 
Entlassung vorgesehen (Art. 64c StGB). 

Ist der Täter pädophil im Sinne der Psychiatrie (zum Begriff vgl. oben, Ziff. 1.5.2), 
soll die Überprüfungsmöglichkeit ausgeschlossen sein. Das Verbot soll in einem 
solchen Fall immer lebenslänglich dauern.   
1.6 Zeitliche Geltung und Übergangsrecht 

Aufgrund des Rückwirkungsverbots nach Artikel 2 Absatz 1 StGB kann das vorge-
schlagene Tätigkeitsverbot durch den Strafrichter erst dann angeordnet werden, 
wenn der Täter nach Inkrafttreten der Gesetzesänderung eine verbotsrelevante Tat 
begangen hat. Das Rückwirkungsverbot gilt grundsätzlich auch für Massnahmen.  

Eine Ausnahme vom Rückwirkungsverbot gilt, wenn das Gesetz zwischen Tat und 
Urteil ändert. Nach Artikel 2 Absatz 2 StGB gilt in diesem Fall der Grundsatz des 
milderen Rechts (lex mitior): Das neue Recht ist auf Taten anwendbar, die vor 
dessen Inkrafttreten begangen wurden, sofern es für den Betroffenen milder ist als 

  

57 Nimmt man z. B. an, dass jedes Jahr 500 lebenslängliche Tätigkeitsverbote angeordnet 
werden müssen, so müsste die Bewährungshilfe nach 10 Jahren den Vollzug von 5000 
Tätigkeitsverboten kontrollieren. Dazu käme noch die Bewährungshilfe, die im Rahmen 
von bedingten Strafen oder bedingten Entlassungen aus dem Straf- und Massnahmenvoll-
zug zu leisten ist. 
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das Recht zur Zeit der Tat. In der Lehre ist zwar umstritten, inwieweit der Grundsatz 
des milderen Rechts auch für Massnahmen gilt. Dieser Aspekt dürfte jedoch im 
vorliegenden Zusammenhang unerheblich sein, da das vorgeschlagene Tätigkeits-
verbot eine Verschärfung gegenüber dem bisherigen Recht darstellt.   
1.7 Örtliche Geltung 

Artikel 123c BV äussert sich nicht dazu, ob die Verurteilung von einem Schweizer 
Gericht ausgehen muss oder ob auch ausländische Urteile berücksichtigt werden 
sollen. Die Prüfung, welche Schweizerinnen und Schweizer wegen einer relevanten 
Straftat im Ausland verurteilt wurden, wäre aufwändig, schwierig und im Ergebnis 
willkürlich, da nie alle erfasst werden können; dies weil den Schweizer Behörden 
nicht alle Auslandsurteile gemeldet werden. Deshalb soll das vorgeschlagene Tätig-
keitsverbot ausschliesslich im Rahmen eines in der Schweiz ausgefällten Strafurteils 
angeordnet werden, wie dies beim Tätigkeitsverbot des geltenden Rechts auch der 
Fall ist. 

Wird dem Schweizerischen Strafregister jedoch ein ausländisches Urteil, das ein 
Tätigkeitsverbot enthält, mitgeteilt, so wird dieses bereits nach den bestehenden 
Regelungen ins Strafregister aufgenommen, wenn es nach unserem Recht eintra-
gungspflichtig ist.58 Diese Urteile erscheinen dann ebenfalls im Privat- beziehungs-
weise Sonderprivatauszug.59  
1.8 Parallele Regelungen im Militärstrafgesetz 

Obwohl dem vorgeschlagenen Tätigkeitsverbot im militärischen Alltag eine eher 
geringe Bedeutung zukommen dürfte, soll dieses in das Militärstrafgesetz (MStG60) 
aufgenommen werden, wie dies bereits für das geltende Tätigkeitsverbot (Art. 50 ff. 
MStG) der Fall ist.  
1.9 Ausschluss des Strafbefehls- beziehungsweise des Strafmandat-

verfahrens 

Im Anwendungsbereich des StGB kann die Staatsanwaltschaft einen Strafbefehl 
erlassen, wenn eine Strafe von bis zu sechs Monaten (oder das Äquivalent in Geld-
strafe oder gemeinnütziger Arbeit) auszufällen ist. Der Fall muss zudem in tatsächli-
cher und rechtlicher Hinsicht einfach und klar sein (Art. 352 Abs. 1 StPO). Das 
Strafbefehlsverfahren ist ein rasches und einfaches Verfahren. Ähnliches gilt für das 
Strafmandatverfahren, welches im Anwendungsbereich des MStG zur Anwendung 
kommen kann (vgl. Art. 119 Militärstrafprozess, MStP61). 

Da die Anordnung eines Tätigkeitsverbots des geltenden Rechts (Art. 67 ff. StGB, 
Art. 50 ff. MStG) teilweise von der negativen Zukunftsprognose des Täters abhängt 

  

58 Art. 3 Abs. 1 Bst. e VOSTRA-V (SR 331). 
59 Art. 4 Abs. 1 Bst. f i.V.m. Art. 25 Abs. 2 Ziff. 11 oder 25d VOSTRA-V. 
60  SR 312.0 
61 SR 322.1 
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(Art. 67 Abs. 1 und 2 StGB; Art. 50 Abs. 1 und 2 MStG) und bei diesen nicht zwin-
genden Verboten beurteilt werden muss, ob die Anordnung von Bewährungshilfe 
zur Durchsetzung des Verbots sinnvoll ist (Art. 67 Abs. 7 StGB, Art. 50 Abs. 7 
MStG), ist die Anordnung eines Tätigkeitsverbots im Strafbefehls- beziehungsweise 
Strafmandatverfahren ausgeschlossen (Art. 352 Abs. 2 StPO; Art. 119 Abs. 2 Bst. e 
MStP). Denn dies sind Aufgaben, bei denen ein rasches und schriftliches Verfahren 
kaum geeignet erscheint. Viele dieser Fälle sind überdies weder in rechtlicher noch 
in tatsächlicher Hinsicht einfach und klar. 

Diese Aufgaben sind zwar beim vorgeschlagenen Tätigkeitsverbot nicht vorgesehen. 
Dessen ungeachtet soll dieses Verbot ebenfalls nicht im Strafbefehls- beziehungs-
weise Strafmandatverfahren angeordnet werden können. Ein zwingend lebenslängli-
ches Verbot stellt keine geringfügige Sanktion mehr dar; dies gilt umso mehr, nach-
dem das Verbot in den allermeisten Fällen zusätzlich noch mit einer Strafe von bis 
zu sechs Monaten Freiheitsstrafe (oder das Äquivalent in Geldstrafe oder gemein-
nütziger Arbeit) verknüpft werden kann. Diese Verfahren weisen zudem rechtsstaat-
liche Schwachstellen62 auf und erscheinen auch aus diesem Grund nicht zur Verhän-
gung des vorgeschlagenen Tätigkeitsverbots geeignet. Infolgedessen soll der Aus-
schluss des Strafbefehls- beziehungsweise Strafmandatverfahrens gemäss geltendem 
Recht beibehalten werden.  

Zudem wird im Vorentwurf vorgeschlagen, dass das Gericht in leichten Fällen bei 
Vorliegen von engen Voraussetzungen ausnahmsweise auf die Anordnung des 
Verbots verzichten kann (s. oben, Ziff. 1.5.5, und unten, Ziff. 2.1.2). Hierzu scheint 
ein rasches und schriftliches Verfahren kaum geeignet, so dass der Ausschluss des 
Strafbefehls- beziehungsweise Strafmandatverfahrens auch unter diesem Aspekt 
angezeigt ist. 

Dieser Ausschluss hat zur Folge, dass Sexualdelikte, die in den Anwendungsbereich 
von Artikel 67 Absatz 3, 4 und 4bis VE-StGB oder Artikel 50 Absatz 3, 4 und 4bis 
VE-MStG fallen, auch dann nicht im Strafbefehls- beziehungsweise Strafmandatver-
fahren erledigt werden können, wenn die jeweiligen Strafgrenzen, die für diese 
Verfahren gelten, nicht erreicht werden. Solche Sexualdelikte sind in jedem Fall von 
einem ordentlichen Gericht zu beurteilen, weil dieses in solchen Fällen in der Regel 
zwingend ein lebenslängliches Tätigkeitsverbot anordnen muss.  
1.10 Verzicht auf zwingendes lebenslängliches Tätigkeitsverbot im 

Jugendstrafrecht 

Angesichts der Eingriffsintensität der vorgeschlagenen Massnahme (zwingendes und 
lebenslängliches Tätigkeitsverbot) erscheint es angezeigt, den Kreis der betroffenen 
Täter auf erwachsene Personen zu beschränken. 

Artikel 123c BV setzt voraus, dass sich der Täter, der eine Sexualstraftat an Kindern 
oder abhängigen Personen begangen hat, nie vollständig von seinem Trieb befreien 
kann und er endgültig daran gehindert werden muss, eine (berufliche oder ehrenamt-
liche) Tätigkeit mit den betreffenden Personen auszuüben. Diese Annahme ist bei 
minderjährigen Tätern jedoch zu nuancieren. Sie befinden sich noch in voller per-
sönlicher und körperlicher Entwicklung, und es ist nicht ausgeschlossen, dass eine 

  

62 Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 
Ziff. 6.4.4. 
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geeignete und frühe Behandlung erfolgreich sein kann (nach den Kriterien der 
Psychiatrie kann jemand ab dem 16. Altersjahr pädophil sein).  

Ausserdem passt der Fall minderjähriger Täter eindeutig nicht in den Rahmen der 
Initiative, wonach der Täter seine Machtposition bei einer beruflichen oder einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit ausnützt. Denn die meisten Jugendlichen unter 18 Jahren 
stehen noch nicht im Berufsleben oder haben bei ihrer beruflichen oder ehrenamtli-
chen Tätigkeit zumindest noch keine leitende Position inne.  

Zu erwähnen ist schliesslich, dass das Jugendstrafrecht den Schwerpunkt klar auf die 
Möglichkeiten zur Resozialisierung der jugendlichen Täter legt und sich im Wesent-
lichen auf flexible, zeitlich begrenzte Lösungen abstützt, die dem Gericht die Mög-
lichkeit bieten, der Persönlichkeit des Täters Rechnung zu tragen. 

Aus diesen Gründen erscheint es sachgerecht, im Jugendstrafgesetz auf das zwin-
gende und lebenslängliche Tätigkeitsverbot zu verzichten. Sollte jedoch die Gefahr 
bestehen, dass ein minderjähriger Täter eine berufliche oder ehrenamtliche Tätigkeit 
zur Begehung von Sexualstraftaten an Kindern oder besonders schutzbedürftigen 
Personen missbraucht, so kann das fakultative Tätigkeitsverbot gemäss Artikel 16a 
Jugendstrafgesetz (JStG63) zur Anwendung kommen. 

Diese Lösung wird auch gestützt vom Beschluss des Parlaments aus dem Jahr 2012, 
Artikel 123b BV (Unverjährbarkeit bei pornographischen Straftaten an Kindern) 
nicht auf minderjährige Täter anzuwenden, obwohl der Wortlaut der Bestimmung 
keine entsprechende Einschränkung enthält.64 Im Rahmen der Umsetzung der neuen 
Verfassungsbestimmungen über die Ausschaffung straffälliger Ausländerinnen und 
Ausländer (Art. 121 Abs. 3–6 BV) wurde bisher ebenfalls darauf verzichtet, für 
minderjährige Täter eine zwingende Landesverweisung vorzusehen.65  
1.11 Bewertung des Vorschlags 

Der Vorentwurf sieht ein zwingend lebenslängliches Tätigkeitsverbot im StGB und 
MStG vor, das für alle erwachsenen Täter gilt, die wegen einer Sexualstraftat an 
einem geschützten Opfer zu einer Strafe verurteilt werden oder gegen die eine 
Massnahme angeordnet wird. Im Jugendstrafgesetz wird auf ein solches Verbot 
hingegen verzichtet.  

Die Deliktskataloge, welche die Anlasstaten enthalten, umfassen – anders als das 
qualifizierte Tätigkeitsverbot nach geltendem Recht66 – nebst Verbrechen und 
Vergehen auch Übertretungen. Dies hat zur Folge, dass grundsätzlich auch weniger 
schwere Delikte zu einem lebenslänglichen Tätigkeitsverbot führen. Immerhin ist in 
den im Vorfeld der Abstimmung oft erwähnten Fällen der sogenannten «Jugendlie-
be» ein zwingend lebenslängliches Tätigkeitsverbot ausgeschlossen, wenn der 
Richter gestützt auf Artikel 187 Absatz 3 StGB von einer Strafe absieht.  

Verurteilt das Gericht einen Täter wegen einer Sexualstraftat an einem besonders 
geschützten Opfer, so muss es das Tätigkeitsverbot grundsätzlich unabhängig von 
der Höhe der im Einzelfall ausgesprochenen Strafe zwingend lebenslänglich anord-
nen.  

  

63  SR 311.1 
64 AB 2012 N 1239 und AB 2012 S 640 
65  Botschaft Umsetzung Ausschaffungsinitiative, Ziff. 1.2.18.   
66  Vgl. Art. 67 Abs. 3 und 4 StGB. 
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Die vom Bundesrat favorisierte Härtefallbestimmung gemäss Variante 1 schlägt 
jedoch vor, dass das Gericht ausnahmsweise in leichten Fällen einer Anlasstat von 
einem zwingend lebenslänglichen Tätigkeitsverbot absehen kann, sofern die Anord-
nung des Verbots offensichtlich weder notwendig noch zumutbar ist. Der Verzicht 
ist nur bei bestimmten Anlasstaten möglich. Bei den abstrakt schwersten Anlasstaten 
vermutet das Gesetz unwiderlegbar, dass es keine leichten Fälle gibt. Mit dieser 
Härtefallbestimmung wird der von den Initiantinnen und Initianten im Vorfeld der 
Abstimmung geäusserten Intention entsprochen, wonach sogenannte Jugendlieben 
nicht zu einem zwingenden Tätigkeitsverbot führen sollen und die Volksinitiative 
vorwiegend auf pädophile Straftäter ziele.67  

Bei Variante 2, die auf eine Härtefallbestimmung gänzlich verzichtet, darf das 
Gericht in keinem Fall prüfen, ob diese Massnahme geeignet, notwendig und zu-
mutbar ist. Mit diesem strikten Automatismus würden Widersprüche zu fundamenta-
len rechtsstaatlichen Grundsätzen und zum Völkerrecht in Kauf genommen werden. 
Die vorgeschlagene Härtefallbestimmung gemäss Variante 1 würde diese zwar 
etwas mildern, vermöchte das Risiko, dass der Europäische Gerichtshof für Men-
schenreicht (EGMR) in einem konkreten Fall eine Konventionsverletzung feststellen 
würde, aber ebenfalls nicht gänzlich zu beseitigen 

Um diese Widersprüche weiter zu mildern, sieht der Vorentwurf vor, dass während 
des Vollzugs des Tätigkeitsverbots vom Kriterium der «Endgültigkeit» abgewichen 
werden kann. Der Vorentwurf räumt dem Täter in bestimmten Fällen die Möglich-
keit ein, sein Tätigkeitsverbot nach einer gewissen Dauer des Vollzugs neu prüfen 
zu lassen, insbesondere um die Aufhebung des Verbots zu ersuchen. Bei pädophilen 
Straftätern im Sinne der Psychiatrie ist diese Überprüfungsmöglichkeit hingegen 
ausgeschlossen. 

In Bezug auf das per 1. Januar 2015 in Kraft getretene Tätigkeitsverbot, mithin dem 
indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit 
Kindern arbeiten dürfen», stellen die vorgeschlagenen Bestimmungen insofern eine 
Verschärfung dar, als einerseits der Katalog der Delikte, die die Anordnung eines 
zwingenden Tätigkeitsverbotes zur Folge haben, ausgeweitet wird und für die An-
ordnung des zwingenden Tätigkeitsverbotes keine Mindeststrafe mehr vorausgesetzt 
wird. Die vorgeschlagene Härtefallbestimmung gemäss Variante 1 führt in Bezug 
auf das Absehen von einem Verbot nicht zu ähnlichen Ergebnissen wie das Erfor-
dernis der Mindeststrafe gemäss geltendem Recht; dies weil die Härtefallbestim-
mung nur unter sehr eng formulierten Voraussetzungen zur Anwendung kommt. 
Andererseits sieht der Vorentwurf auch betreffend die Dauer des zwingenden Tätig-
keitsverbots eine Verschärfung vor, da die zwingenden Verbote stets lebenslänglich 
zu verhängen sind. Schliesslich wird ein zusätzliches Verbot von beruflichen und 
organisierten ausserberuflichen Heil- und Pflegetätigkeiten vorgeschlagen.  

Der Vollzug des lebenslänglichen Tätigkeitsverbotes soll wie das Tätigkeitsverbot 
des geltenden Rechts mittels Strafregisterauszug und mit zwingender Bewährungs-
hilfe stattfinden. Eine vollständige Überwachung des Verurteilten durch die Begleit-
person der Bewährungshilfe wird nicht möglich sein. Hinzu kommt, dass für Tätig-
keiten mit regelmässigem Kontakt zu minderjährigen oder anderen besonders 
schutzbedürftigen Personen beziehungsweise für Heil- und Pflegetätigkeiten im 
Gesundheitsbereich das Einholen eines Strafregisterauszuges nicht obligatorisch 
ausgestaltet ist und damit in die Verantwortung der Arbeitgeber, Vereine und ande-

  

67  Erläuterungen zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativkomitees). 
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ren Organisationen gestellt ist.68 Insofern stellt auch das vorgeschlagene Tätigkeits-
verbot kein Allheilmittel gegen rückfällige Sexualstraftäter dar.  

Es darf nicht vergessen werden, dass das vorgeschlagene Tätigkeitsverbot, auch 
wenn es sehr streng ausgestaltet ist, erst zum Zuge kommt, wenn alle präventiven 
Massnahmen (wie z. B. Sensibilisierung, Ausbildung und Kontrolle) versagt haben 
und der Täter bereits eine Straftat begangen hat. Täter, die noch nie einschlägig 
verurteilt wurden, sowie Missbräuche im Rahmen der Familie und der näheren 
Verwandtschaft werden vom vorgeschlagenen Tätigkeitsverbot nicht erfasst.   
1.12 Rechtsvergleich 

Im Rahmen der Verfassung des erläuternden Berichts vom Januar 2011 zum Tätig-
keits- und Kontakt- und Rayonverbot wurde bereits eine sehr umfassende rechtsver-
gleichende Untersuchung durchgeführt.69 Das Resultat dieses Rechtsvergleichs 
wurde im erläuternden Bericht zum Tätigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot 
und zusammengefasst in der Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht 
mehr mit Kindern arbeiten dürfen» dargestellt.70 Auf die Details der Regelungen 
muss hier nicht erneut eingegangen werden. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
alle untersuchten Staaten (Deutschland, Österreich, Frankreich, Italien, Belgien, 
Vereinigtes Königreich, Schweden, Kanada) eine Form des Verbots von beruflichen 
oder ausserberuflichen Tätigkeiten mit Minderjährigen oder schutzbedürftigen 
Erwachsenen kennen. Dabei ist zu erwähnen, dass obligatorische Verbote eher die 
Ausnahme bilden. In der Regel wird der zuständigen Behörde ein gewisser Ermes-
sensspielraum eingeräumt oder kann diese das Verbot von einer negativen Prognose 
abhängig machen. Die Verbote in anderen Rechtsordnungen können ein bis fünf 
Jahre (Deutschland, Frankreich, Österreich), bis zehn Jahre (Schweden), ein bis 
zwanzig Jahre (Belgien) oder unbefristet lange dauern (Deutschland, Frankreich, 
Österreich, Italien, Vereinigtes Königreich, Kanada). In Frankreich und Italien ist 
ausserdem kein ausdrücklicher Mechanismus zur periodischen Überprüfung des 
Nutzens der Massnahme vorgesehen.71  
2 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 

2.1 Strafgesetzbuch 

2.1.1 Artikel 19 (Schuldunfähigkeit und verminderte Schuldfähigkeit) 

Das vorgeschlagene Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 3, 4 und 4bis VE-StGB 
setzt voraus, dass der Täter wegen einer der in den Deliktskatalogen genannten 
Straftaten zu einer Strafe verurteilt oder gegen ihn eine Massnahme angeordnet 
wird. Ist der Täter schuldunfähig (z. B. aufgrund einer schweren psychischen Stö-

  

68  Zum Verzicht auf eine Pflicht zur Einholung des Sonderprivatauszuges: vgl. Botschaft 
zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», Ziff. 6.1.2 
und 6.2.8. 

69 Bericht Tätigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot, S. 25. 
70  Bericht Tätigkeitsverbot und Kontakt- und Rayonverbot, S. 25-31; Botschaft zur Volks-

initiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», Ziff. 2.6. 
71 Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 

Ziff. 2.6. 
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rung), wird er freigesprochen (Art. 19 Abs. 1 StGB). In diesen Fällen erfolgt keine 
Verurteilung. Für diese Personen, die für Ihre Tat strafrechtlich nicht verantwortlich 
gemacht werden können, soll die Anordnung eines zwingend lebenslänglichen 
Tätigkeitsverbots nach Artikel 67 Absatz 3, 4 und 4bis VE-StGB ausgeschlossen 
sein. Erscheint ein Tätigkeitsverbot notwendig und geeignet, so kann das Gericht 
jedoch ein Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 1 und 2 StGB anordnen (vgl. 
vorne, Ziff. 1.5.4). Verbote nach Artikel 67 Absatz 2 StGB können ebenfalls lebens-
länglich angeordnet werden, wenn die Voraussetzungen nach Artikel 67 Absatz 6 
VE-StGB erfüllt sind. 

Ist der Täter vermindert schuldfähig (z. B. aufgrund einer psychischen Störung), so 
mildert das Gericht die Strafe (Art. 19 Abs. 2 StGB). In diesen Fällen erfolgt somit 
eine Verurteilung zu einer Strafe. Handelt es sich bei der Anlasstat um eine Sexual-
straftat an minderjährigen, besonders schutzbedürftigen, zum Widerstand unfähigen, 
urteilsunfähigen oder abhängigen Personen, so findet Artikel 67 Absatz 3, 4 und 4bis 
VE-StGB Anwendung, und es ist in jedem Fall ein lebenslängliches Tätigkeitsverbot 
anzuordnen.   
2.1.2 Artikel 67 (Tätigkeitsverbot, Voraussetzungen) 

Absatz 2bis 

Diese Bestimmung entspricht weitestgehend dem Absatz 6 des geltenden Rechts. 
Die inhaltliche Änderung ist rein redaktioneller Natur. Da sich der Anwendungsbe-
reich – anders als im geltenden Recht – jedoch nur noch auf das fakultative Tätig-
keitsverbot gemäss Absatz 2 bezieht, wird die Bestimmung neu unmittelbar danach 
eingefügt.  
Absatz 3 und 4 

Das Tätigkeitsverbot zum Schutz von minderjährigen Personen vor Sexualstraftätern 
wird in Absatz 3, dasjenige zum Schutz von volljährigen, besonders schutzbedürfti-
gen Opfern in Absatz 4 geregelt. 

Die Einleitungssätze von Absatz 3 und 4 setzen für die Anordnung eines Tätigkeits-
verbotes voraus, dass der Täter wegen einer der in den Buchstaben a–d respektive a 
und b aufgezählten Straftatbestände (vgl. dazu oben, Ziff. 1.5.3) zu einer Strafe 
verurteilt oder gegen ihn eine Massnahme angeordnet wird. Es ist keine Mindest-
strafe erforderlich. Neu soll auch die Anordnung zu einer ambulanten Behandlung 
(Art. 63 StGB) genügen. 

Wird der Täter jedoch weder zu einer Strafe noch zu einer Massnahme verurteilt, 
kann kein Tätigkeitsverbot nach den Absätzen 3 oder 4 angeordnet werden. Dabei 
handelt es sich insbesondere um Fälle von sogenannter «Jugendliebe» nach Artikel 
187 Ziffer 3 StGB. Die Möglichkeit, eine Person ohne Bestrafung zu verurteilen, ist 
zudem in den Artikeln 52–54, 188 Absatz 2, 192 Absatz 2 und 193 Absatz 2 StGB 
vorgesehen. In diesen Fällen kann jedoch ein Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 
Absatz 2 StGB angeordnet werden, wenn die Voraussetzungen hierfür erfüllt sind 
(zur Begründung vgl. oben, Ziff. 1.5.4).  

Das Verbot setzt keine negative Prognose voraus. Nicht relevant ist schliesslich, ob 
das Delikt in Ausübung der zu verbietenden beruflichen oder organisierten ausserbe-
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ruflichen Tätigkeit begangen wurde. Vielmehr muss das Verbot zwingend auch dann 
angeordnet werden, wenn die Tat im privaten Rahmen oder in Ausübung einer 
anderen als der zu verbietenden Tätigkeiten begangen wurde. 

Sind die genannten Voraussetzungen erfüllt, so muss das Gericht das lebenslängli-
che Tätigkeitsverbot in jedem Fall anordnen (vgl. oben, Ziff. 1.5.7; zur Ausnahme 
vgl. Abs. 4ter). 

Das Tätigkeitsverbot umfasst berufliche und organisierte ausserberufliche Tätigkei-
ten mit regelmässigem Kontakt zu den jeweiligen Personen beziehungsweise der 
jeweiligen Personengruppe. Die Begriffe «berufliche Tätigkeit» und «organisierte 
ausserberufliche Tätigkeit» werden in Artikel 67a Absatz 1 StGB definiert (vgl. 
unten, Ziff. 2.1.3). Diese Begriffsdefinitionen entsprechen dem geltenden Recht. 
Wann eine Tätigkeit einen regelmässigem Kontakt zu minderjährigen oder anderen 
besonders schutzbedürftigen Personen beinhaltet, wird in Artikel 67a Absatz 5 VE-
StGB präzisiert (vgl. unten, Ziff. 2.1.3).  
Absatz 4bis 

In Absatz 4bis wird zum Schutz von abhängigen, zum Widerstand unfähigen oder 
urteilsunfähigen Person ein spezielles Tätigkeitsverbot für Heil- und Pflegetätigkei-
ten geschaffen (vgl. oben, Ziff. 1.5.6).  

Für die Anordnung eines solchen Verbots setzt Absatz 4bis voraus, dass der Täter 
wegen einer der in den Buchstaben a und b aufgezählten Straftatbestände zu einer 
Strafe verurteilt oder gegen ihn eine Massnahme angeordnet worden ist. Wie beim 
Tätigkeitsverbot nach Absatz 3 und 4 ist keine Mindeststrafe erforderlich.  

Der Deliktskatalog in Absatz 4bis ist identisch mit jenem von Absatz 4. Die ge-
schützte Person muss zur Zeit der Tat zum Täter in einem Abhängigkeitsverhältnis 
stehen, zum Widerstand unfähig oder urteilsunfähig sein. Dieser Zustand muss nicht 
dauerhaft sein, er kann auch nur für kurze Dauer während der Tat bestehen (z. B. auf 
dem gynäkologischen Untersuchungsstuhl beim Gynäkologen72). 

Das Verbot setzt keine negative Prognose voraus. Die Anordnung setzt auch nicht 
voraus, dass das Delikt in Ausübung einer beruflichen oder organisierten ausserbe-
ruflichen Tätigkeit im Heil- und Pflegebereich begangen wurde. Vielmehr muss das 
Verbot zwingend auch dann angeordnet werden, wenn die Tat im privaten Rahmen 
oder in Ausübung einer anderen als der zu verbietenden Tätigkeiten begangen wur-
de.  

Sind die genannten Voraussetzungen erfüllt, so muss das Gericht das lebenslängli-
che Tätigkeitsverbot in jedem Fall anordnen (vgl. oben, Ziff. 1.5.7; zur Ausnahme, 
vgl unten, Abs. 4ter gemäss Variante 1). 

Das Verbot umfasst sämtliche Heil- und Pflegetätigkeiten. Darunter fallen vor allem 
die Gesundheitsberufe, das heisst insbesondere praktizierende Tätigkeiten als Arzt 
oder Ärztin, Zahnarzt oder Zahnärztin, Chiropraktiker oder Chiropraktikerin, Psy-
chotherapeut oder Psychotherapeutin, Krankenschwester oder Krankenpfleger, 
Hebamme oder Entbindungspfleger, Physiotherapeut oder Physiotherapeutin, etc. 
Die Berufe werden grundsätzlich nicht als Ganzes verboten. Eine berufliche Tätig-

  

72  Urteil des Bundesgerichts vom 3. Okt. 2005, 6S.448/2004. 
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keit beispielsweise in der Wissenschaft oder in der Forschung ohne eigentliche Heil- 
und Pflegetätigkeit ist vom Verbot nicht betroffen (s. oben, Ziff. 1.5.8).  
Absatz 4ter (Variante 1) 

Die Voraussetzungen für das Absehen von einem zwingend lebenslänglichen Tätig-
keitsverbot (Art. 67 Abs. 3, 4 oder 4bis VE-StGB) sind eng ausgestaltet. Es muss sich 
kumulativ um einen leichten Fall einer bestimmten Sexualstraftat handeln, und das 
Tätigkeitsverbot muss offensichtlich weder notwendig noch zumutbar sein.  

Als leichte Fälle von Sexualstraftaten sind zum Beispiel – aufgrund ihrer abstrakten 
Strafdrohung – die sexuelle Belästigung (Art. 198 StGB; Strafdrohung: Busse) oder 
der Exhibitionismus (Art. 194 StGB; Strafdrohung: Geldstrafe bis zu 180 Tagessät-
zen) zu nennen. Aber auch ein anderes Sexualdelikt, das einer höheren Strafdrohung 
unterliegt, kann im konkreten Fall als eine leichte Sexualstraftat gewertet werden – 
nämlich insbesondere dann, wenn das Gericht eine milde Strafe ausspricht. Kumula-
tiv zum Erfordernis des leichten Falles muss das zwingende und lebenslängliche 
Tätigkeitsverbot offensichtlich nicht notwendig sein, um das im öffentlichen Interes-
se verfolgte Ziel, das heisst die Wiederholung von Sexualstraftaten am geschützten 
Personenkreis, herbeizuführen. Dies ist etwa dann anzunehmen, wenn vom Täter 
keine Wiederholungsgefahr ausgeht und das Gericht ihm deshalb eine gute Zu-
kunftsprognose stellt. Zusätzlich muss das Tätigkeitsverbot für den Täter unzumut-
bar sein. Dies ist dann zu bejahen, wenn das verfolgte Ziel und die dazu erforderli-
che Einschränkung des Grundrechts des Täters in keinem angemessenen Verhältnis 
stehen.  

Diese Voraussetzungen wären beispielsweise in folgenden Fällen als erfüllt zu 
betrachten, so dass das Gericht von einem Tätigkeitsverbot absehen kann: 

 Eine 20-jährige Person hat im Rahmen einer Liebesbeziehung mit einer 15-
jährigen Person einvernehmlich sexuelle Kontakte (z. B. Zungenküsse; erfüllter 
Straftatbestand: sexuelle Handlungen mit Kindern i.S.v. Art. 187 Abs. 1 StGB).  

 Ein junger Mann zeigt einem noch knapp nicht 16 Jahre alten Arbeitskollegen, 
der im ersten Lehrjahr ist, ein paar Sexvideos auf dem Handy (erfüllter Straf-
tatbestand: Pornografie i.S.v. Art. 197 Abs. 1 StGB). 

 Ein Sozialpädagoge in einem Kinderheim findet unter dem Bett eines Kindes 
Zeitschriften mit pornographischem Inhalt. Er schaut sie gemeinsam mit dem 
Kind an und spricht mit ihm darüber. Anschliessend nimmt er dem Kind die 
Zeitschriften aber nicht weg (erfüllter Straftatbestand: «Überlassen» von Por-
nografie, Art. 197 Abs. 1 StGB).  

Bei Menschenhandel (Art. 182 StGB), sexueller Nötigung (Art. 189 StGB), Verge-
waltigung (Art. 190 StGB), Schändung (Art. 191) oder Förderung der Prostitution 
(Art. 195 StGB) handelt es sich aufgrund ihrer abstrakten Strafdrohung um schwers-
te Verbrechen. Aus diesem Grund geht das Gesetz von der unwiderlegbaren Vermu-
tung aus, dass es bei diesen Straftaten keine leichten Fälle gibt. Wird der Täter 
wegen einem dieser Sexualdelikte zu einer Strafe verurteilt oder gegen ihn eine 
Massnahme angeordnet, so muss das Gericht ungeachtet der Umstände des Einzel-
falles zwingend ein lebenslängliches Tätigkeitsverbot anordnen.  
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Absatz 4ter (Variante 2) 

Variante 2 verzichtet auf eine Härtefallbestimmung für leichte Fälle. Wird der Täter 
wegen einer Anlasstat zu einer Strafe verurteilt oder wird gegen ihn eine Massnah-
me im Sinne von Artikel 59–61, 63 oder 64 StGB angeordnet, so muss das Gericht 
ungeachtet der Umstände des Einzelfalles zwingend ein lebenslängliches Tätigkeits-
verbot anordnen.  
Absatz 5 

Viele Täter werden im selben Urteil wegen mehreren Delikten zu einer Strafe verur-
teilt oder es wird gegen sie wegen mehreren Delikten eine Massnahme angeordnet. 
Für die Anordnung des Tätigkeitsverbotes ist es jedoch notwendig, dass festgelegt 
wird, welche Strafe oder welche Massnahme auf eine Straftat fällt, die ein solches 
Verbot nach sich zieht. Zwar setzt das vorgeschlagene Tätigkeitsverbot nach den 
Absätzen 3, 4 und 4bis keine Mindeststrafe voraus, hingegen die Verurteilung zu 
einer Strafe oder die Anordnung einer Massnahme nach den Artikeln 59, 60–63 oder 
64 StGB.  
Absatz 6 

In diesem Absatz wird die obligatorische Anordnung von Bewährungshilfe neu nicht 
nur für die zwingend lebenslänglichen Tätigkeitsverbote aufgrund einer Sexualstraf-
tat an minderjährigen oder anderen besonders schutzbedürftigen Personen vorgese-
hen, sondern auch für Fälle, in denen ein solches Tätigkeitsverbot für Heil- und 
Pflegetätigkeiten gemäss Absatz 4bis angeordnet wird (vgl. oben, Ziff. 1.5.9). Absatz 
6 entspricht im Übrigen Absatz 7 des geltenden Rechts.  
2.1.3 Artikel 67a (Inhalt und Umfang) 

Absatz 4  

Absatz 4 wird mit dem Verbot von Heil- und Pflegetätigkeiten im Gesundheitsbe-
reich ergänzt. Wie das Tätigkeitsverbot zum Schutz von minderjährigen oder ande-
ren besonders schutzbedürftigen Personen umfasst auch das Verbot nach Artikel 67 
Absatz 4bis VE-StGB immer die gesamte Tätigkeit. Das heisst, das Verbot umfasst 
bei einer im Tatzeitpunkt als Gynäkologen tätigen Person, nicht nur diese spezifi-
sche Tätigkeit, sondern eben alle Heil- und Pflegetätigkeiten im Gesundheitsbereich 
(vgl. oben, Ziff. 1.5.9 und 2.1.1).  
Absatz 5 

Diese Bestimmung definiert, wann eine Tätigkeit mit regelmässigem Kontakt zu 
minderjährigen oder anderen besonders schutzbedürftigen Personen vorliegt. Dies 
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wurde bislang in Artikel 25a der Verordnung über das Strafregister (VOSTRA-V) 
geregelt.73  

Diese Definition regelt nicht nur, für welche Tätigkeiten gemäss Artikel 371a StGB 
ein Sonderprivatauszug verlangt werden darf, sondern sie umschreibt generell den 
Umfang der Verbote nach Artikel 67 Absatz 3 und 4 VE-StGB. Deshalb soll die 
Bestimmung neu auf Gesetzesstufe überführt werden.  

Unter Tätigkeiten im Sinne von Absatz 5 Buchstabe a, die direkt und spezifisch 
gegenüber Minderjährigen oder anderen besonders schutzbedürftigen Personen 
ausgeübt werden, sind Tätigkeiten zu verstehen, die sich unabdingbar direkt an 
diese adressieren und zwingend mit oder an ihnen ausgeführt werden. Dies ist 
beispielsweise der Fall beim Transport von Schulkindern durch einen offiziellen 
Schulbus, nicht jedoch, wenn Schulkinder für den Schulweg den öffentlichen Orts- 
oder Stadtbus benutzen. Letztere Tätigkeit wird nicht spezifisch gegenüber Minder-
jährigen ausgeübt. 

In Absatz 5 Buchstabe a Ziffer 1–9 werden die Tätigkeiten, die sich direkt und 
spezifisch an minderjährige oder andere schutzbedürftige Personen richten, in nicht 
abschliessender Weise aufgezählt. Diese Tätigkeiten implizieren ihrer Natur nach 
einen regelmässigen Kontakt. Der Kontakt zu minderjährigen oder anderen beson-
ders schutzbedürftigen Personen ist hier permanent gegeben und für die Aufgabener-
füllung unabdingbar. 

Richtet sich die Tätigkeit nicht direkt und spezifisch an minderjährige oder andere 
besonders schutzbedürftige Personen, liegt gemäss Buchstabe b dann eine Tätigkeit 
mit regelmässigem Kontakt zu minderjährigen oder anderen besonders schutzbe-
dürftigen Personen vor, wenn diese Tätigkeit vor allem oder wiederholt in Einrich-
tungen ausgeübt wird, die Dienstleistungen nach Buchstabe a anbieten.  

Es handelt sich hier also um Tätigkeiten, bei welchen der direkte Kontakt zu minder-
jährigen oder anderen besonders schutzbedürftigen Personen zur Aufgabenerfüllung 
nicht direkt notwendig ist, wie beispielsweise Reinigungs- und Unterhaltsarbeiten, 
Sekretariats- oder Institutionsleitungsaufgaben. Vorausgesetzt ist, dass diese anderen 
Tätigkeiten in Einrichtungen ausgeübt werden, die Dienstleistungen nach Buchstabe 
a anbieten – oder anders gesagt, deren Angebot sich direkt und spezifisch an minder-
jährige oder andere besonders schutzbedürftige Personen richtet. Darunter fallen 
beispielsweise Einrichtungen wie Schulen, Kindertagesstätten, Kinderkleiderge-
schäfte, Ludotheken, Jugendzentren oder geriatrische Kliniken. Keine solche Ein-
richtung liegt hingegen beispielsweise bei einem Lebensmittelgeschäft vor, das 
häufig auch von Schulkindern nach Schulschluss besucht wird. Denn hier richtet 
sich das Angebot nicht spezifisch an minderjährige Personen, sondern an die Allge-
meinheit. 

Wird eine Tätigkeit im Sinne von Buchstabe b vor allem, das heisst zu mehr als 50% 
der Gesamtzeit der konkreten Einzeltätigkeit, oder wiederholt, das heisst mindestens 
zweimal, in einer der erwähnten Einrichtungen ausgeübt, ist aufgrund der permanen-
ten Anwesenheit von minderjährigen oder anderen besonders schutzbedürftigen 
Personen ein regelmässiger Kontakt während und ausserhalb der Aufgabenerfüllung 
meist unumgänglich. Der Kontakt kann unter solchen Rahmenbedingungen bewusst 
gesucht und einfach hergestellt werden. Diese Tätigkeiten fallen somit ebenfalls 
unter das Tätigkeitsverbot im Sinne von Artikel 67 Absätze 3 und 4 VE-StGB. 

  

73  SR 331.0 
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Daraus folgt, dass zum Beispiel eine Person, der ein vollständiges Tätigkeitsverbot 
mit minderjährigen Personen im Sinne von Artikel 67 Absatz 3 VE-StGB auferlegt 
wurde und die bei einem auf die Gartenpflege spezialisiertes Unternehmen tätig ist, 
das mit einer Kindertagesstätte einen Vertrag zur wöchentlichen Umgebungspflege 
abgeschlossen hat, nicht mit der regelmässigen Ausführung dieser Aufgabe betraut 
werden kann.  

Nicht vom Tätigkeitsverbot umfasst sind demgegenüber Tätigkeiten für einen exter-
nen Handwerksbetrieb, in dessen Rahmen beispielsweise in einer Schule ein einma-
liger Reparaturauftrag ausführt wird.  

Der zweite Satz von Buchstabe b enthält schliesslich eine Ausnahmeklausel. Danach 
fallen die Tätigkeiten nach Buchstabe b dann nicht unter die Verbote nach Artikel 67 
Absatz 3 und 4 VE-StGB, wenn örtlich oder zeitlich sichergestellt ist, dass ein 
Kontakt zu minderjährigen oder anderen besonders schutzbedürftigen Personen 
ausgeschlossen ist. Dies ist zum Beispiel der Fall bei einer Person, die ausschliess-
lich ausserhalb der Öffnungszeiten einer Kindertagesstätte oder eines Jugendzent-
rums deren Räumlichkeiten reinigt oder bei einer Person, die zwar in einer Einrich-
tung tätig ist, die Dienstleistungen nach Buchstabe a anbietet, diese Tätigkeit jedoch 
dauerhaft in abgetrennten Räumen ohne Zugang zum Hauptgebäude ausübt. Für 
solche Tätigkeiten kann somit auch kein Sonderprivatauszug verlangt werden.   
Absatz 6 

Der Begriff «besonders schutzbedürftige Personen» erweist sich als auslegungsbe-
dürftig, weshalb es sich rechtfertigt, diesen zu definieren. Die Definition des Be-
griffs war bislang ebenfalls in der VOSTRA-V geregelt (Art. 25e VOSTRA-V). Sie 
soll neu in Artikel 67a VE-StGB überführt werden.  

Als «besonders schutzbedürftige Personen» sollen vor allem Personen gelten, die 
namentlich aufgrund ihres Alters oder einer physischen oder psychischen Krankheit 
ihr Leben nicht ohne fremde Hilfe führen können. Gerade weil sie auf fremde Hilfe 
angewiesen sind und zum Teil kein eigenbestimmtes Leben führen können, sind sie 
besonders gefährdet, Opfer bestimmter Straftaten zu werden.74  

Die Formulierung in Absatz 6 macht deutlich, dass eine Hilfsbedürftigkeit bestehen 
muss, und zwar entweder in Bezug auf notwendige, alltägliche Verrichtungen 
(Haushaltsführung, Körperpflege, Nahrungsaufnahme, Inanspruchnahme von 
Dienstleistungen usw.) oder allgemein bei der Lebensführung (hinsichtlich der 
Lebensgestaltung z. B. Organisation, Kommunikation usw.). Die Person muss auf 
Unterstützung Dritter angewiesen sein, das heisst nicht mehr in der Lage sein, diese 
Aufgaben selbst zu bewältigen. 

Die Hilfsbedürftigkeit muss ihren Ursprung in altersbedingten Beeinträchtigungen, 
einer Krankheit oder einer längerfristigen körperlichen oder psychischen Beeinträch-
tigung der Person haben. Unter körperliche und psychische Beeinträchtigungen 
fallen auch geistige und sensorische Beeinträchtigungen.  

Keine besondere Schutzbedürftigkeit im Sinne von Artikel 67 Absatz 4 VE-StGB 
liegt demgegenüber vor, wenn sie nur aufgrund einer vorübergehenden Schwächung 

  

74  Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 

Ziff. 6.4.1. 
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durch Alkohol, Drogen oder andere Ursachen geschaffen wurde. Bei den besonders 
schutzbedürftigen Personen handelt es sich somit um Personen, die ähnlich wie 
Minderjährige in einem besonderen Abhängigkeitsverhältnis zu den Personen ste-
hen, die sich um sie kümmern. Diese Personen sollen nicht von Tätern betreut wer-
den, die einschlägig vorbestraft sind und bei denen eine Rückfallgefahr besteht.   
2.1.4 Artikel 67c (Gemeinsame Bestimmungen. Vollzug der Verbote) 

Absatz 5 

Die Aufhebung von Buchstabe c folgt aus der Änderung des qualifizierten Tätig-
keitsverbots nach geltendem Recht (Art. 67 Abs. 3 und 4 StGB) zum zwingend 
lebenslänglichen Tätigkeitsverbot (Art. 67 Abs. 3 und 4 VE-StGB). Sie ist damit 
rein redaktioneller Natur. 

Die verurteilte Person soll auch bei einem Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 
3, 4 und 4bis VE-StGB in gewissen Fällen die Möglichkeit erhalten, nach einer 
gewissen Dauer des Vollzugs ihren Fall neu prüfen zu lassen, sprich bei der zustän-
digen Behörde um eine inhaltliche oder zeitliche Einschränkung oder um die Aufhe-
bung des Verbots zu ersuchen (vgl. oben, Ziff. 1.5.10). Die Voraussetzungen sind in 
Buchstabe e geregelt. Die Überprüfung erfolgt nicht von Amtes wegen, sondern nur 
auf Gesuch des Täters hin.  

Bereits unter Ziffer 1.5.10 wurde erwähnt, dass die Zeitdauer, nach welcher frühes-
tens um eine Überprüfung eines Tätigkeitsverbotes nach Artikel 67 Absatz 3, 4 oder 
4bis VE-StGB ersucht werden kann, nach dem Unrechtsgehalt der begangenen 
Straftatbestände abgestuft wird.  

Die Frist zur Überprüfung beträgt drei Jahre, wenn das Tätigkeitsverbot aufgrund 
einer Verurteilung wegen Exhibitionismus (Art. 194 StGB), Pornografie im Sinne 
von Artikel 197 Absatz 2 Satz 1 StGB oder sexueller Belästigungen (Art. 198 StGB) 
angeordnet wurde (Ziff. 1). Diese drei Straftatbestände weisen aufgrund ihrer Straf-
drohungen einen relativ geringen Unrechtsgehalt auf. So lautet die Strafdrohung bei 
Exhibitionismus (Art. 194 StGB) auf Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen und auf 
Busse bei sexuellen Belästigungen (Art. 198 StGB) und Pornografie im Sinne von 
Artikel 197 Absatz 2 Satz 1 StGB. Letztere beiden Delikte stellen damit Übertretun-
gen dar (Art. 103 StGB). Die vorgeschlagene Frist von drei Jahren ist identisch mit 
jener der Verfolgungs- und Vollstreckungsverjährung bei Übertretungen (Art. 109 
StGB). 

In Ziffer 2 wird die Frist auf zehn Jahre festgelegt, wenn das Tätigkeitsverbot auf-
grund einer Verurteilung wegen einer der genannten Sexualstraftaten (Vergehen) 
erfolgte und der Täter zu einer Strafe von bis zu 6 Monaten Freiheitsstrafe oder 180 
Tagessätzen Geldstrafe verurteilt wurde.  

Wurde das Tätigkeitsverbot  

 aufgrund einer Verurteilung wegen einer der genannten Sexualstraftaten (Verge-
hen) verhängt und der Täter zu einer Freiheitsstrafe von mehr als 6 Monaten  
oder zu einer Geldstrafe von mehr als 180 Tagessätzen verurteilt oder 

 aufgrund einer Verurteilung wegen einer Sexualstraftat, die ein Verbrechen 
darstellt, oder wegen Menschenhandel (Art. 182 StGB) zum Zwecke der sexuel-
len Ausbeutung verhängt, 
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kann der Täter frühestens nach 15 Jahren des Vollzugs um eine Einschränkung oder 
Aufhebung des Tätigkeitsverbotes ersuchen (Ziff. 3). Die Frist von 15 Jahren ist 
identisch mit jener in Artikel 86 Absatz 5 StGB für die bedingte Entlassung bei einer 
lebenslänglichen Freiheitsstrafe. 

Bei einem Gesuch um eine inhaltliche oder zeitliche Einschränkung oder um die 
Aufhebung des Verbots hat die zuständige Behörde wie beim Tätigkeitsverbot nach 
geltendem Recht zu prüfen, ob die Gefahr besteht, dass der Täter die Tätigkeit zur 
Begehung weiterer Verbrechen oder Vergehen missbraucht und den von ihm verur-
sachten Schaden soweit zumutbar ersetzt hat. Ist dem Täter eine negative Prognose 
zu stellen, darf die zuständige Behörde das Tätigkeitsverbot nicht aufheben. Ist nicht 
mehr zu befürchten, dass vom Täter eine Gefahr ausgeht und hat er den Schaden 
soweit zumutbar ersetzt, so ist das Tätigkeitsverbot aufzuheben. Artikel 67c Absatz 
6 StGB bleibt somit unverändert.  
Absatz 6bis 

Ist der Täter pädophil im Sinne der Psychiatrie, so soll die Möglichkeit, nach einer 
bestimmten Zeitdauer um eine Einschränkung oder um eine Aufhebung des Verbots 
zu ersuchen, ausgeschlossen sein. Das Verbot dauert in jedem Fall lebenslänglich. 
Hintergrund dieser Regelung ist einerseits der Umstand, dass Artikel 123c BV 
gemäss Angaben des Initiativkomitees primär auf pädophile Straftäter abziele75, und 
andererseits der Umstand, dass die Mehrheit der Sexualmediziner heute davon 
ausgeht, dass die Entwicklung der Sexualität im Wesentlichen mit dem Ende der 
Pubertät abgeschlossen ist und eine grundsätzliche Änderung der pädophilen Sexu-
alpräferenz nicht möglich ist.  
2.1.5 Artikel 369 (Entfernung des Eintrags) 

Absatz 4quater und 4quinquies 

Einleitend zu den neuen Absätzen 4quater und 4quinquies ist Folgendes zu bemerken:  

Das aktuelle Strafregisterrecht kennt zwei Berechnungsarten, um die Entfernungs-
frist für ein Urteil zu berechnen. Zum einen die Berechnung nach Artikel 369 StGB 
und zum anderen die Berechnung nach Artikel 369a StGB. Für die Entfernung 
relevant ist letztlich aber nur die längere Frist (vgl. zweiter Satz von Art. 369a 
StGB). Die Entfernungsfrist ergibt sich also aus einem Vergleich beider Berech-
nungsarten. 

Der Grund für diese kompliziert anmutende Doppelspurigkeit ist, dass die beiden 
Berechnungsarten jeweils eine unterschiedliche Funktion erfüllen:  

 Die Berechnung nach Artikel 369a StGB soll sicherstellen, dass Urteile, die ein 
Tätigkeits-, Kontakt- oder Rayonverbot enthalten, welches während seiner ef-
fektiven Dauer im Sonderprivatauszug erscheinen soll, nicht vor dem Ablauf 
des Verbots aus dem Strafregister entfernt wird. 

 Die Berechnung nach Artikel 369 StGB braucht es, damit ein lange dauerndes 
Tätigkeits-, Kontakt- und Rayonverbot nicht zu einer ungewollten Verlänge-

  

75  Erläuterungen zur Volksabstimmung, S. 21 (Argumente des Initiativkomitees). 
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rung der Erscheinungsdauer eines Urteils im Privatauszug führt. Für bestimmte 
Berechnungen der Erscheinungsdauer eines Urteils im Privatauszug werden die 
Fristen nach Artikel 369 StGB als Referenzfristen gebraucht. So bestimmt Ar-
tikel 371 Absatz 4 StGB, dass ein Urteil, das eine Massnahme enthält, dann 
nicht mehr im Privatauszug erscheint, wenn die Hälfte der für die Entfernung 
nach Artikel 369 StGB massgebenden Dauer abgelaufen ist (zur Ausnahme vgl. 
Art. 371 Abs. 5 StGB).  

Das Regelungskonzept gemäss Artikel 369 StGB weist jedoch eine Lücke auf, 
welche durch die neuen Absätze 4quater und 4quinquies geschlossen werden soll. 
Enthält ein Urteil nämlich als einzige Sanktion eines der neuen, seit dem 1. Ja-
nuar 2015 geltenden Verbote, so findet sich in Artikel 369 StGB aktuell keine 
Referenzfrist, welche in Anwendung von Artikel 371 Absatz 4 StGB zur Be-
rechnung der Erscheinungsdauer im Privatauszug herangezogen werden könn-
te.  

Aus den vorstehend genannten Gründen sind folgende Änderungen nötig: 

 Im neuen Absatz 4quater wird daher eine Entfernungsfrist für Urteile vorgesehen, 
die ein Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 2, 3–4bis oder nach Artikel 67b 
StGB oder nach Artikel 50 Absatz 2, 3–4bis oder 50b MStG allein – das heisst 
ohne andere Sanktion (z. B. eine Strafe) – enthalten. Solche Urteile sollen von 
Amtes wegen nach zehn Jahren aus dem Strafregister entfernt werden. 

 Für Jugendurteile, die ein Tätigkeitsverbot nach Artikel 16a JStG allein enthal-
ten, bestimmt der neue Absatz 4quinquies, dass diese nach sieben Jahren von Am-
tes wegen entfernt werden. 

Diese Fristen waren bislang in Artikel 25a VOSTRA-V geregelt; aus rechtstaatli-
chen Gründen (Legalitätsprinzip) ist es jedoch angezeigt, diese Bestimmungen neu 
auf Gesetzesstufe zu verankern. 

Die alleinige Anordnung solcher Verbote dürfte eher selten vorkommen. Es wird in 
Kauf genommen, dass selbst bei einem lebenslänglichen Verbot dieses nach zehn 
respektive nach sieben Jahren aus dem Strafregister entfernt wird sowie nach fünf 
respektive dreieinhalb Jahren nicht mehr im Privatauszug erscheint. Dies weil einem 
solchen Fall kein besonders schweres Verschulden zugrunde liegt (sonst wäre ja 
auch eine andere Sanktion ausgesprochen worden, welche eine andere Fristberech-
nung nach sich gezogen hätte) und eine beispielsweise länger dauernde oder sogar 
lebenslängliche Speicherung nicht angemessen erscheint. Die betroffene Person soll 
sich mittels Privatauszug ohne Nachteile für eine Tätigkeit bewerben können, wo es 
nicht um den Schutz von beispielsweise Minderjährigen oder besonders schutzbe-
dürftigen Personen geht. 

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass solche Urteile während der gesamten Dauer 
des Tätigkeitsverbotes im Sonderprivatauszug erscheinen (vgl. Art. 371a Abs. 4 
i.V.m. Art. 369a StGB).  
Absatz 6 Buchstabe a 

Die Bestimmung wird dahingehend ergänzt, dass auch die in Artikel 369 Absätze 
4quater und 4quinquies VE-StGB definierten Fristen ab Rechtskraft des Urteils (vgl. Art. 
437 StPO) zu laufen beginnen.  
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Mit der neuen Formulierung «rechtskräftig» anstelle von «rechtlich vollstreckbar» 
soll klargestellt werden, dass der Fristenlauf mit dem Eintritt der formellen Rechts-
kraft des Urteils beginnt, was auch schon im geltenden Recht der Fall ist.76 Die 
Neuformulierung hat keine materielle Änderung zur Folge.  
2.1.6 Artikel 369a (Privatauszug) 

Die Änderung in Artikel 369a StGB ist rein redaktioneller Natur.  
2.1.7 Artikel 371a (Sonderprivatauszug) 

Der geltende Artikel 371a StGB sieht vor, dass die Person, die eine berufliche oder 
organisierte ausserberufliche Tätigkeit mit minderjährigen oder besonders schutzbe-
dürftigen Personen ausübt oder ausüben will, einen sie betreffenden Sonderprivat-
auszug aus dem Strafregister einholen kann.  

Absatz 1 von Artikel 371a StGB ist deshalb dahingehend anzupassen, dass auch 
diejenige Person, die eine berufliche oder organisierte ausserberufliche Heil- und 
Pflegetätigkeit im Gesundheitsbereich ausübt oder ausüben will, einen sie betreffen-
den Sonderprivatauszug einholen kann.  

Entsprechend enthält der Sonderprivatauszug gemäss Absatz 3 Buchstabe a neu 
nicht nur alle Urteile gegen Erwachsene, die ein Tätigkeitsverbot oder ein Kontakt- 
und Rayonverbot enthalten, das zum Schutz von minderjährigen oder anderen be-
sonders schutzbedürftigen Personen erlassen wurde, sondern auch alle Urteile, die 
ein Tätigkeitsverbot gemäss Artikel 67 Absatz 4bis VE-StGB für den Heil- und 
Pflegebereich enthalten.  

Der inhaltlich eingeschränkte Sonderprivatauszug hat den Vorteil, dass Bewerber 
nicht in jedem Fall ihr ganzes strafrechtliches Vorleben offenlegen müssen (z. B. 
Vorstrafen wegen Verkehrsdelikten oder Ladendiebstahl), sondern nur allfällige 
Verbote, die für Tätigkeiten mit minderjährigen oder anderen besonders schutzbe-
dürftigen Personen oder Heil- und Pflegetätigkeiten im Gesundheitsbereich beson-
ders relevant sein können. Es steht den Arbeitgebern und Freizeitorganisationen 
allerdings frei, neben dem Sonderprivatauszug auch den normalen Privatauszug zu 
verlangen.77  

Die Einholung eines Sonderprivatauszuges wird wie bisher auf eine freiwillige Basis 
gestellt. Es liegt damit in der Verantwortung der Arbeitgeberinnen und Arbeit-
gebern, Vereine und anderen Organisationen, ob sie von ihren Mitarbeitenden oder 
Mitgliedern, die mit minderjährigen oder anderen besonders schutzbedürftigen 
Personen arbeiten oder eine Heil- und Pflegetätigkeit ausüben, einen Strafregister-
auszug einholen.78  

Der Sonderprivatauszug soll wie bisher die Urteile während der gesamten Dauer des 
Tätigkeitsverbots enthalten (Art. 371a Abs. 4 StGB). 

  

76 Gruber 2013, Art. 369 StGB N. 25. 
77  Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 

Ziff. 6.2.8. 
78  Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 

Ziff. 6.2.8. 
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2.2 Militärstrafgesetz 

Die Änderungen der Artikel 50, 50a und 50c VE-MStG entsprechen den Artikeln 
67, 67a und 67c VE-StGB. Es wird deshalb auf die Erläuterungen zu den Änderun-
gen des StGB verwiesen (vgl. oben, Ziff. 2.1).  
3 Auswirkungen 

3.1 Folgen für den Bund 

In Bezug auf die Personalkosten und die weiteren finanziellen Auswirkungen ist 
zwischen der Umprogrammierung des Systems VOSTRA und den Betriebskosten zu 
unterscheiden. 

Die Umprogrammierung von VOSTRA dürfte zwischen 30'000 und 55'000 Franken 
kosten. Diese Kosten sind bereits eingestellt. Die Arbeiten werden soweit möglich 
zusammen mit den Arbeiten erledigt werden, die aufgrund des neuen Strafregister-
rechts erforderlich werden. 

Bezüglich der Betriebskosten ist mit mehr Gesuchen um Strafregisterauszüge zu 
rechnen, auch wenn im Vorentwurf – wie bereits im geltenden Recht – keine Pflicht 
zur Einholung eines Auszugs vorgesehen ist. Dies, weil der geschützte Opferkreis 
im Vergleich zum geltenden Recht etwas erweitert werden soll (vgl. oben, Ziff. 
1.5.6). Momentan ist es noch schwer abzuschätzen, wie sich die Anzahl der Gesuche 
um Sonderprivatauszüge entwickeln wird. Allerdings ist davon auszugehen, dass 
sich dieser Mehraufwand in Grenzen halten wird.  

Es ist jedoch festzuhalten, dass die jährlichen Einnahmen aufgrund des vorliegenden 
Vorentwurfs auch steigen dürften. Damit könnten die Kosten für die Umprogram-
mierung von VOSTRA wohl gedeckt werden.  
3.2 Folgen für die Kantone und Gemeinden 

Die unmittelbaren finanziellen und personellen Auswirkungen auf die Kantone und 
Gemeinden lassen sich kaum abschätzen. 

Die Kantone und Gemeinden werden im Straf- und Massnahmenvollzug sehr wahr-
scheinlich zusätzliche Kosten zu tragen haben. Zwar gibt es seit dem 1. Januar 2015 
bereits ein obligatorisches Tätigkeitsverbot (Art. 67 Abs. 3 und 4 StGB), bei dem 
zwingend Bewährungshilfe angeordnet werden muss (vgl. Art. 67 Abs. 7 StGB). 
Dieses Verbot kann auch lebenslänglich angeordnet werden (vgl. Art. 67 Abs. 6 
StGB), was eine entsprechend lang dauernde Bewährungshilfe nach sich zieht. In 
der Regel dürften die Gerichte jedoch befristete Tätigkeitsverbote aussprechen, die 
gegebenenfalls verlängert werden können (vgl. Art. 67 Abs. 3, 4 und 6 StGB).79 Das 
obligatorische Tätigkeitsverbot nach geltendem Recht soll nun dahingehend ver-
schärft werden, dass dieses neu in jedem Fall lebenslänglich angeordnet werden 
muss (Art. 67 Abs. 3, 4 und 4bis VE-StGB), was eine lebenslänglich zu leistende 
Bewährungshilfe nach sich ziehen würde. Allerdings wird die lebenslängliche Dauer 

  

79 Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen», 
Ziff. 6.5.2. 
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des angeordneten Tätigkeitsverbots dadurch relativiert, dass unter Umständen die 
Möglichkeit besteht, die Verbote nach einer gewissen Dauer des Vollzugs nachträg-
lich aufzuheben.  

Hinzu kommt jedoch, dass das obligatorische Tätigkeitsverbot auch dahingehend 
verschärft werden soll, als der Katalog der Sexualstraftaten, welcher ein Tätigkeits-
verbot zur Folge hat, ausgeweitet wird. Zusätzlich wird keine Mindeststrafe mehr 
vorausgesetzt, und es soll ein weiteres zwingendes Verbot für Heil- und Pflegetätig-
keiten im Gesundheitsbereich eingeführt werden. Entsprechend ist mit deutlich mehr 
Fällen zu rechnen, bei welchen auch zwingend Bewährungshilfe anzuordnen ist. In 
welchem Ausmass die Revision Mehrkosten zur Folge haben könnte, ist jedoch nur 
schwer abzuschätzen.  

Zum anderen wird für die ordentlichen Gerichte ein gewisser Mehraufwand entste-
hen, weil Sexualdelikte gegen den geschützten Personenkreis aufgrund des zwin-
gend lebenslänglichen Tätigkeitsverbotes vom Strafbefehlsverfahren ausgenommen 
werden sollen (vgl. oben, Ziff. 1.9). Um wie viele Fälle es sich dabei jährlich han-
deln dürfte, lässt sich nicht sagen. Dies weil sich aus den verfügbaren statistischen 
Daten des Bundesamtes für Statistik keine aussagekräftigen Schlüsse ziehen lassen. 
Zwar kann gesagt werden, wie viele Verurteilungen jährlich wegen dieser Sexual-
delikte erfolgt sind,80 hingegen ist nicht bekannt, ob das betroffene Opfer beispiels-
weise minderjährig, besonders schutzbedürftig, zum Widerstand unfähig, abhängig 
oder urteilsunfähig war. Auch ist nicht bekannt, ob zum Beispiel eine Strafe unter 
sechs Monaten Freiheitsstrafe wegen eines Sexualdelikts effektiv im Strafbefehls- 
oder in einem ordentlichen Verfahren ausgesprochen wurde. 

Auch die Einholung von Strafregisterauszügen für Personen im öffentlichen Dienst, 
die eine Tätigkeit mit Personen ausüben, die in den geschützten Personenkreis fallen 
(vgl. oben, Ziff. 1.5.6), wird zu einem gewissen Mehraufwand führen.  
4 Verhältnis zur Legislaturplanung 

Die Vorlage ist weder in der Botschaft des Bundesrates vom 25. Januar 201281 über 
die Legislaturplanung 2012–2015 noch im Bundesbeschluss vom 15. Juni 201282 
über die Legislaturplanung 2012–2015 angekündigt. 

Die Verbesserung des Schutzes von Kindern vor sexuellem Missbrauch ist ein 
wichtiges Anliegen, das seit vielen Jahren thematisiert und durch zahlreiche parla-
mentarische Vorstösse getragen wird. Der Bundesrat erachtet es daher als angezeigt, 
die Arbeiten an dieser Vorlage voranzutreiben, um sie so rasch wie möglich dem 
Parlament unterbreiten zu können.  
  

80 BFS, Verurteilungen von Erwachsenen für Verbrechen und Vergehen nach ausgewählten 
Straftaten; abrufbar unter: 
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/19/03/03/key/straftaten/haeufigste_d
elikte.html. 

81 BBl 2012 481 
82 BBl 2012 7155 
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5 Rechtliche Aspekte 

5.1 Verfassungsmässigkeit 

5.1.1 Gesetzgebungskompetenz 

Nach Artikel 123 BV ist der Bund zur Gesetzgebung im Bereich des Strafrechts und 
des Strafprozessrechts befugt.  
5.1.2 Grundrechtskonformität 

Allgemeines 

Wie bereits in der Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit 
Kindern arbeiten dürfen» ausgeführt, steht die neue Verfassungsbestimmung von 
Artikel 123c BV im Widerspruch zu verschiedenen verfassungsmässigen Garantien 
wie die Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 Abs. 2 BV), die persönliche Freiheit (Art. 10 
Abs. 2 BV) oder die Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 15 BV).83  

Grundrechtseinschränkungen sind mit der Verfassung vereinbar, wenn sie sich auf 
eine gesetzliche Grundlage stützen, einem überwiegenden öffentlichen Interesse 
entsprechen, verhältnismässig sind und den Kerngehalt des Grundrechts wahren 
(Art. 36 BV). 

Das vorgeschlagene Tätigkeitsverbot wird – auf der Basis der bereits geltenden 
Regelungen (vgl. Art. 67 ff. StGB und Art. 50 ff. MStG; s. oben, Ziff. 1.2) – in 
einem Gesetz im formellen Sinn geregelt. Es kann davon ausgegangen werden, dass 
dieses einem überwiegenden öffentlichen Interesse entspricht. Ferner kann festgehal-
ten werden, dass der Kerngehalt der betroffenen Grundrechte durch das vorgeschla-
gene Tätigkeitsverbot nicht verletzt wird.84 Schliesslich wird das Verbot durch ein 
Gericht in einem ordentlichen Strafverfahren verhängt. Zu prüfen bleibt daher der 
Grundsatz der Verhältnismässigkeit. 

Die Verhältnismässigkeit umfasst die Eignung, die Erforderlichkeit und die Verhält-
nismässigkeit im engeren Sinn (Zumutbarkeit). Die staatliche Massnahme muss sich 
eignen und notwendig sein, um das im öffentlichen Interesse verfolgte Ziel herbei-
zuführen. Hierzu darf keine gleich geeignete, aber mildere Massnahme zur Verfü-
gung stehen. Die Massnahme darf nicht über das Notwendige hinausgehen. Schliess-
lich ist eine Abwägung der Interessen vorzunehmen. Dabei ist zu prüfen, ob das 
gesteckte Ziel und die dazu erforderliche Beschränkung des Grundrechts in einem 
angemessenen Verhältnis stehen. Eine Anordnung ist unverhältnismässig, wenn 
deren negative Wirkungen im konkreten Fall schwerer ins Gewicht fallen als das 
öffentliche Interesse daran, dass die Anordnung getroffen wird.85 

Dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit kommt bei der Ausgestaltung des Tätig-
keitsverbots eine wichtige Bedeutung zu. Für die therapeutischen Massnahmen und 
die Verwahrung, die unabhängig vom Verschulden des Täters möglich sind, wurde 
der Grundsatz der Verhältnismässigkeit im revidierten AT-StGB86 ausdrücklich 

  

83 Zu den Einzelheiten vgl. Botschaft zur Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit 
Kindern arbeiten dürfen», Ziff. 6.7.1. 

84 Müller/Schefer 2008, S. 85 ff., 89 ff., 267 ff., und 1078 f. 
85  Häfelin/Haller/Keller 2012, N. 320 ff.; Schweizer 2008, Art. 36 N. 22 ff. 
86  Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches (Art. 1-110 StGB). 
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genannt (Art. 56 Abs. 2 StGB) und in verschiedenen Bestimmungen konkretisiert 
(u. a. Art. 56 Abs. 1 und 6, 56a, 57 Abs. 1, 59 Abs. 1, 60 Abs. 1, 61 Abs. 1, 63 Abs. 
1 StGB).  

Beim Tätigkeitsverbot handelt es sich um eine sogenannte «andere Massnahme». 
Wie die oben genannten Massnahmen ist für die Verhängung und Dauer des Verbots 
nicht in erster Linie das Verschulden des Täters massgebend, sondern die besondere 
Gefahr, die von ihm ausgeht und der das Verbot begegnen soll. Das Verhältnismäs-
sigkeitsprinzip ist daher vom Gericht bei der Verhängung dieses Verbots und von 
den Vollzugsbehörden bei dessen Überprüfung und Aufhebung zu berücksichtigen. 

Das in Umsetzung von Artikel 123c BV vorgeschlagene Tätigkeitsverbot orientiert 
sich eng am Wortlaut der Verfassungsnorm (und dem darin angelegten Automatis-
mus), misst den Grundsätzen der Gleichwertigkeit der Verfassungsnormen und der 
harmonisierenden Auslegung (vgl. oben, Ziff. 1.3.2) aber ebenfalls Gewicht zu. 
Dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit (Art. 5 Abs. 2 und Art. 36 Abs. 3 BV) 
wird bei der Ausgestaltung des vorgeschlagenen Tätigkeitsverbots jedoch nur bis zu 
einem gewissen Grad Rechnung getragen (vgl. nachfolgend). Zwar ist davon auszu-
gehen, dass das Tätigkeitsverbot geeignet ist, um das im öffentlichen Interesse 
liegende Ziel (Schutz bestimmter Personen vor Sexualstraftätern) zu erreichen. 
Allerdings kann das vorgeschlagene Tätigkeitsverbot im Widerspruch zu den Erfor-
dernissen der Notwendigkeit und der Zumutbarkeit stehen.  
Zusammenhang zwischen begangener Straftat und Tätigkeitsverbot 

Aus der verfassungsmässigen Garantie der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 Abs. 2 BV) 
lässt sich ableiten, dass die begangene Straftat einen engen Zusammenhang zur in 
Frage stehenden Tätigkeit aufweisen muss. Ein Tätigkeitsverbot, das in keinem 
Zusammenhang zur begangenen Straftat steht, würde eine unverhältnismässige 
Einschränkung der beruflichen Tätigkeit bedeuten. 

Bezüglich des Verbots ausserberuflichen Tätigkeiten ist es nicht auszuschliessen, 
dass es gewisse Formen der Freizeitgestaltung gibt, welche die elementaren Persön-
lichkeitsentfaltung tangieren (Grundrecht der persönlichen Freiheit, Art. 10 Abs. 2 
BV). 

Weiter sind Konstellationen bei der Ausübung einer ehrenamtlichen kirchlichen 
Tätigkeit denkbar, bei denen die Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 15 BV) 
tangiert ist. Deshalb muss auch hier ein enger Zusammenhang zwischen der Straftat 
und dem Verbot bestehen. 

Das vorgeschlagene Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 3, 4 und 4bis VE-StGB 
trägt diesem Aspekt Rechnung.  

Der Zusammenhang zwischen Straftat und Verbot besteht über die Art der Taten 
(Sexualstraftat) und die Art der Opfer (minderjährige, andere besonders schutzbe-
dürftige Personen oder zum Widerstand unfähige, urteilsunfähige oder abhängige 
Personen). Es werden – wie im bereits geltenden Recht (Art. 67 Abs. 3 und 4 StGB) 
– nur Tätigkeiten verboten, die Gelegenheit zu weiteren einschlägigen Taten gegen-
über diesen Opfern geben könnten.  
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Umfang des Tätigkeitsverbots 

Beim Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 3 und 4 VE-StGB umfasst das Verbot 
nicht sämtliche berufliche oder organisierten ausserberuflichen Tätigkeiten, sondern 
nur diejenigen mit einem regelmässigen Kontakt zu minderjährigen oder anderen 
besonders schutzbedürftigen Personen. Beim Verbot nach Artikel 67 Absatz 4bis VE-
STGB umfasst es sämtliche beruflichen oder organisierten ausserberuflichen Heil- 
und Pflegetätigkeiten im Gesundheitsbereich.  

Nur wo ein Beruf ausschliesslich in diesem Rahmen ausgeübt werden kann, wird mit 
dem Verbot faktisch ein Beruf als Ganzes untersagt (bspw. Primarlehrer oder Klein-
kindererzieherin). In den anderen Fällen wird der betroffenen Person nicht ein Beruf 
als Ganzes verboten. So wird einem Arzt bei einem Verbot nach Artikel 67 Absatz 
4bis VE-StGB zwar untersagt, praktizierend tätig zu sein. Eine berufliche Tätigkeit 
beispielsweise in der medizinischen Wissenschaft oder in der Forschung ohne ei-
gentliche Heil- und Pflegetätigkeit wird vom Verbot hingegen nicht umfasst. 

Auch Betätigungen im Rahmen der Glaubens- und Gewissensfreiheit sowie Frei-
zeitbeschäftigungen im Rahmen der persönlichen Freiheit werden nicht als Ganzes 
untersagt. So werden einerseits nur einzelne Tätigkeiten respektive Tätigkeiten mit 
bestimmten Personen untersagt. Andererseits betrifft das Verbot nur organisierte 
ausserberufliche Tätigkeiten. Tätigkeiten im streng privaten Rahmen werden vom 
Verbot nicht erfasst.  
Zwingende Anordnung der Tätigkeitsverbote 

Hat der Täter ein Sexualdelikt an einem geschützten Opfer begangen und wurde er 
deshalb zu einer Strafe verurteilt oder wurde gegen ihn eine Massnahme angeordnet 
(Art. 59–61, 63 oder 64 StGB), so ist ein lebenslängliches Tätigkeitsverbot im Sinne 
von Artikel 67 Absatz 3, 4 oder 4bis VE-StGB grundsätzlich die zwingende Folge 
dieser Sanktion.  

Für leichte Fälle schlägt Artikel 67 Abs. 4ter VE-StGB gemäss Variante 1 eine 
Härtefallbestimmung vor, die es dem Gericht bei bestimmten Sexualdelikten erlaubt, 
im Einzelfall zu prüfen, ob das Tätigkeitsverbot offensichtlich keine notwendige und 
zumutbare Massnahme für den Täter darstellt. Diesfalls soll das Gericht ausnahms-
weise auf die Anordnung eines Verbots verzichten können (vgl. oben, Ziff. 1.5.5 und 
2.1.2). Ein Verzicht auf diese Härtefallbestimmung – wie dies Variante 2 vorschlägt 
– würde in der Praxis dazu führen, dass das vorgeschlagene Tätigkeitsverbot im 
Einzelfall eine unverhältnismässige Massnahme darstellen dürfte (vgl. oben, Ziff. 
1.5.5 und 2.1.2). Dies wäre zum Beispiel dann zu bejahen, wo der Täter ein lebens-
längliches Tätigkeitsverbot erhält, aber keine gravierende Sexualstraftat (z. B. Exhi-
bitionismus, Art. 194 StGB; sexuelle Belästigungen, Art. 198 StGB) begangen hat. 
Oder wenn der Täter zwar eine – aufgrund der Strafdrohung – schwere Straftat 
begangen hat, sein Verschulden aber nicht derart schwer wiegt, so dass das Gericht 
ihn mit einer milden Strafe sanktioniert sowie in Fällen, wo vom Täter gar keine 
Wiederholungsgefahr ausgeht (keine negative Prognose). Aber auch mit der Härte-
fallbestimmung gemäss Variante 1 kann die vorgeschlagene Umsetzung von Arti-
kel 123c BV zur Folge haben, dass das zwingend lebenslängliche Tätigkeitsverbot in 
Einzelfällen eine unverhältnismässige Massnahme darstellen dürfte. Denn die Vo-
raussetzungen der Härtefallbestimmung sind eng ausgestaltet. 
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Dem Verhältnismässigkeitsprinzip wird jedoch auch insofern Rechnung getragen, 
als dass vorgeschlagen wird, den Kreis der betroffenen Täter auf erwachsene Perso-
nen zu beschränken. Im Jugendstrafrecht soll auf die Einführung eines zwingend 
lebenslänglichen Tätigkeitsverbot verzichtet werden (vgl. oben, Ziff. 1.10).  
Fehlende Mindeststrafe 

Anders als beim geltenden Tätigkeitsverbot nach Artikel 67 Absatz 3 und 4 StGB 
muss das Gericht dem Täter grundsätzlich unabhängig von der Höhe der im Einzel-
fall ausgesprochenen Strafe zwingend ein lebenslängliches Tätigkeitsverbot ausspre-
chen. Der Schwere der Straftat kann das Gericht – soweit die Voraussetzungen der 
Härtefallbestimmung nicht erfüllt sind – keine Rechnung tragen. Dies kann zur 
Folge haben, dass das Tätigkeitsverbot – insbesondere unter dem Aspekt der Zu-
mutbarkeit – bei milden Strafen eine unverhältnismässige Massnahme darstellen 
dürfte (vgl. oben). 

Dem Verhältnismässigkeitsprinzip wird allerdings insofern Rechnung getragen, als 
das Gericht kein lebenslängliches Tätigkeitsverbot aussprechen darf, wenn es von 
einer Sanktion absieht (z. B. gestützt auf Art. 187 Abs. 3 StGB, sog. Jugendliebe; 
Art. 52–54 StGB). 

Zudem würde dem Verhältnismassigkeitsprinzip auch mit der vorgeschlagenen 
Härtefallbestimmung Rechnung getragen werden.   
Lebenslängliche Dauer des Tätigkeitsverbots 

Das Gericht muss das Tätigkeitsverbot grundsätzlich zwingend lebenslänglich 
aussprechen. Dies ungeachtet der Schwere der Straftat und der Prognose, die dem 
Täter im Einzelfall gestellt werden kann. Damit werden die Tätigkeitsverbote hin-
sichtlich der Dauer wohl in vielen Fällen eine unverhältnismässige Massnahme 
darstellen. Eine Massnahme sollte nämlich nur solange andauern, wie die Gefahr 
besteht, dass der Täter eine Tätigkeit zur Begehung weiterer Sexualstraftaten miss-
braucht. An diesem Aspekt vermag auch die vorgeschlagene Härtefallbestimmung 
nur wenig ändern.  

Diesem Aspekt wird zwar bei der Ausgestaltung des Vollzugs der Verbote Rech-
nung getragen. In vielen Fällen wird jedoch bereits zum Zeitpunkt des Urteils zu 
erwarten sein, dass ein lebenslängliches Verbot zur Abwendung der vom Täter 
ausgehenden Gefahr nicht notwendig ist.   
Nachträgliche Überprüfungsmöglichkeit des Tätigkeitsverbots 

Gestützt auf Artikel 5 Ziffer 4 EMRK muss zwar eine periodische Überprüfung nur 
bei freiheitsentziehenden Sanktionen vorgesehen werden.87 Entsprechend dem 
Verhältnismässigkeitsprinzip erfolgt die Überprüfung nach geltendem StGB jedoch 
nicht nur bei freiheitsentziehenden Sanktionen, sondern (im Rahmen einer periodi-
schen, formellen Verlängerung) auch bei der ambulanten Behandlung, der Verlänge-

  

87  Ein Anspruch auf wiederholte gerichtliche Haftprüfung besteht immer dann, wenn der 
Freiheitsentzug auch von persönlichen Eigenschaften – wie Geisteskrankheit, Alkoholis-
mus oder Drogensucht – oder sonstigen veränderbaren Umständen abhängig ist. 
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rung der Probezeit, der Weisungen und der Bewährungshilfe. In Analogie dazu 
müsste auch beim Tätigkeitsverbot die Möglichkeit einer Überprüfung bestehen. 

Für das geltende allgemeine Tätigkeitsverbot (Art. 67 Abs. 1 StGB, Art. 50 Abs. 1 
MStG) und das Kontakt- und Rayonverbot (Art. 67b StGB, Art. 50b MStG) beste-
hen heute die gleichen Überprüfungsmöglichkeiten, wie sie für das alte Berufsverbot 
galten (Art. 67c Abs. 4 und 5 Bst. a StGB, Art. 50c Abs. 4 und 5 Bst. a MStG; vgl. 
oben, Ziff. 1.2).  

Für das geltende qualifizierte Verbot zum Schutz von minderjährigen oder beson-
ders schutzbedürftigen Personen gelten entsprechend längere Fristen (Art. 67c Abs. 
5 Bst. b–d StGB, Art. 50c Abs. 5 Bst. b–d MStG; vgl. oben, Ziff. 1.2).  

Der Vorentwurf sieht für das vorgeschlagene Tätigkeitsverbot in gewissen Fällen 
ebenfalls Überprüfungsmöglichkeiten vor (vgl. oben, Ziff. 1.5.10). Damit soll dem 
Grundsatz der Verhältnismässigkeit im Rahmen des Vollzuges in einem gewissen 
Umfang Rechnung getragen werden. 

Selbst die vorgesehene Überprüfungsmöglichkeit vermag nicht gänzlich zu verhin-
dern, dass das vorgeschlagene Verbot in bestimmten Fällen keine verhältnismässige 
Massnahme darstellen dürfte. Dies weil das Gericht das Verbot – mit Ausnahme der 
eng begrenzten Fälle, bei welchen die Voraussetzungen der Härtefallbestimmung 
erfüllt sind – im Vorfeld zwingend lebenslänglich anordnen muss und den Umstän-
den des Einzelfalles dadurch keine Rechnung tragen kann (zu den Beispielen vgl. 
oben).  
5.2 Vereinbarkeit mit völkerrechtlichen Verpflichtungen der 

Schweiz 

5.2.1 Konvention vom 4. November 1950 zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundrechtsfreiheiten (EMRK) 

Nach Artikel 6 EMRK hat jedermann den Anspruch, dass er Streitigkeiten über 
zivilrechtliche Angelegenheiten durch ein Gericht beurteilen lassen kann. Ein Tätig-
keitsverbot (Berufsverbot) beschlägt nach ständiger Rechtsprechung ein zivilrechtli-
ches Recht;88 für die Anwendbarkeit des zivilrechtlichen Teils von Artikel 6 EMRK 
genügt die Möglichkeit, dass im betreffenden Verfahren ein Berufsverbot verhängt 
werden kann.89 Der Vorentwurf sieht vor, dass Tätigkeitsverbote vom urteilenden 
Strafgericht ausgesprochen werden müssen.  

Insofern ist den Anforderungen von Artikel 6 EMRK Genüge getan, ohne dass näher 

zu prüfen wäre, ob die Bestimmung auch auf Verbote ausserberuflicher Tätigkeiten 

anwendbar wäre. Berufliche Tätigkeiten einer Person sind zwar deren Privatleben 

(Art. 8 EMRK90) zuzurechnen,91 die Konvention garantiert aber kein Recht auf eine 

berufliche Tätigkeit.  

  

88 U.a. Urteil des EGMR vom 28. Juni 1978, Fall König, A./28. 
89 U.a. Urteil des EGMR vom 15. Dez. 2005, Hurter c. Schweiz, Nr. 53146/99. 
90 Nach Artikel 8 EMRK hat jede Person das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familien-

lebens, ihrer Wohnung und ihrer Korrespondenz. 
91 Urteil des EGMR vom 16. Dez. 1992, Niemitz c. Deutschland, A/251-B. 
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Ein Eingriff in das Privatleben kann vorliegen, wenn einer Person berufliche Tätig-

keiten auch im Privatleben in erheblichem Umfang verboten werden.92 Eingriffe in 

das Recht auf Privatleben sind nur zulässig, wenn sie auf einer genügenden gesetzli-

chen Grundlage beruhen, eines der in Artikel 8 Absatz 2 EMRK angeführten 

Schrankenziele (für die nationale oder öffentliche Sicherheit, für das wirtschaftliche 

Wohl des Landes, zur Aufrechterhaltung der Ordnung, zur Verhütung von Strafta-

ten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und 

Freiheiten anderer) verfolgen und notwendig in der demokratischen Gesellschaft 

sind, um den angestrebten Eingriffszweck zu erreichen. Diese Umschreibung setzt 

ein dringendes soziales Bedürfnis zur Ergreifung gerade der gewählten Massnahme 

voraus, um ein anerkanntes Ziel zu erreichen. Sie verankert somit den Grundsatz der 

Verhältnismässigkeit. In diesem Zusammenhang misst der Europäische Gerichtshof 

für Menschenrechte (EGMR) der einschneidenden Wirkung einer Einschränkung, 

der Schwere einer Sanktion oder dem endgültigen Charakter einer Verpflichtung 

eine grosse Bedeutung zu.93 Dieses Konzept der Einschränkung der genannten 

Garantien entspricht dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit, wie ihn das schweize-

rische Verfassungsrecht kennt. 

Zu den beiden erstgenannten Kriterien (gesetzliche Grundlage, in der Schranken-

klausel erwähnten Ziele) können vorliegend Ausführungen entfallen.  

Der Vorentwurf sieht bei der Anordnung des Tätigkeitsverbots weitestgehend einen 

schematischen Automatismus vor. Sind die Voraussetzungen gegeben, so muss das 

Verbot grundsätzlich in jedem Fall lebenslänglich angeordnet werden. Es wird 

jedoch in einer Variante 1 eine Härtefallbestimmung vorgeschlagen, die es dem 

Gericht bei gewissen Sexualstraftaten erlauben würde, in leichten Fällen und offen-

sichtlicher fehlender Notwendigkeit und Zumutbarkeit der Massnahme, auf die 

Anordnung des Verbots zu verzichten (vgl. Art. 67 Abs. 4ter VE-StGB). Variante 2 

verzichtet hingegen auf eine solche Härtefallbestimmung. Diesfalls ist es absehbar, 

dass der schematische Automatismus bei der Anordnung in bestimmten Fällen über 

das hinausgeht, was – in den Worten des EGMR – «in einer demokratischen Gesell-

schaft notwendig ist», und vom EGMR als Verstoss gegen Artikel 8 EMRK gewer-

tet würde. Dieses Risiko wird zwar reduziert, indem der Täter die Möglichkeit 

erhält, nach einer gewissen Dauer des Vollzugs die Beschränkung oder Aufhebung 

des Tätigkeitsverbots zu beantragen; es sei denn er sei pädophil im Sinne der Psy-

chiatrie. Dennoch wären die Regelungen des Vorentwurfs nicht vollständig einer 

konventionskonformen Anwendung zugänglich, da die automatische Anordnung 

eines lebenslänglichen Verbots – trotz der Überprüfungsmöglichkeiten während des 

Vollzugs – in bestimmten Fällen als unverhältnismässig angesehen werden dürfte. 

Die vom Bundesrat favorisierte Härtefallbestimmung gemäss Variante 1 würde 

dieses Risiko weiter reduzieren, aufgrund ihrer engen Voraussetzungen aber eben-

falls nicht ganz ausschliessen.   
  

92 Meyer-Ludwig, Handkommentar EMRK, 2. Aufl., 2006, ad Art. 8. N. 9; Urteile des 
EGMR vom 27. Juli 2004, Sidabras u.a. c. Litauen, Nr. 55480/00 und 59330/00, ACEDH 
2004-VII. 

93  Auer/Malinverni/Hottelier 2006, S. 115; vgl. auch Urteil des  EGMR Vogt gegen 
Deutschland vom 26. Sept. 1995, § 54 ff., Urteil des EGMR gegen die Schweiz vom 22. 
Mai 2008, § 85 f. 
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5.2.2 Internationaler Pakt vom 16. Dezember 1966 über wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte (UNO-Pakt I)94 

Das Recht auf Arbeit, wie es in Artikel 6 des UNO-Paktes I vorgesehen ist, bekräf-
tigt die Verpflichtung der Vertragsstaaten, jedem Individuum das Recht auf eine frei 
gewählte oder angenommene Arbeit zu garantieren, namentlich das Recht, nicht 
unrechtmässig daran gehindert zu werden.95 Das Recht gilt nicht absolut. Es kann 
gemäss Artikel 4 des UNO-Paktes I eingeschränkt werden, soweit ein Gesetz dies 
erlaubt und der Eingriff notwendig ist, um «das allgemeine Wohl in einer demokra-
tischen Gesellschaft zu fördern».96 

Aus den bereits genannten Gründen (vgl. oben, Ziff. 5.2.1) dürfte das in dieser 
Vorlage vorgesehene Tätigkeitsverbot in bestimmten Fällen nicht mit dem Pakt 
vereinbar sein.  
5.2.3 Internationaler Pakt vom 16. Dezember 1966 über bürgerliche 

und politische Rechte (UNO-Pakt II)97 

Die betroffenen Bestimmungen des UNO-Paktes II (Art. 14, 17 und 26) decken sich 
weitgehend mit denjenigen der EMRK (vgl. oben, Ziff. 5.2.1).  
5.2.4 Übereinkommen vom 20. November 1989 über die Rechte des 

Kindes 

Gemäss Artikel 19 der Konvention verpflichtet sich die Schweiz, Massnahmen zu 
treffen, um Kinder unter anderem vor jeder Form körperlicher oder geistiger Ge-
waltanwendung, Schadenszufügung oder Misshandlung, vor schlechter Behandlung 
oder Ausbeutung einschliesslich sexuellen Missbrauchs zu schützen, solange es sich 
in der Obhut der Eltern oder eines Elternteils, eines Vormunds oder anderen gesetz-
lichen Vertreters oder einer anderen Person befindet, die das Kind betreut. Nach 
Artikel 34 der Konvention verpflichtet sie sich, das Kind vor allen Formen sexueller 
Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs zu schützen.  

Die in dieser Vorlage vorgeschlagenen Neuerungen stellen Massnahmen im Rahmen 
dieser Verpflichtungen dar.  
5.2.5 Übereinkommen des Europarates zum Schutz von Kindern vor 

sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch vom 25. Okto-
ber 2007 (Lanzarote-Konvention)98 

Die Lanzarote-Konvention ist am 1. Juli 2014 in Kraft getreten. Nach Artikel 5 
Absatz 3 des Übereinkommens tritt jede Vertragspartei «im Einklang mit dem 

  

94  SR 0.103.1 
95 Comité des Droits économiques, sociaux et culturels, Le droit au travail, Observation 

générale no 18, adoptée le 24 nov. 2005, § 4. 
96  Kälin/Künzli 2013, S. 506. 
97  SR 0.103.2 
98  SR 0.311.40 
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innerstaatlichen Recht die erforderlichen gesetzgeberischen oder sonstigen Mass-
nahmen, um sicherzustellen, dass durch die Voraussetzungen für den Zugang zu 
Berufen, deren Ausübung mit regelmässigen Kontakten zu Kindern einhergeht, 
gewährleistet wird, dass die Bewerber für diese Berufe nicht wegen Handlungen 
sexueller Ausbeutung oder sexuellen Missbrauchs von Kindern verurteilt worden 
sind».  

Diese Verpflichtung wurde bereits massgebend durch das Bundesgesetz über das 
Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot vom 13. Dezember 2013, 
welches am 1. Januar 2015 in Kraft getreten ist, umgesetzt.  
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Condensé 

Le Conseil fédéral propose de mettre en œuvre la nouvelle norme constitutionnelle 

intitulée « Mesure consécutive aux infractions sexuelles sur des enfants, des 
personnes incapables de résistance ou de discernement » en se fondant sur les 
dispositions du code pénal et du code pénal militaire relatives à l’interdiction 

d’exercer une activité entrées en vigueur le 1er janvier 2015. Les nouvelles disposi-
tions sont conçues de manière à concrétiser l’interdiction dans le respect le plus 
strict possible du texte constitutionnel et à appliquer autant que faire se peut 

l’automatisme qu’il institue. On prendra en compte les principes constitutionnels 
existants en incluant dans la loi une clause permettant au juge de renoncer excep-
tionnellement à des conditions strictes à prononcer une interdiction d’exercer une 

activité dans les cas de peu de gravité et en instaurant le réexamen des interdic-
tions en cours d’exécution.   
Contexte 

Le 14 mai 2014, le peuple et les cantons ont accepté l’initiative populaire « Pour 
que les pédophiles ne travaillent plus avec des enfants ». L’art. 123c inscrit dans la 
Constitution prévoit que quiconque est condamné pour avoir porté atteinte à 
l’intégrité sexuelle d’un enfant ou d’une personne dépendante est définitivement 
privé du droit d’exercer une activité professionnelle ou bénévole en contact avec des 
mineurs ou des personnes dépendantes.  

Contenu de l’avant-projet 

Les dispositions relatives à la nouvelle interdiction d’exercer une activité seront très 
proches du texte de l’art. 123c Cst. L’interdiction sera prononcée par le juge s’il 
prononce une peine ou une mesure à l’encontre d’un adulte qui a commis une in-
fraction sexuelle sur un mineur, une personne particulièrement vulnérable, inca-
pable de résistance ou de discernement ou n’ayant pas été en état de se défendre du 
fait d’un état de dépendance physique ou psychique. La liste des infractions suscep-
tibles de mener à l’interdiction est vaste ; elle comporte aussi bien des crimes et des 
délits contre l’intégrité sexuelle que des contraventions de cette nature. Le juge 
devra prononcer systématiquement une interdiction à vie, et ce en principe indépen-
damment des circonstances du cas concret et de la peine infligée.  

La nouvelle norme entre en conflit avec des principes constitutionnels existants (en 
particulier le principe de proportionnalité) et le droit international, en particulier la 
Convention européenne des droits de l’homme. Une clause est prévue à titre 
d’option 1 pour limiter ce conflit autant que possible : le juge pourra renoncer à 
prononcer une interdiction d’exercer une activité de manière exceptionnelle dans les 
cas de peu de gravité dans lesquels elle n’est manifestement ni nécessaire ni raison-
nable. Il est toutefois exclu de laisser cette marge d’appréciation au juge pour 
certaines infractions. L’option 2 consiste à renoncer à cette clause. 

On pourra également atténuer quelque peu les contradictions entre l’art. 123c Cst. 
et les principes de l’état de droit inscrits dans la Constitution dans le cadre de 
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l’application de l’interdiction. Il est prévu à certaines conditions de permettre le 
réexamen de cette mesure à la demande du condamné après un certain temps ; 
celui-ci pourra solliciter sa levée ou l’aménagement de sa durée ou de son contenu. 
Les pédophiles au sens psychiatrique du terme ne bénéficieront pas de cette possibi-
lité.  

Comme dans le droit en vigueur, le respect de l’interdiction sera contrôlé au moyen 
d’extraits du casier judiciaire (en particulier l’extrait spécial destiné aux particu-
liers) et d’une assistance de probation ordonnée systématiquement.  
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1 Présentation de l’avant-projet 

1.1 Contexte 

1.1.1 Chronologie de l’initiative populaire « Pour que les pédophiles 
ne travaillent plus avec des enfants » 

Les auteurs de l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus 
avec des enfants » ont présenté une liste de signatures à la Chancellerie fédérale le 
29 septembre 2009 ; la Chancellerie a clos son examen préalable le 6 octobre 20091. 
Le comité d’initiative a déposé l’initiative avec le nombre de signatures requis le 20 
avril 2011 auprès de la Chancellerie, laquelle a décidé le 16 mai 2011 que l’initiative 
avait abouti, puisqu’elle avait recueilli 111 681 signatures valables2. Selon le texte 
de l’initiative, quiconque est condamné pour avoir porté atteinte à l’intégrité 
sexuelle d’un enfant ou d’une personne dépendante est définitivement privé du droit 
d’exercer une activité professionnelle ou bénévole en contact avec des mineurs ou 
des personnes dépendantes.  

L’initiative a été présentée sous la forme d’un projet rédigé. Le Conseil fédéral lui a 
opposé un contre-projet indirect qui prévoyait notamment l’extension de 
l’interdiction d’exercer une profession déjà inscrite dans la loi aux activités non 
professionnelles, de même que deux formes plus sévères d’interdictions d’exercer 
une activité pour les infractions commises sur des mineurs ou d’autres personnes 
particulièrement vulnérables. Le contre-projet instaurait par ailleurs une interdiction 
de contact et une interdiction géographique. La volonté du Conseil fédéral était 
d’appliquer le principe constitutionnel de la proportionnalité et de garantir le respect 
du droit international3. Les Chambres fédérales ont examiné le contre-projet indirect 
comme un projet de loi indépendant de l’initiative populaire et l’ont adopté lors du 
vote final du 13 décembre 20134. La modification de loi est entrée en vigueur le 1er 
janvier 2015 (cf. ch. 1.2)5. 

Le peuple a accepté l’initiative populaire lors de la votation du 18 mai 2014 par 
1 818 822 voix pour et 1 044 704 voix contre ; tous les cantons lui ont donné leur 
aval6.  
1.1.2 La nouvelle norme constitutionnelle 

L’art. 123c de la Constitution (Cst.)7 figure à la section 10 du chapitre 2 « Droit 
civil, droit pénal, métrologie ». Sa teneur est la suivante8 : 

  

1 FF 2009 6359 
2 Décision de la Chancellerie fédérale du 16 mai 2011 concernant l’aboutissement de 

l’initiative populaire fédérale « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des en-
fants », FF 2011 4125 

3 Message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 
des enfants », ch. 6.7.1. 

4 FF 2013 8701 
5  RO 2014 2055 
6  FF 2014 6121 
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Art. 123c Mesure consécutive aux infractions sexuelles sur des enfants, des per-

sonnes incapables de résistance ou de discernement 

Quiconque est condamné pour avoir porté atteinte à l’intégrité sexuelle d’un enfant 

ou d’une personne dépendante est définitivement privé du droit d’exercer une activi-

té professionnelle ou bénévole en contact avec des mineurs ou des personnes dépen-

dantes.  
1.2 L’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et 

l’interdiction géographique du droit en vigueur 

Comme évoqué au ch. 1.1.1, les nouvelles dispositions (art. 67 ss du code pénal, 
CP9) sont entrées en vigueur le 1er janvier 2015. Voici les principales mesures 
qu’elles instituent10 :  
Interdiction générale d’exercer une activité (art. 67, al. 1, CP) 

Les dispositions sur l’interdiction d’exercer une profession de l’ancien droit (art. 67, 
al. 1, aCP) ont été adaptées de manière à inclure les activités non professionnelles 
organisées.  

Le juge peut prononcer une interdiction d’exercer une activité si l’auteur a été con-
damné à au moins six mois de peine privative de liberté ou 180 jours-amende en 
raison d’un crime ou d’un délit. Si le juge le déclare irresponsable (art. 19, al. 1, 
CP), il peut tout de même prononcer une interdiction d’exercer une activité (art. 19, 
al. 3, CP). Il en est de même si le juge atténue la peine en raison de la responsabilité 
restreinte de l’auteur, et que celle-ci n’atteint pas la limite fixée. L’auteur doit avoir 
commis l’acte illicite dans l’exercice de l’activité que le juge va interdire. Il doit en 
outre y avoir un pronostic défavorable quant au risque de récidive s’il continue 
d’exercer cette activité.  

La durée de l’interdiction s’étend de six mois à cinq ans; toute prolongation est 
exclue (art. 67, al. 6, CP). 

L’auteur peut demander un réexamen de l’interdiction d’exercer une activité dont il 
fait l’objet après une période d’exécution de deux ans (art. 67c, al. 5, let. a, CP). 
Pendant la période d’exécution, le juge peut à certaines conditions étendre 
l’interdiction ou prononcer une interdiction supplémentaire du même type (art. 67d, 
al. 1, CP). Il peut aussi prononcer une telle interdiction ultérieurement, pendant que 
l’auteur exécute une peine privative de liberté ou une mesure entraînant une priva-
tion de liberté (art. 67d, al. 2, CP).   
  

7  RS 101 
8 RO 2014 2771 
9  RS 311.0 
10 Pour plus de détails, cf. le message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédo-

philes ne travaillent plus avec des enfants », ch. 6. 
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Interdiction plus sévère d’exercer une activité (art. 67, al. 2 à 4, CP) 

L’al. 2 prévoit une interdiction d’exercer une activité visant à protéger les mineurs 
ou d’autres personnes particulièrement vulnérables. Il offre une protection accrue 
en cela que l’interdiction d’exercer une activité peut être prononcée pour un crime 
ou un délit commis sur un mineur ou une personne particulièrement vulnérable, mais 
pas forcément dans l’exercice de l’activité en question. Cette interdiction n’est 
subordonnée à aucune exigence de peine minimale (cf. plus haut concernant 
l’absence de peine pour cause d’irresponsabilité). Il doit néanmoins exister un pro-
nostic défavorable quant au risque que l’auteur commette un nouvel acte si, dans son 
activité, il entretient des contacts réguliers avec des mineurs ou d’autres personnes 
particulièrement vulnérables.  

La durée de l’interdiction s’étend d’un à dix ans ; si nécessaire, elle peut être pro-
noncée à vie (art. 67, al. 2 et 6, CP). Le juge peut prolonger une interdiction de cinq 
ans en cinq ans au plus si les conditions nécessaires sont réunies (art. 67, al. 6, CP).  

Le réexamen d’une interdiction de durée limitée peut avoir lieu après la moitié de la 
durée de l’interdiction, mais au plus tôt après une période d’exécution d’au moins 
trois ans (art. 67c, al. 5, let. b, CP) ; il peut avoir lieu après une période d’exécution 
d’au moins dix ans pour les interdictions à vie (art. 67c, al. 5, let. d, CP).  

Si l’acte à l’origine de l’interdiction est une infraction contre l’intégrité sexuelle 
d’un mineur ou d’une autre personne particulièrement vulnérable, l’art. 67, al. 3 et 
4 impose au juge de prononcer une interdiction d’exercer une activité.  

Pour que cette interdiction impérative soit prononcée, l’auteur doit avoir été con-
damné à au moins six mois de peine privative de liberté ou 180 jours-amende ou à 
une mesure (au sens des art. 59 à 61 ou 64 CP). L’interdiction peut être prononcée 
suite à des actes qui n’ont pas été commis dans l’exercice de l’activité que le juge va 
interdire. Aucun pronostic défavorable n’est requis. 

La durée de l’interdiction impérative est de dix ans ; elle peut être prononcée à vie si 
nécessaire (art. 67, al. 6, CP). Le juge peut renouveler une interdiction de durée 
limitée de cinq ans en cinq ans au plus si les conditions sont réunies (cf. art. 67, al. 6, 
CP).  

Le réexamen d’une interdiction de durée limitée peut intervenir après cinq ans 
(art. 67c, al. 5, let. c, CP), tandis qu’il faut attendre dix ans pour une interdiction à 
vie (let. d). Le juge peut à certaines conditions étendre une interdiction d’exercer une 
activité prononcée en vertu de l’art. 67, al. 2 à 4, pendant la période d’exécution ou 
prononcer une interdiction supplémentaire (art. 67d, al. 1, CP). Il n’est pas exclu non 
plus que le juge prononce une interdiction ultérieurement, alors que l’auteur est en 
train de purger une peine privative de liberté ou une mesure entraînant une privation 
de liberté ; cette possibilité se limite toutefois à l’interdiction d’exercer une activité 
au sens de l’art. 67, al. 2, CP (art. 67d, al. 2, CP).  
Interdiction de contact et interdiction géographique (art. 67b) 

L’art. 67b CP instaure une interdiction de contact et une interdiction géographique 
principalement pour protéger les victimes potentielles de violence domestique et de 
harcèlement obsessionnel (dit « stalking »). Ces interdictions ne visent pas spécifi-
quement à prévenir des actes qui pourraient être commis sur des mineurs ou des 
personnes particulièrement vulnérables.  
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Le juge peut prononcer une interdiction de contact ou une interdiction géographique 
si l’auteur a commis un crime ou un délit. Une telle interdiction n’est subordonnée à 
aucune exigence de peine minimale. L’acte commis doit avoir visé une ou plusieurs 
personnes déterminées, c’est-à-dire pouvant être désignées nommément ou apparte-
nant à un groupe précis11. L’interdiction ne peut en outre être ordonnée que si 
l’auteur risque de commettre de nouveaux crimes ou délits sur la personne ou les 
personnes visées (art. 67b, al. 1, CP).  

L’interdiction de contact et l’interdiction géographique permettent d’interdire à 
l’auteur de prendre contact avec la ou les personnes à protéger (cf. art. 67b, al. 2, let. 
a, CP), de s’en approcher ou d’accéder à un périmètre déterminé autour de son ou de 
leur logement (let. b) ou de fréquenter certains lieux (let. c). 

La durée d’une interdiction de ce type est de cinq ans au plus (art. 67b, al. 1, CP) ; le 
juge, à la demande de l’autorité compétente, peut la prolonger de cinq ans en cinq 
ans au plus si les conditions sont réunies (art. 67b, al. 5, CP).  

Le réexamen d’une interdiction de contact ou d’une interdiction géographique peut 
intervenir après une période d’exécution d’au moins deux ans (art. 67c, al. 5, let. a, 
CP). Le juge peut l’étendre pendant l’exécution ou prononcer une interdiction 
supplémentaire (art. 67d, al. 1, CP) ; il peut également prononcer une interdiction 
ultérieurement pendant l’exécution d’une peine privative de liberté ou d’une mesure 
entraînant une privation de liberté (art. 67d, al. 2, CP).  
1.3 Conditions de la mise en œuvre de la nouvelle norme constitu-

tionnelle dans la loi 

1.3.1 Normes méritant concrétisation 

Ainsi qu’évoqué dans le message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédo-
philes ne travaillent plus avec des enfants », l’art. 123c Cst. comporte des notions 
indéterminées, dont on ne peut déduire directement le champ d’application précis. Il 
n’inclut aucune disposition indiquant comment mettre en œuvre l’interdiction 
d’exercer une activité12. Il n’est donc pas directement applicable ; le législateur doit 
le concrétiser et le compléter.  

La mise en œuvre de l’art. 123c Cst. se fera sur la base des dispositions relatives à 
l’interdiction d’exercer une activité entrées en vigueur le 1er janvier 2015 (art. 67 ss 
CP ; cf. ch. 1.2).  

Il n’est pas nécessaire d’adapter les dispositions sur l’interdiction de contact et 
l’interdiction géographique (art. 67b CP), puisque l’art. 123c Cst. ne prévoit pas 
d’instrument de ce type13.  
  

11 Il s’agit de personnes dont on ne connaît pas forcément le nom, mais qui ont une caracté-
ristique commune (par ex. des adolescentes ou des apprentis mineurs). Cf. le message re-
latif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des en-
fants », ch. 6.2.6 et 6.4.1. 

12 Message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 
des enfants », ch. 3.1.2 et 4.3. 

13 Message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 
des enfants », ch. 6.2.6. 
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1.3.2 Principes d’interprétation des nouvelles dispositions 
constitutionnelles 

Pour interpréter la Constitution, il faut tout d’abord partir du texte de la norme, 
comme on le ferait pour une loi ou une ordonnance (interprétation littérale). Si le 
texte n’est pas clair ou qu’il permet différentes interprétations, il faut en rechercher 
la portée véritable. Il faut dès lors recourir à d’autres méthodes d’interprétation 
portant sur la genèse de la norme (interprétation historique) et son but (interprétation 
téléologique). Il est judicieux de s’intéresser également à l’importance que la norme 
revêt dans le contexte des dispositions qui l’entourent (interprétation systématique). 
Aucune méthode d’interprétation ne prévaut ni ne saurait être utilisée de manière 
exclusive, qu’il s’agisse d’interpréter la loi ou la Constitution. On utilise les mé-
thodes d’interprétation en parallèle. Il faut évaluer au cas par cas la méthode ou la 
combinaison de méthodes qui sera la plus appropriée pour faire ressortir le sens 
intrinsèque de la norme constitutionnelle. On parle à cet égard de pluralisme métho-
dologique14. Bien qu’elle ne soit pas déterminante, il est possible de tenir compte de 
la volonté des auteurs de la norme constitutionnelle dans le cadre de l’interprétation 
historique15. 

L’interprétation de la Constitution a ceci de particulier que les normes qu’elle con-
tient sont formulées de manière générale. Celles qui attribuent la compétence de 
légiférer sont souvent relativement imprécises et ne reflètent qu’un premier consen-
sus sur la nécessité de confier une tâche à l’Etat dans le domaine concerné et sur le 
but recherché. Elles nécessitent généralement une concrétisation plutôt qu’une 
interprétation.  

Si le constituant n’applique pas lui-même une certaine hiérarchie, le principe qui 
prévaut est celui de l’égalité des normes constitutionnelles16, à deux restrictions près 
toutefois. Les dispositions impératives du droit international reprises dans la Consti-
tution prévalent sur les normes « ordinaires » de celle-ci17. Par ailleurs, la primauté 
d’une norme peut découler au cas par cas de la mise en balance de tous les éléments 
déterminants. Les principes mis au point pour interpréter la loi au sens formel [celui 
selon lequel le droit plus récent prévaut sur le droit plus ancien (« lex posterior 
derogat legi priori ») et celui selon lequel les normes spéciales priment les normes 
générales (« lex specialis derogat legi generali »)] ne sauraient toutefois s’appliquer 
de manière systématique à l’interprétation de la Constitution18. 

La mise en œuvre des nouvelles normes constitutionnelles doit prendre en compte 
deux méthodes d’interprétation spécifiques qui s’ajoutent aux méthodes 
d’interprétation générales :  

 l’interprétation harmonisante19, qui oblige le législateur à prendre en compte 
toutes les dispositions de la Constitution avec lesquelles la nouvelle norme 
pourrait entrer en conflit et d’éviter autant que possible les contradictions ;  

 l’interprétation conforme au droit international, qui implique de « respecter » le 
droit international (art. 5, al. 4, Cst.). Tous les organes de l’Etat doivent en con-

  

14 Häfelin/Haller/Keller 2012, n° 130. 
15 Rapport sur la relation entre droit international et droit interne, ch. 8.7.1.2. 
16 Tschannen 2011, § 4 n° 13, § 9 n° 5; Müller 2010 n° 7; cf. ATF 105 Ia 330, consid. 3c. 
17 Tschannen 2011, § 4 n° 16. 
18 Tschannen 2011, § 4 n° 16. 
19 Rhinow/Schefer 2009, n° 524, 529; Hangartner 2011, p. 473. 
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séquence interpréter autant que possible et autant que nécessaire les nouvelles 
normes constitutionnelles de manière conforme au droit international dans leurs 
tâches législatives ou d’exécution.   

1.3.3 Restriction des droits fondamentaux et proportionnalité 

Toute restriction d’un droit fondamental doit être fondée sur une base légale, être 
justifiée par un intérêt public ou par la protection d’un droit fondamental d’autrui et 
être proportionnée au but visé (art. 36, al. 1 à 3, Cst.). L’atteinte à un droit fonda-
mental dans un but d’intérêt public ou de protection des droits fondamentaux 
d’autrui doit être appropriée, nécessaire et raisonnablement exigible.  

Le principe de proportionnalité est d’une importance primordiale en matière de 
concrétisation de la Constitution. Désigné à l’art. 5, al. 2, Cst. comme « principe de 
l’activité de l’Etat régi par le droit », il est un principe fondamental de l’ensemble de 
l’ordre juridique et constitutionnel. Il intervient principalement en droit pénal au 
moment d’ordonner des mesures et d’infliger des peines (corollaire au principe de la 
faute).  

Le Tribunal fédéral comme la doctrine voient dans le principe de proportionnalité un 
principe de base déterminant pour tous les domaines du droit public, qui domine par 
conséquent l’ensemble du droit administratif et qui est valable aussi bien dans 
l’application du droit que dans l’action législative20. Doctrine et jurisprudence se 
rejoignent également sur la fonction du principe de proportionnalité : protéger les 
citoyens contre les atteintes disproportionnées de l’Etat21. Puisqu’il régit l’activité de 
l’Etat dans son ensemble, ce principe trouve également son application dans 
l’interprétation de la Constitution (interprétation harmonisante et interprétation 
conforme au droit international).   
1.3.4 Relation entre droit international et initiatives populaires22 

Les initiatives populaires violant des règles impératives du droit international ne sont 
pas valables ; le peuple n’est donc pas appelé à se prononcer. Celles qui violent 
d’autres règles du droit international sont en revanche valables et requièrent une 
mise en œuvre de la part des autorités une fois qu’elles ont été acceptées par le 
peuple et les cantons (art. 139, al. 3, 193, al. 4, 194, al. 2, et 195 Cst.).  

L’existence de normes de droit constitutionnel contraires au droit international 
devrait néanmoins constituer une exception limitée dans le temps, comme le com-
mandent la Constitution (art. 5, al. 4, Cst.), les intérêts de la Suisse en matière de 
politique extérieure et le rôle du droit international pour la coexistence pacifique 
entre les Etats. Lorsqu’une initiative populaire acceptée viole le droit international 
non impératif, le législateur et les autorités font en sorte de la mettre en œuvre de 
manière conforme au droit international. Or il n’est pas toujours facile de respecter à 
la fois la volonté du constituant et les obligations de droit international, si bien qu’il 

  

20 ATF 96 I 234, consid. 5 
21 ATF 102 Ia 234, consid. 5c. cf. le message sur la Constitution, FF 1997 I 1 133. 
22 Rapport sur la relation entre droit international et droit interne, ch. 8.7 et 9.6. 
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faut envisager le cas échéant la renégociation ou la dénonciation du traité ou accep-
ter que la Suisse viole ses engagements internationaux.  

Des problèmes se posent face aux traités non dénonçables ou aux engagements 
auxquels la Suisse ne veut pas mettre fin pour des raisons politiques ou écono-
miques. Elle risque de violer durablement le droit international et d’être condamnée 
par un organe international si le traité prévoit un mécanisme de contrôle. S’agissant 
de la Convention du 4 novembre 1950 de sauvegarde des droits de l’homme et des 
libertés fondamentales (CEDH)23, l’exécution des arrêts de la Cour européenne des 
droits de l’homme (Cour EDH) relève du Comité des ministres du Conseil de 
l’Europe. Selon la pratique constante de ce dernier, l’exécution d’un arrêt doit, au-
delà du cas d’espèce, empêcher de nouvelles violations du même type de la CEDH ; 
l’Etat condamné est donc tenu de prendre des mesures d’ordre général.  

  
1.4 Notions comprises dans l’art. 123c Cst. 

1.4.1 Conditions 

Les conséquences juridiques prévues (interdiction à vie d’exercer une activité pro-
noncée systématiquement) interviendront si l’auteur est condamné pour une atteinte 
à l’intégrité sexuelle d’un enfant ou d’une personne dépendante.   
Auteurs visés par l’initiative 

Le titre de l’initiative et son argumentation24 se réfèrent au terme de « pédophile » 
pour désigner l’auteur des actes répréhensibles.  

D’après la classification des troubles mentaux et des troubles du comportement de 
l’Organisation mondiale de la santé (OMS)25, la pédophilie est définie comme étant 
la préférence sexuelle pour des enfants, le plus souvent prépubères. Toujours d’après 
cette classification, la personne doit être âgée d’au moins seize ans et avoir au moins 
cinq ans de plus que la victime. Les critères diagnostiques posés par le manuel 
diagnostique et statistique des troubles mentaux (DSM-IV-TR)26 sont quant à eux les 
suivants : (A) présence de fantaisies imaginatives sexuellement excitantes, 
d’impulsions sexuelles, ou de comportements, survenant de façon répétée et intense, 
pendant une période d’au moins six mois, impliquant une activité sexuelle avec un 
enfant ou des enfants prépubères (généralement âgés de treize ans ou plus jeunes), 
(B) la personne a cédé à ces impulsions sexuelles, ou les impulsions sexuelles ou les 
fantaisies imaginatives sont à l’origine d’un désarroi prononcé ou de difficultés 
interpersonnelles, (C) le sujet est âgé de seize ans au moins et a au moins cinq ans de 
plus que l’enfant mentionné en A. 

  

23  RS 0.101 
24  Explications du Conseil fédéral, p. 21 (arguments du comité d’initiative). 
25 Classification internationale des maladies (dixième révision): pédophilie ; consultable à 

l’adresse http://apps.who.int/classifications/icd10/browse/2008/fr# > V Troubles mentaux 
et du comportement > F60-F69 > F65.4 (dernière consultation le 24 mars 2015). 

26 Diagnostisches und Statistisches Manual Psychischer Störungen 2003, pp. 630 ss. 
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Le titre et le texte de l’art. 123c Cst. ne font pas mention de la notion de « pédo-
phile ». Ils sont plus larges dans leur formulation puisqu’ils visent non seulement 
les personnes ayant commis une infraction sur un enfant, mais également celles qui 
ont commis une infraction sur une personne dépendante, incapable de résistance ou 
de discernement.  

L’art. 123c Cst. n’indique pas si les auteurs visés par l’initiative peuvent être des 
mineurs.  
Infractions susceptibles de mener à l’interdiction d’exercer une activité 

Pour désigner les comportements pouvant mener à une interdiction d’exercer, le titre 
de l’art. 123c Cst. utilise la notion d’« infractions sexuelles sur des enfants, des 
personnes incapables de résistance ou de discernement ». Le texte de l’article 
évoque quant à lui une condamnation « pour avoir porté atteinte à l’intégrité sexuelle 
d’un enfant ou d’une personne dépendante ».  

Etant donné que seule une condamnation peut mener au prononcé d’une interdiction 
d’exercer, il faut que le comportement en question réunisse les éléments constitutifs 
d’une infraction pénale. 

Le CP ne recourt pas aux notions d’« infractions sexuelle » ni d’« atteinte à 
l’intégrité sexuelle », mais réunit toutes les infractions contre l’intégrité sexuelle  au 
titre 5 de son livre 2 (art. 187 ss CP). 

Il s’agit d’actes portant atteinte à la liberté sexuelle de la victime, qui consistent à 
lui imposer des contacts sexuels contre son gré ou en exploitant son manque de 
discernement ou de résistance ou encore à la confronter contre son gré à des pra-
tiques sexuelles ou des représentations de telles pratiques. Il s’agit par ailleurs 
d’actes menaçant le développement sexuel de mineurs, par lesquels la victime est 
conduite à s’adonner à des pratiques sexuelles qui ne sont pas de son âge ou est 
entraînée dans de telles pratiques27.  
Condamner 

D’après les définitions que l’on peut tirer des dictionnaires, condamner signifie 
« frapper d’une peine, faire subir une punition (à qqn), par un jugement »28 ou 
« prononcer une peine par jugement contre la personne jugée coupable »29. En 
allemand, condamner signifie « durch Gerichtsbeschluss mit einer bestimmten Strafe 
belegen »30. En italien enfin, condamner est un « detto dell’autorità giudiziaria, 
imporre una pena o una sanzione a un imputato riconisciuto colpevole »31. Dans les 
trois langues, on constate que la notion de condamnation est intimement liée à celle 
de peine.  

  

27 Stratenwerth/Jenny/Bommer 2010, avant le § 7 n° 2. 
28 Le Nouveau Petit Robert: dictionnaire alphabétique et analogique de la langue française, 

Paris 2008. 
29 Le Petit Larousse illustré en couleurs, Paris 2006. 
30 Deutsches Universalwörterbuch, Mannheim/Leipzig/Vienne/Zurich 2001. 
31 Dizionario della Lingua Italiana, Milan 2003. 
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Une condamnation suppose ainsi non seulement qu’une personne soit reconnue 
coupable, mais également le prononcé d’une peine. Cette définition est plus restric-
tive que la définition juridique de la condamnation, qui consiste en la reconnais-
sance, par une autorité judiciaire, de la culpabilité d’une personne, indépendamment 
du fait qu’une peine ait été prononcée32.  

La possibilité de condamner une personne sans prononcer de peine à son encontre 
est notamment prévue aux art. 52 à 54, 187, al. 3, 188, al. 2, 192, al. 2, et 193, al. 2, 
CP.  

On ne peut déduire sans équivoque de ce qui précède à quelle définition de la con-
damnation l’art. 123c Cst. se réfère.   
Personnes protégées 

Les personnes protégées sont désignées par le terme « enfants » dans le titre de 
l’initiative, par les termes « enfants » et « personnes incapables de résistance ou de 
discernement » dans le titre de l’art. 123c Cst. et enfin par les termes « enfants » et 
« personnes dépendantes » dans le texte même de l’article. On parle donc de quatre 
catégories de victimes potentielles:  

 les enfants (Kinder, fanciulli) : la notion d’enfant peut dépendre du contexte 
juridique dans lequel elle apparaît et ne correspond pas nécessairement à celle 
de mineur. L’art. 1 de la Convention du 20 novembre 1989 relative aux droits 
de l’enfant33 définit l’enfant comme un « être humain âgé de moins de 18 ans, 
sauf si la majorité est atteinte plus tôt en vertu de la législation qui lui est appli-
cable ». L’art. 11 Cst., qui consacre la protection des enfants et des jeunes, ne 
donne pas de définition plus précise. Toutefois, la doctrine s’accorde pour dire 
qu’il s’agit probablement de protéger avant tout les mineurs34 ;  

 les personnes incapables de résistance (zum Widerstand unfähige Personen, 
persone inette a resistere) : cette terminologie couvre un nombre assez impor-
tant de situations. En effet, une personne peut être incapable de résistance de 
manière temporaire ou durable, chronique ou provoquée et par plusieurs rai-
sons : consommation excessive d’alcool ou de drogue, invalidité physique, im-
possibilité de bouger (être ligoté par exemple) ou de voir l’auteur (se trouver 
sur le dos sur une table d’examen gynécologique ou sur le ventre sur une table 
de massage35), menace, recours à la violence, etc. ;  

 les personnes incapables de discernement (urteilsunfähige Personen, persone 
incapaci di discernimento) : la capacité de discernement est une notion juri-
dique importante pour tous les domaines du droit. En se fondant sur l’art. 16 
CC (discernement), la jurisprudence admet que la capacité de discernement 
comporte un élément intellectuel, la capacité d’apprécier le sens et les effets 
d’un acte déterminé, et un élément caractériel, la faculté d’agir en fonction de 

  

32 Cf. Gruber 2013, ad art. 366 n° 18 (avec des références au message du 21 septembre 1998 
concernant la modification du code pénal suisse et du code pénal militaire ainsi qu’une loi 
fédérale régissant la condition pénale des mineurs, FF 1999 1787). 

33 RS 0.107 
34 Aubert/Mahon 2003, ad art. 11 n° 3. 
35 ATF 133 IV 49, consid. 7 ; ATF 103 IV 165. 
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cette compréhension raisonnable, selon sa libre volonté. La capacité de discer-
nement est relative, cela signifie qu’elle s’évalue pour un acte déterminé. Dans 
le contexte des infractions contre l’intégrité sexuelle, cela signifie qu’il faut 
examiner, dans chaque cas concret, si la victime était psychiquement apte à se 
défendre ou à consentir aux relations ; 

 les personnes dépendantes (Abhängige, persone dipendenti) : la notion de 
personne dépendante est extrêmement large. Elle va au-delà d’une incapacité 
physique ou psychique de se défendre et couvre un nombre important de réali-
tés. La dépendance peut résulter d’un rapport hiérarchique, d’un rapport de con-
fiance, de la crainte, ou encore de difficultés financières. Ce type de rapport 
peut apparaître dans le cadre d’une relation de travail, d’une relation thérapeu-
tique ou encore d’une relation où l’un des protagonistes dispose d’un certain 
pouvoir (enseignant, policier, agent de détention, etc.). En résumé, l’auteur doit 
avoir profité d’une situation ou provoqué une situation lui permettant d’exercer 
un certain pouvoir sur la victime.  

1.4.2 Conséquences juridiques 

Si toutes les conditions sont réunies (cf. ch. 1.4.1), la personne condamnée perdra 
définitivement le droit d’exercer une activité professionnelle ou bénévole impliquant 
des contacts avec des personnes protégées par la norme, ce qui nous permet de 
déduire que le juge devra prononcer une interdiction.   
Privation définitive du droit d’exercer une activité 

Ce passage du texte de l’art. 123c Cst. soulève trois questions bien distinctes : 

1. le juge doit-il ordonner impérativement une interdiction dès qu’il prononce une 
condamnation ? 

2. l’interdiction doit-elle être systématiquement prononcée à vie ? 

3. la privation du droit signifie-t-elle que la profession à interdire est soumise à 
autorisation ? 

Le caractère impératif du prononcé de l’interdiction d’exercer une activité ne fait 
aucun doute quand on lit le texte de l’art. 123c Cst. Dès que le juge condamne une 
personne, il doit en tous les cas ordonner une telle interdiction. Selon la lettre de 
l’art. 123c Cst., cette décision ne relève plus de la marge d’appréciation du juge.  

Le terme « définitivement » est lui aussi dépourvu d’ambiguïté : lorsque les condi-
tions seront réunies, l’interdiction d’exercer une activité devra être prononcée à vie. 

La troisième et dernière question est plus délicate. Le fait de dire que le condamné 
doit être privé de son droit d’exercer une activité peut laisser entendre qu’il doit 
avoir préalablement obtenu le droit d’exercer un travail ou une activité et que cette 
autorisation doit lui être retirée en cas de commission d’une infraction pénale. Une 
telle interprétation serait cependant trop restrictive et susceptible de vider l’initiative 
de sa substance. Aussi faut-il partir du principe que l’auteur doit être privé du droit 
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d’exercer une activité avec des enfants de manière générale, que l’acte ait été com-
mis dans l’exercice de sa profession ou non et que la profession soit soumise à 
autorisation ou non. Cette conclusion est d’autant plus logique que l’interdiction 
devra également concerner les activités bénévoles, qui ne sont pas soumises à autori-
sation.  
Activités professionnelles et bénévoles 

L’argumentation fournie par le comité d’initiative contient quelques exemples 
d’activités professionnelles ou bénévoles en contact avec des enfants : celles exer-
cées dans les écoles, les établissements pour handicapés ou les associations spor-
tives36. Ces activités ont ceci de commun qu’elles se déroulent dans un cadre orga-
nisé.  
Activités en contact avec des mineurs ou des personnes dépendantes 

Selon le texte allemand de l’art. 123c Cst., les activités à prohiber doivent être 
exercées avec (« mit ») des mineurs ou des personnes dépendantes. Cela implique 
des contacts directs avec ces personnes et vraisemblablement aussi l’établissement 
d’un lien de confiance avec elles. Les activités concernées sont principalement celles 
d’enseignant, d’accompagnant ou d’entraîneur dans un club sportif, une école ou une 
crèche. Les activités d’intendance exercées dans de tels établissements (concierge, 
secrétaire, cuisinier, personnel de ménage) ne seraient quant à elles pas systémati-
quement soumises à l’interdiction prévue, puisqu’elles sont rarement exercées 
directement « avec » les personnes visées et que les contacts directs avec elles ne 
sont dans de nombreux cas pas nécessaires.  

Le texte français de l’art. 123c Cst. diverge quelque peu de la version allemande 
puisqu’il mentionne les activités « en contact avec des mineurs ou des personnes 
dépendantes ». Cette formulation est plus vaste : les activités exercées « en contact » 
avec des mineurs ou des personnes dépendantes ne sont pas forcément exercées 
directement « avec » elles ; il peut s’agir de toutes les activités exercées régulière-
ment dans les établissements qui proposent des prestations adressées directement et 
spécifiquement aux mineurs ou aux personnes dépendantes. Les activités 
d’intendance (voir ci-dessus) exercées dans ces établissements seraient donc égale-
ment concernées par l’interdiction.  

Ni la notion française d’« en contact avec » ni la notion allemande de « mit » ne 
fournissent d’informations sur la fréquence, la durée et l’intensité des contacts.   
1.5 Proposition de mise en œuvre de l’art. 123c Cst. dans le code 

pénal 

1.5.1 Principes 

La mise en œuvre de l’art. 123c Cst. se fondera, comme cela a été évoqué au ch. 1.3, 
sur les dispositions du droit en vigueur relatives à l’interdiction d’exercer une activi-

  

36  Explications du Conseil fédéral, p. 21 (arguments du comité d’initiative). 
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té (art. 67 ss CP). Elle découle en premier lieu du texte constitutionnel. Elle devra 
être conforme aux droits fondamentaux garantis par la Constitution, ceux-ci n’ayant 
pas été abrogés suite à l’acceptation de l’initiative. Enfin, elle tiendra compte des 
droits de l’homme garantis par le droit international. Si l’acceptation de cette nou-
velle norme a fait reculer la portée de ces principes de l’état de droit, elle ne les a pas 
pour autant privés de leur substance. C’est pourquoi le Conseil fédéral propose dans 
son avant-projet, à titre de mise en concordance pratique, une clause qui permettra 
dans les cas de peu de gravité de renoncer à prononcer une interdiction si des condi-
tions strictes sont réunies (cf. ch. 1.5.5 et 2.1.2 [option 1]).   
1.5.2 Auteurs visés par l’initiative 

Comme cela a été dit au ch. 1.4.1, bien que le terme de « pédophiles » soit utilisé 
dans l’initiative et son argumentaire, le cercle des auteurs visés est plus large dans le 
texte de l’art. 123c Cst. 

Il est donc proposé de ne pas réserver l’obligation de prononcer une interdiction à 
vie d’exercer une activité aux seuls pédophiles au sens psychiatrique, mais de 
l’étendre à tous les auteurs condamnés pour une infraction sexuelle sur une personne 
protégée (concernant les personnes protégées, cf. ch. 1.5.6). Cette interdiction ne 
s’appliquera qu’aux adultes. Les mineurs seront soustraits au champ d’application à 
raison de la personne (cf. ch. 1.10).  
1.5.3 Infractions susceptibles de mener à l’interdiction d’exercer une 

activité 

Si l’on se réfère au texte de l’art. 123c Cst., n’importe quelle infraction sexuelle (cf. 
ch. 1.4.1) visant une personne protégée (cf. ch. 1.5.6) est susceptible de mener 
impérativement à l’interdiction d’exercer une activité.  

Il s’agit concrètement d’infractions contre l’intégrité sexuelle figurant au titre 5 du 
livre 2 du code pénal, soit les actes d’ordre sexuel avec des enfants (art. 187), les 
actes d’ordre sexuel avec des personnes dépendantes (art. 188), la contrainte 
sexuelle (art. 189), le viol (art. 190), les actes d’ordre sexuel commis sur une per-
sonne incapable de discernement ou de résistance (art. 191), les actes d’ordre sexuel 
avec des personnes hospitalisées, détenues ou prévenues (art. 192), l’abus de la 
détresse (art. 193), l’exhibitionnisme (art. 194), l’encouragement à la prostitution 
(art. 195), les actes d’ordre sexuel avec des mineurs contre rémunération (art. 196), 
la pornographie (art. 197) et les désagréments causés par la confrontation à un acte 
d’ordre sexuel (art. 198).  

La traite d’êtres humains dans sa variante « à des fins d’exploitation sexuelle » (art. 
182, al. 1, CP) figure également au nombre des infractions susceptibles de mener à 
l’interdiction d’exercer une activité. Il ne s’agit pas à proprement parler d’une in-
fraction contre l’intégrité sexuelle (au sens du livre 2, titre 5, CP) car le bien juri-
dique protégé n’est pas uniquement la liberté sexuelle, mais la liberté personnelle et 
l’autodétermination de la victime. Cette infraction est néanmoins prise en compte en 
raison de la formulation générale de l’art. 123c Cst. (atteinte à l’intégrité sexuelle). 
Le fait que la traite des femmes et des enfants à des fins d’exploitation sexuelle ait 
été considérée comme infraction contre l’intégrité sexuelle jusqu’à la révision entrée 
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en vigueur en 1992 (anciennement art. 202 CP « traite des femmes et des mineurs ») 
va également dans ce sens.  

En principe, toutes les infractions sexuelles susmentionnées doivent mener systéma-
tiquement à l’interdiction à vie d’exercer une activité (cf. ch. 2.1.2), même 
l’exhibitionnisme et les désagréments causés par la confrontation à un acte d’ordre 
sexuel, pourtant moins graves que la contrainte sexuelle, le viol ou les actes d’ordre 
sexuel commis sur une personne incapable de discernement ou de résistance, et ce 
bien que ces infractions soient poursuivies sur plainte37.  

Le législateur prévoit la poursuite sur plainte lorsque l’intérêt de l’Etat ou d’un 
particulier de poursuivre les infractions est relativement faible ; c’est le cas surtout 
pour les infractions mineures. Il faut noter que la poursuite d’une infraction sur 
plainte porte souvent si sévèrement atteinte aux droits de la personnalité de la vic-
time que celle-ci préfère éviter toute poursuite pénale. La procédure pénale ne doit 
en aucun cas être menée contre la volonté de celle-ci38. Il résulte de cela que, dans 
les cas d’exhibitionnisme ou de désagréments causés par la confrontation à un acte 
d’ordre sexuel, le prononcé de l’interdiction d’exercer une activité résulterait de la 
volonté de la personne concernée. Il se pourrait par ailleurs que l’auteur propose de 
l’argent à la victime pour qu’elle retire sa plainte, ce qui lui permettrait d’échapper à 
l’interdiction d’exercer une activité. Il n’est guère possible d’éviter ces écueils au vu 
de la formulation de l’art. 123c Cst. (« atteinte à l’intégrité sexuelle »). Il faut toute-
fois souligner que dans 90 % des cas, les autorités de poursuite pénale n’apprennent 
qu’une infraction a eu lieu (également dans le cas des infractions poursuivies 
d’office) que grâce aux indications fournies par la population39. L’interdiction 
d’exercer une activité voire, de manière générale, la poursuite pénale dépend donc la 
plupart du temps de la volonté d’une personne de porter plainte ou de donner des 
indications aux autorités, quelle que soit l’infraction contre l’intégrité sexuelle 
(poursuivie d’office ou non).  

Contrairement aux formes plus sévères de l’interdiction d’exercer une activité (au 
sens de l’art. 67, al. 3 et 4, CP), celle proposée n’est pas fonction de la sévérité de la 
peine prononcée en l’espèce.   

Il n’est pas non plus important de savoir si les faits ont été commis dans l’exercice 
d’une profession ou d’une activité bénévole ou dans le cadre privé (la règle est 
similaire dans le droit en vigueur) ou si le pronostic est favorable ou défavorable 
quant au risque de récidive.   
1.5.4 Concrétisation de la notion de condamnation 

L’avant-projet prévoit une interdiction d’exercer une activité uniquement pour les 
auteurs frappés d’une peine ou d’une mesure pour une des infractions présentées au 
ch. 1.5.3. Si le juge renonce à infliger une peine (par ex. en se fondant sur l’art. 187, 
ch. 3, CP), il ne devra pas prononcer systématiquement une interdiction à vie 

  

37  Dans le champ d’application du CPM, l’exhibitionnisme (art. 159 CPM) et les désagré-
ments causés par la confrontation à un acte d’ordre sexuel (art. 159a CPM) sont par 
contre poursuivis d’office.  

38  Concernant le droit de porter plainte, cf. Riedo 2013, ad art. 30 n° 4. 
39  Riedo 2013, avant l’art. 30 CP n° 4. 
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d’exercer une activité. Il pourra toutefois prononcer une interdiction facultative 
conformément à l’art. 67, al. 2, CP.  

Si l’on se réfère au but de l’initiative (empêcher la répétition de certaines infractions 
sexuelles), on pourrait admettre qu’il suffit d’une condamnation sans peine pour que 
le juge ordonne systématiquement une interdiction à vie d’exercer une activité. Une 
telle solution serait néanmoins contraire au principe de proportionnalité et n’est pas 
forcément requise aux termes de l’art. 123c Cst.  

Les infractions sexuelles commises sur des personnes protégées (cf. ch. 1.5.6) peu-
vent l’être par des personnes qu’une affection psychologique grave rend irrespon-
sables et qui ne peuvent dès lors pas être punies (art. 19, al. 1, CP). Elles peuvent 
aussi être commises par des personnes dont la responsabilité est restreinte, auquel 
cas le juge peut atténuer la peine (art. 19, al. 2, CP).  

Si, conformément à l’art. 19, al. 1, CP, l’auteur n’est pas puni pour cause 
d’irresponsabilité (due par ex. à une affection psychologique grave), le juge peut 
tout de même ordonner une mesure (art. 19, al. 3, CP). Il n’est pas nécessaire de 
savoir si le juge, par une interprétation très large de la notion de condamnation, 
pourrait prononcer impérativement une interdiction à vie d’exercer une activité dans 
le cas d’un auteur irresponsable (même s’il a été exempté de toute peine), si cet 
auteur s’est vu infliger une mesure en raison des risques qu’il représente pour la 
sécurité. Ce serait aller trop loin que de prévoir que le juge prononce systématique-
ment une interdiction à vie d’exercer une activité, et ce sans qu’on puisse vérifier si 
l’interdiction est nécessaire et appropriée, dans le cas des auteurs qui ne peuvent être 
reconnus pénalement responsables de leurs actes. Une interdiction facultative fondée 
sur l’art. 67, al. 2, CP permettrait de mieux tenir compte concrètement de la dange-
rosité de l’auteur et semble plus adéquate.  
1.5.5 Marge d’interprétation du juge 

Deux options 

Une lecture isolée de l’art. 123c Cst. sans prise en compte du contexte global de la 
Constitution pourrait donner l’idée que toute condamnation pour une infraction 
sexuelle commise sur une personne protégée (cf. ch. 1.5.3) doit systématiquement 
donner lieu à une interdiction à vie d’exercer une activité. Mais si l’on tient compte 
dans la mise en œuvre des garanties propres à un Etat de droit inscrites dans la 
Constitution, on s’aperçoit que les conflits juridiques qui se font jour requièrent des 
solutions plus souples. Le Conseil fédéral choisit de mettre deux options en discus-
sion : 

 

Option 1 : marge d’interprétation du juge dans les cas de peu de gravité 

Une interdiction à vie d’exercer une activité représente une atteinte aux droits fon-
damentaux (cf. ch. 5.1.2), qui n’est licite que si elle se fonde sur une base légale, est 
justifiée par un intérêt public ou la protection d’un droit fondamental d’autrui et est 
proportionnée au but visé (art. 36, al. 2 et 3, Cst.). L’acceptation de l’initiative n’a 
pas eu pour effet de supprimer ces droits élémentaires. Les initiatives populaires 
sous forme de projet rédigé doivent, une fois acceptées, être interprétées dans le 
contexte global de la Constitution, car le but de leurs auteurs est une révision par-
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tielle de la Constitution et que le peuple et les cantons ne se sont prononcés que sur 
les modifications proposées40.  

Interpréter la Constitution implique de considérer toutes les normes constitution-
nelles comme étant de même rang (cf. ch. 1.3.2). Il n’existe pas explicitement de 
hiérarchie des normes à l’intérieur de la Constitution, qui nécessiterait de privilégier 
certaines dispositions par rapport à d’autres. En cela, la Constitution suisse se dis-
tingue de la loi fondamentale allemande, qui déclare certaines normes intangibles à 
son art. 79, al. 3, et les place par conséquent au dessus du reste du droit constitution-
nel.  

Lorsque plusieurs normes constitutionnelles entrent en conflit, il faut essayer de les 
faire concorder en pratique en en faisant une interprétation harmonisante (cf. ch. 
1.3.2). L’égalité des normes constitutionnelles signifie simplement qu’une norme 
constitutionnelle n’est pas a priori supérieure à une autre, mais n’implique pas qu’il 
n’est pas permis de tenir compte de l’importance de certaines dispositions dans un 
domaine précis.  

Concrètement, cela signifie que l’art. 123c Cst., s’il affaiblit la portée des conditions 
de restriction des droits fondamentaux inscrites à l’art. 36 Cst., ne peut pas ôter tout 
effet à cette norme d’une portée considérable pour l’état de droit41.   

C’est pourquoi l’option 1 accorde au juge au moins dans certains cas la possibilité 
d’évaluer la proportionnalité de l’atteinte aux droits fondamentaux. Elle consiste en 
une clause applicable aux cas de peu de gravité, qui permet au juge de renoncer à 
prononcer systématiquement une interdiction à vie d’exercer une activité. Cette 
possibilité est encadrée par des conditions strictes. Le juge ne pourra en faire usage 
qu’en rapport avec certaines infractions. De plus, et cumulativement, il ne pourra 
s’abstenir que dans les cas de peu de gravité et lorsqu’il n’est manifestement ni 
nécessaire ni raisonnable d’infliger une interdiction d’exercer une activité à 
l’auteur. La loi est sous-tendue par la présomption irréfragable qu’il n’existe pas de 
cas de peu de gravité pour les infractions sexuelles les plus lourdes (pour plus de 
détails, cf. ch. 2.1.2).  

A titre d’exemple, on peut penser à des relations librement consenties entre un jeune 
adulte et une personne âgée de quinze ans, dans lesquelles il n’y a pas lieu de redou-
ter que l’auteur se serve d’une activité pour commettre de nouveaux crimes ou 
délits. 

La clause applicable aux cas de peu de gravité permet de tenir compte de l’intention 
des auteurs de l’initiative, qui ont indiqué avant la votation qu’ils ne souhaitaient 
nullement des interdictions systématiques d’exercer une activité dans le cas des 
amours d’adolescents, confirmant que l’initiative populaire visait bel et bien les 
pédophiles42.  

L’art. 8 CEDH, qui consacre le droit au respect de la vie privée, impose un examen 
de la proportionnalité pour toute restriction de ce droit. La clause applicable aux cas 
de peu de gravité, tout en constituant un pas dans cette direction, n’écarte pas entiè-
rement le danger d’une condamnation par la Cour EDH pour violation de la conven-
tion dans un cas concret (cf. ch. 5.2.1). 

 

  

40  Reich 2008, p. 510. 
41  Moser 1986, pp. 14 s. 
42  Explications du Conseil fédéral, p. 21 (arguments du comité d’initiative). 



 

 21 

Option 2 : Pas d’exception au prononcé systématique de l’interdiction à vie 
d’exercer une activité 

L’option 2 consiste à appliquer l’art. 123c Cst., sans prendre en compte les autres 
normes de la Constitution. Il en résulte une réglementation rigide, imposant au juge 
d’infliger une interdiction à vie d’exercer une activité à toute personne qui a été 
frappée d’une peine ou d’une mesure pour avoir commis une infraction sexuelle sur 
une personne protégée.  

Cet automatisme n’est pas compatible avec les exigences de la Constitution en 
matière de restriction des droits fondamentaux. Il entre en conflit avec d’autres 
dispositions de la Constitution et avec la CEDH. Le Conseil fédéral ne considère pas 
l’option 2 comme une solution défendable.  
1.5.6 Personnes protégées 

En considération des personnes mentionnées à l’art. 123c Cst., l’interdiction 
d’exercer une activité est censée protéger les personnes suivantes :  

 mineurs : Tous les mineurs et non uniquement les enfants de moins de seize ans 
doivent être protégés. C’est vraisemblablement ce qui est entendu à l’art. 123c 
Cst., bien que le terme utilisé soit « enfants » (cf. ch. 1.4.1). Le fait que la 
norme interdise les activités en contact avec des mineurs confirme cette suppo-
sition ;  

 personnes particulièrement vulnérables : L’interdiction d’exercer une activité 
du droit en vigueur (cf. art. 67 ss CP) protège les « personnes particulièrement 
vulnérables » en plus des mineurs. Il s’agit de personnes qui ne peuvent pas ac-
complir les actes ordinaires de la vie ou déterminer entièrement leur existence 
sans l’assistance d’autrui en raison de leur âge, d’une maladie ou d’une infir-
mité physique ou psychique (cf. ch. 2.1.3). Elles risquent tout particulièrement 
d’être victimes de certaines infractions43. Les personnes affaiblies passagère-
ment par l’alcool ou la drogue ou pour d’autres raisons ne répondent pas à cette 
définition ;  

 personnes dépendantes ou incapables de résistance ou de discernement : 
Comme indiqué au ch. 1.4.1, les infractions commises sur des personnes inca-
pables de résistance ou de discernement ou encore dépendantes ne le sont géné-
ralement pas en lien avec une activité professionnelle ou non professionnelle 
organisée spécifique. 

Il peut y avoir une relation de dépendance par exemple entre un apprenti et son 
maître d’apprentissage ou de manière générale entre un employé et son supé-
rieur ou encore entre un psychothérapeute et son patient44 ; des personnes hos-
pitalisées, internées, détenues ou prévenues peuvent elles aussi être dépen-
dantes45. Une relation de dépendance est également envisageable entre un agent 
public abusant de son pouvoir (travaillant par ex. au sein d’un service des cons-

  

43  Message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 

des enfants », ch. 6.4.1. 
44  Maier, ad art. 188 n° 7 et 193 n° 7 ss avec des références aux ATF 124 IV 13 et 131 IV 

114.  
45  Art. 192 CP. 
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tructions ou d’un service social ou chargé de prendre des décisions de subven-
tionnement, etc.) et un administré46.  

Une personne sous anesthésie, par exemple, est incapable de résistance. Selon 
les circonstances, un patient sur la table de massage d’un physiothérapeute47 ou 
une patiente sur la table de gynécologie48 peuvent aussi l’être. Une interdiction 
d’exercer une activité destinée à empêcher toutes les situations dans lesquelles 
des abus pourraient être commis irait trop loin. Les exemples présentés ci-
dessus montrent que quasi n’importe quelle activité professionnelle ou non pro-
fessionnelle organisée peut impliquer des contacts avec des personnes dépen-
dantes, incapables de discernement ou de résistance. Il faudrait en conséquence 
prononcer une interdiction d’exercer une activité absolue qui toucherait toutes 
les professions et activités de loisirs organisées. Il apparaît d’emblée qu’une 
telle solution serait disproportionnée.  

Le cercle des personnes dépendantes ou incapables de résistance ou de discer-
nement se recoupe avec celui des « mineurs » ou des « personnes particulière-
ment vulnérables ». En dehors des interdictions destinées à protéger les mineurs 
et les personnes particulièrement vulnérables, il faut limiter l’interdiction à vie 
d’exercer une activité prononcée de manière impérative aux activités qui 
s’adressent typiquement aux personnes incapables de résistance ou de discer-
nement ou aux personnes dépendantes et aux activités qui mettent des per-
sonnes dans ce genre de situations. Ce peut être le cas en particulier des activi-
tés impliquant des traitements ou des soins. On peut penser par exemple aux 
relations décrites plus haut entre un patient ou une patiente et son psychothéra-
peute, son physiothérapeute49 ou son gynécologue50. Une interdiction spéciale 
limitée au domaine de la santé semble donc appropriée.  

Des relations de dépendance peuvent également aisément voir le jour dans le 
domaine de l’apprentissage ou dans celui de l’exécution des mesures. Dans 
leurs premières années d’apprentissage tout du moins, les apprentis sont encore 
mineurs, si bien que les conditions de l’interdiction d’exercer une activité sont 
déjà réunies. Les personnes qui font l’objet de mesures thérapeutiques institu-
tionnelles au sens des art. 59 à 61 CP ou qui sont internées conformément à 
l’art. 64 CP souffrent en règle générale d’une infirmité psychique et ont besoin 
de l’assistance d’autrui pour mener une vie normale. Elles sont des personnes 
particulièrement vulnérables telles que décrites plus haut. On renoncera donc à 
une interdiction d’exercer une activité spéciale pour ces domaines.  

Enfin, dans les cas qui ne sont pas couverts par l’art. 67, al. 3, 4 ou 4bis AP-CP, 
le juge pourra toujours recourir à l’interdiction générale d’exercer une activité 
au sens de l’art. 67, al. 1, CP.   

  

46  Maier 2013, ad art. 193 n° 6. 
47  ATF 133 IV 49; arrêt du Tribunal fédéral 6B.527/2008 du 2 décembre 2008. 
48  Arrêt du Tribunal fédéral 6S.448/2004 du 3 octobre 2005. 
49  ATF 133 IV 49; arrêt du Tribunal fédéral 6B.527/2008 du 2 décembre 2008. 
50  Arrêt du Tribunal fédéral 6S.448/2004 du 3 octobre 2005. 
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1.5.7 Perte à vie du droit d’exercer une activité  

En cas de condamnation pour une infraction sexuelle commise sur une personne 
protégée, le juge devra en tous les cas prononcer une interdiction à vie d’exercer une 
activité. On ne peut interpréter autrement le texte de l’art. 123c Cst. L’auteur perdra 
de manière générale le droit d’exercer l’activité en question. Il n’est pas requis que 
l’activité à interdire soit soumise à autorisation (cf. ch. 1.4.2).  
1.5.8 Activités professionnelles ou bénévoles 

L’interdiction doit se limiter aux activités professionnelles et aux activités non 
professionnelles organisées.  

Sont des activités professionnelles les activités déployées dans l’exercice à titre 
principal ou accessoire d’une profession, d’une industrie ou d’un commerce51. Cette 
notion se comprend de manière large et englobe aussi bien les activités salariées que 
les activités indépendantes, régies par un contrat de travail ou un mandat. La classi-
fication de l’activité en activité professionnelle repose sur des indicateurs tels que le 
temps et les moyens qui y sont consacrés, mais aussi la fréquence à laquelle elle est 
exercée sur une période donnée, les gains en perspective et les gains réalisés52.  

Sont des activités non professionnelles organisées les activités bénévoles exercées 
dans un cadre organisé (associations, fondations, sociétés, corporations de droit 
public ou institutions). Une activité est non professionnelle si elle ne sert pas, ou pas 
en premier lieu, des fins lucratives. Il peut s’agir d’activités bénévoles exercées dans 
une association sportive, dans le cadre de Jeunesse et sport, de l’école, de l’église ou 
d’une structure de soins53.  

La prise en charge de mineurs ou de personnes particulièrement vulnérables dans un 
cadre strictement privé (proches, amis, etc.) ne sera pas soumise aux nouvelles 
dispositions. Il ne sera pas possible non plus, pour exercer une activité dans ce cadre, 
de demander un extrait spécial destiné aux particuliers. Les parents sont respon-
sables du choix des personnes à qui ils confient leurs enfants. Celles-ci tombent sous 
le coup de l’interdiction d’exercer une activité si elles s’occupent des enfants dans 
l’exercice d’une profession, auquel cas les détenteurs de l’autorité parentale peuvent 
demander un extrait spécial en qualité d’employeurs. L’exercice de l’autorité paren-
tale ne constitue pas en soi une activité professionnelle ni bénévole ; l’art. 123c Cst. 
ne s’applique pas. Si le bien de l’enfant est menacé, l’autorité de protection de 
l’enfant prend les mesures qui s’imposent conformément aux art. 307 ss du code 
civil (CC54) une fois informée par les autorités pénales qu’il y a eu condamnation 
(art. 75, al. 2, du code de procédure pénale, CPP55).  
  

51  Niggli/Maeder 2013, ad art. 67 n° 37. 
52  Message concernant la mise en œuvre de l’initiative sur le renvoi, ch. 6.4.1; ATF 119 IV 

129, 132 concernant la notion « dans l’exercice d’une profession ». 
53  Message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 

des enfants », ch. 6.2.1 et 6.4.1. 
54  RS 210 
55  RS 312.0 
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1.5.9 Activités en contact avec des mineurs ou des personnes particu-
lièrement vulnérables, dépendantes ou incapables de résistance 
ou de discernement 

L’avant-projet permet d’interdire une activité dans le but de protéger des mineurs ou 
des personnes particulièrement vulnérables (art. 67, al. 3 et 4, AP-CP) aux activités 
impliquant des contacts réguliers avec ces personnes ou groupes de personnes. Il se 
fonde donc sur la formulation plus large utilisée dans le texte français de l’art. 123c 
Cst. (cf. ch. 1.4.2). 

Les activités « en contact avec » des mineurs ou d’autres personnes particulièrement 
vulnérables sont d’une part des activités qui impliquent des contacts directs avec ces 
personnes et sans doute l’existence d’une relation de confiance. Il s’agit en particu-
lier d’activités d’enseignant, d’accompagnateur, d’entraîneur, de soignant, etc. Mais 
il s’agit aussi d’autre part de toutes les autres activités exercées de manière régulière 
dans des institutions qui fournissent des prestations destinées directement et spécifi-
quement aux mineurs ou aux personnes particulièrement vulnérables. Il peut s’agir 
d’activités d’intendance (concierge, secrétaire, cuisinier, personnel de nettoyage) 
exercées dans les institutions susmentionnées (par ex. associations sportives, écoles, 
crèches, internats, colonies de vacances, établissements de soins, établissements 
spécialisés pour les personnes souffrant d’un handicap physique ou mental, cliniques 
gériatriques ou pédiatriques, etc.), sauf s’il est certain, du fait de leur emplacement 
ou de leur horaire, qu’elles ne peuvent pas impliquer de contacts avec ces groupes de 
personnes.  

Le terme « régulier » peut désigner aussi bien des contacts sporadiques ou brefs sur 
une longue période que des contacts intenses sur une courte période. Une activité 
exercée une unique fois ne suffit pas.  

L’interdiction d’exercer une activité au sens de l’art. 67, al. 4bis, AP-CP prononcée 
dans le but de protéger des personnes dépendantes ou incapables de résistance ou de 
discernement se limitera aux activités impliquant des traitements ou des soins (cf. 
ch. 1.5.6). La formulation de l’art. 67, al. 4bis, AP-CP montre qu’il ne s’agit pas de 
toutes les activités exercées dans le domaine médical, mais uniquement de celles 
impliquant des traitements ou des soins à des patients. Les activités sans contact 
direct avec les patients, par exemple les activités de recherche ou les activités aca-
démiques, ne sont pas concernées par l’interdiction.  

Les interdictions prononcées en vertu de l’art. 67, al. 3, 4 et 4bis, AP-CP engloberont 
toutes les activités professionnelles et non professionnelles organisées impliquant 
des contacts réguliers soit avec des mineurs ou d’autres personnes particulièrement 
vulnérables, soit impliquant des traitements ou des soins.   
1.5.10 Application de l’interdiction d’exercer une activité 

L’application de l’interdiction systématique d’exercer une activité à vie se fera de la 
même manière que dans le droit en vigueur56. 

Le premier moyen de faire appliquer l’interdiction sera l’extrait du casier judi-
ciaire : soit l’extrait ordinaire destiné aux particuliers (art. 371 CP) soit le nouvel 

  

56 Message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 
des enfants », ch. 6.2.7, 6.2.8 et 6.4.1. 
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extrait spécial destiné aux particuliers (art. 371a CP). Selon le droit en vigueur, ce 
dernier ne fait état que des jugements assortis d’une interdiction d’exercer une 
activité prononcée dans le but de protéger des mineurs ou d’autres personnes parti-
culièrement vulnérables. Le nouvel extrait spécial indiquera à l’avenir également les 
jugements assortis d’une interdiction d’exercer une activité impliquant des traite-
ments ou des soins (art. 371a AP-CP). A l’heure actuelle, les personnes posant leur 
candidature pour une activité professionnelle ou non professionnelle organisée 
impliquant des contacts réguliers avec des mineurs ou d’autres personnes particuliè-
rement vulnérables ou exerçant déjà une telle activité peuvent demander un extrait 
spécial de leur casier judiciaire. Celles qui postulent à une activité impliquant des 
traitements ou des soins ou qui exercent déjà dans ce domaine le pourront à l’avenir 
également.  

Le second moyen de faire respecter l’interdiction réside dans le contrôle et le suivi 
exercé par les structures existantes de l’assistance de probation. L’assistance de 
probation sera obligatoire (art. 67, al. 7, AP-CP). On renoncera, comme dans le cas 
de l’interdiction d’exercer une activité existante, à imposer aux employeurs, associa-
tions et autres organisations de demander la production d’un extrait spécial du casier 
judiciaire (arguments au ch. 2.1.7). L’assistance de probation semble également 
indispensable du fait qu’un extrait du casier judiciaire permet difficilement de con-
trôler si une personne exerce une activité professionnelle ou non professionnelle 
organisée indépendante.  

La personne condamnée doit selon les circonstances avoir la possibilité de faire 
réexaminer son cas après une certaine période d’exécution, c’est-à-dire de demander 
à l’autorité compétente de restreindre le contenu ou la durée de l’interdiction, voire 
de la faire lever. Ce dispositif découle du principe de proportionnalité inscrit dans la 
Constitution (cf. ch. 1.3.3 et 5.1.2) et des engagements internationaux de la Suisse 
(cf. ch. 5.2).  

Le temps après lequel un tel examen pourra au plus tôt avoir lieu sera fonction du 
degré d’illicéité des infractions commises.  

Il ne semble pas approprié de maintenir une interdiction d’exercer alors que la 
personne ne risque plus d’utiliser son activité pour commettre de nouvelles infrac-
tions sexuelles. L’assistance de probation ordonnée systématiquement en cas 
d’interdiction d’exercer une activité au sens de l’art. 67, al. 3, 4 et 4bis, AP-CP, 
entraînerait quant à elle une charge de travail disproportionnée, si bien que les 
interdictions ne pourraient plus être appliquées de manière satisfaisante57.  

A l’objection selon laquelle la possibilité de réexamen envisagée n’est pas compa-
tible avec le terme « définitivement » employé à l’art. 123c Cst., on peut répondre 
que le code pénal comporte déjà des possibilités de réexamen pour diverses autres 
peines et mesures pourtant prononcées à vie. Une libération conditionnelle est pos-
sible en cas de peine privative de liberté à vie, et ce au plus tôt après quinze ans, 
lorsque les conditions sont réunies (cf. art. 86, al. 5, en relation avec l’art. 86, al. 1, 
CP). Exceptionnellement, le détenu peut être libéré conditionnellement après dix ans 
déjà si des circonstances extraordinaires qui tiennent à sa personne le justifient (art. 

  

57 Admettons que les juges prononcent chaque année 500 interdictions d’exercer une activité 
à vie. Cela signifie qu’au bout de dix ans, il faudrait des assistants de probation pour con-
trôler l’application de 5000 interdictions. A cela s’ajouterait l’assistance de probation né-
cessaire pour le contrôle des peines avec sursis et des libérations conditionnelles de 
l’exécution des peines et des mesures.  
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86, al. 5, en relation avec l’art. 86, al. 4, CP). Un examen de la libération de 
l’internement à vie au sens de l’art. 64, al. 1bis, CP et une libération conditionnelle 
sont également possibles (art. 64c CP). 

Si l’auteur est pédophile au sens psychiatrique du terme (cf. ch. 1.5.2), il n’y aura 
pas de possibilité de réexamen. L’interdiction sera en ce cas toujours prononcée à 
vie.   
1.6 Validité temporelle et dispositions transitoires 

Du fait de l’interdiction de la rétroactivité inscrite à l’art. 2, al. 1, CP, le juge ne 
pourra prononcer l’interdiction d’exercer une activité proposée que si l’auteur com-
met une infraction après l’entrée en vigueur de la modification de la loi. 
L’interdiction de la rétroactivité vaut en principe également pour les mesures.  

Il y a une exception au principe de la non-rétroactivité : lorsque la loi change entre 
les faits et le jugement. Dans ce cas, l’art. 2, al. 2, CP pose le principe du droit le 
plus favorable (lex mitior), qui fait que le nouveau droit est applicable aux actes 
commis avant son entrée en vigueur s’il est plus favorable que le droit en vigueur au 
moment des faits. La doctrine n’est certes pas unanime sur la question de savoir si le 
principe de la lex mitior s’applique également aux mesures. Mais cet aspect ne 
devrait pas avoir de réelle importance dans le contexte qui nous occupe, puisque 
l’interdiction d’exercer une activité proposée est un durcissement par rapport au 
droit en vigueur.   
1.7 Validité géographique 

L’art. 123c Cst. ne dit pas si la condamnation doit forcément venir d’un tribunal 
suisse ou s’il faut également prendre en considération les jugements étrangers. Il 
faudrait engager beaucoup de ressources pour déterminer si des Suisses ont commis 
une des infractions sexuelles visées à l’étranger. Ce processus serait complexe et  
finalement arbitraire ; il ne serait pas possible de retrouver toutes les personnes 
condamnées, étant donné que la Suisse n’est pas informée de tous les jugements 
prononcés à l’étranger à l’encontre de ses ressortissants. En conséquence, 
l’interdiction d’exercer une activité proposée ne pourra être prononcée que dans le 
cadre d’une condamnation en Suisse, comme c’est déjà le cas pour l’interdiction 
d’exercer une activité du droit en vigueur.  

Si un jugement étranger assorti d’une interdiction d’exercer une activité est commu-
niqué au casier judiciaire suisse, celui-ci sera enregistré si le droit suisse l’exige, 
comme c’est déjà le cas selon les dispositions en vigueur58. Ces jugements figure-
ront ensuite également sur l’extrait du casier judiciaire et sur l’extrait spécial desti-
nés aux particuliers59.  
  

58 Art. 3, al. 1, let. e, de l’ordonnance VOSTRA (RS 331). 
59 Art. 4, al. 1, let. f, en relation avec les art. 25, al. 2, ch. 11, ou 25d de l’ordonnance 

VOSTRA. 



 

 27 

1.8 Parallélisme des règles dans le code pénal militaire 

L’interdiction d’exercer une activité proposée figurera également dans le code pénal 
militaire (CPM60), comme l’interdiction en vigueur (art. 50 ss CPM), ce bien qu’elle 
ne revête qu’une importance mineure dans le quotidien militaire.  
1.9 Exclusion de l’ordonnance pénale et de l’ordonnance de con-

damnation 

Dans le domaine d’application du code pénal, le ministère public peut rendre une 
ordonnance pénale pour condamner une personne à une peine privative de liberté de 
six mois au plus (ou son équivalent en peine pécuniaire ou en travail d’intérêt géné-
ral). L’affaire doit être simple et claire tant dans les faits que sur le plan juridique 
(art. 352, al. 1, CPP). La procédure de l’ordonnance pénale est une procédure simple 
et rapide. De même, l’auditeur peut rendre une ordonnance de condamnation dans le 
champ d’application du code pénal militaire (cf. art. 119 de la procédure pénale 
militaire ; PPM61). 

Dans le droit en vigueur, le prononcé d’une interdiction d’exercer une activité (art. 
67 ss CP, art. 50 ss CPM) dépend en partie du pronostic de récidive (art. 67, al. 1 et 
2, CP ; art. 50, al. 1 et 2, CPM) ; l’interdiction n’étant pas systématique, le juge doit 
décider s’il faut ordonner une assistance de probation (art. 67, al. 7, CP, art. 50, al. 7, 
CPM). A ces conditions, il est exclu de prononcer une interdiction d’exercer une 
activité dans le cadre d’une procédure d’ordonnance pénale ou d’ordonnance de 
condamnation (art. 352, al. 2, CPP ; art. 119, al. 2, let. e, PPM), une procédure 
rapide menée par écrit ne semblant pas adéquate. Nombre des cas concernés ne sont 
d’ailleurs ni simples ni clairs, ni sur le plan juridique ni sur le plan des faits.  

S’il n’est pas question de réflexions sur le risque de récidive ni sur la nécessité 
d’ordonner une assistance de probation dans le cas de l’interdiction proposée, il ne 
semble pas pour autant adéquat de la prononcer dans le cadre d’une procédure 
d’ordonnance pénale ou d’ordonnance de condamnation. Une interdiction à vie 
prononcée systématiquement ne constitue pas une sanction légère, ce d’autant moins 
que dans la plupart des cas, elle est combinée à une peine privative de liberté de six 
mois au plus (ou à son équivalent en peine pécuniaire ou en travail d’intérêt géné-
ral). La procédure d’ordonnance pénale ou d’ordonnance de condamnation présente 
quelques faiblesses vis-à-vis des principes de l’état de droit62 et ne semble, de ce 
point de vue, pas être le moyen approprié de prononcer l’interdiction d’exercer une 
activité. Il faut donc maintenir l’exclusion statuée dans le droit en vigueur.  

Aux termes de l’avant-projet, le juge pourra exceptionnellement renoncer à pronon-
cer une interdiction à des conditions strictes (cf. ch. 1.5.5 et 2.1.2). Une procédure 
rapide menée par écrit ne semble guère appropriée dans ce cas ; pour cette raison, il 
est préférable d’exclure la procédure d’ordonnance pénale ou d’ordonnance de 
condamnation.  

  

60  RS 312.0 
61 RS 322.1 
62 Message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 

des enfants », ch. 6.4.4. 
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Les infractions sexuelles relevant du champ d’application de l’art. 67, al. 3, 4 et 4bis, 
AP-CP ou de l’art. 50, al. 3, 4 et 4bis AP-CPM devront en tous les cas être jugées par 
un tribunal ordinaire, celui-ci devant en principe prononcer systématiquement une 
interdiction à vie d’exercer une activité.  
1.10 Pas d’obligation de prononcer une interdiction à vie d’exercer 

une activité dans le droit pénal des mineurs 

La mesure proposée représente une restriction importante des droits fondamentaux, 
si bien qu’il semble approprié de ne la réserver qu’aux seuls adultes.  

L’art. 123c Cst. suppose qu’une personne qui commet des infractions sexuelles sur 
des enfants ou des personnes dépendantes ne pourra jamais se libérer intégralement 
de ses pulsions, raison pour laquelle il faut l’empêcher définitivement d’exercer une 
activité professionnelle ou bénévole impliquant des contacts avec les personnes 
visées. Il faut nuancer ces propos s’agissant des mineurs, qui sont encore en cours de 
développement psychique et physique. Il n’est pas exclu qu’un traitement approprié 
et précoce puisse porter ses fruits (selon des critères psychiatriques, une personne 
peut être pédophile à partir de seize ans).  

Les mineurs ne s’intègrent visiblement pas dans le cadre de l’initiative, qui sous-
entend que l’auteur abuse de son pouvoir dans son activité professionnelle ou béné-
vole. La plupart des jeunes de moins de 18 ans ne sont pas encore actifs profession-
nellement ou n’exercent pas encore de position dirigeante ni sur le plan profession-
nel ni dans le cadre d’une activité bénévole.  

Il faut souligner encore que le droit pénal des mineurs (DPMin63) met clairement 
l’accent sur les possibilités de resocialisation des jeunes auteurs et s’appuie pour 
l’essentiel sur des solutions flexibles et limitées dans le temps qui donnent au juge la 
possibilité de tenir compte de la personnalité de l’auteur.  

Il semble donc approprié de renoncer à inscrire l’obligation de prononcer une inter-
diction à vie d’exercer une activité dans le DPMin. L’interdiction facultative inscrite 
à l’art. 16a DPMin peut s’appliquer si un auteur mineur risque d’utiliser son activité 
professionnelle ou bénévole pour commettre des infractions sexuelles sur des en-
fants ou des personnes particulièrement vulnérables.  

Cette solution est d’ailleurs conforme à la décision prise par le Parlement en 2012 de 
ne pas appliquer l’art. 123b Cst. (imprescriptibilité de l'action pénale et de la peine 
pour les auteurs d'actes d'ordre sexuel ou pornographique sur des enfants impubères) 
aux auteurs mineurs, ce bien que le texte de la norme ne comporte aucune restriction 
de ce type64. On a également renoncé, dans la mise en œuvre de la norme constitu-
tionnelle relative au renvoi des criminels étrangers (art. 121, al. 3 à 6, Cst.) à ren-
voyer systématiquement les auteurs mineurs du pays65.  
  

63  RS 311.1 
64 BO 2012 N 1239 et BO 2012 E 640 
65  Message concernant la mise en œuvre de l’initiative sur le renvoi, ch. 1.2.18.   
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1.11 Appréciation de la solution retenue 

Aux termes de l’avant-projet de révision du CP et du CPM, tous les adultes frappés 
d’une peine ou d’une mesure pour une infraction sexuelle commise sur une personne 
protégée seront systématiquement frappés d’une interdiction à vie d’exercer une 
activité. Cette interdiction ne s’appliquera pas en droit pénal des mineurs.  

Les infractions susceptibles de donner lieu à l’interdiction sont des crimes, des 
délits, mais aussi des contraventions, ce en quoi la solution proposée diffère des 
conditions de l’interdiction systématique inscrite dans le droit en vigueur66. Des 
infractions de peu de gravité donneront donc lieu à une interdiction à vie d’exercer 
une activité. Par contre, cette interdiction ne s’appliquera pas dans le cas des amours 
d’adolescents, souvent évoquées avant la votation, si le juge renonce à prononcer 
une peine en vertu de l’art. 187, al. 3, CP.  

Si le juge condamne l’auteur pour une infraction sexuelle commise sur une personne 
protégée, il devra impérativement prononcer une interdiction à vie d’exercer une 
activité, quelle que soit la peine prononcée.  

La clause applicable aux cas de peu de gravité de l’option 1, option préconisée par le 
Conseil fédéral, dispose que le juge pourra exceptionnellement renoncer à prononcer 
une interdiction à vie si cette mesure n’est manifestement ni nécessaire ni raison-
nable. Il ne pourra toutefois le faire que pour certaines infractions, la loi étant sous-
tendue par la présomption irréfragable qu’il n’existe pas de cas de peu de gravité 
pour les infractions sexuelles pour lesquelles la peine encourue est la plus lourde. 
Cette clause correspond à l’intention exprimée par les auteurs de l’initiative avant la 
votation de ne pas appliquer l’obligation de prononcer une interdiction à vie dans le 
cas des amours d’adolescents, la cible déclarée de l’initiative populaire étant les 
pédophiles67.   

Dans l’option 2 sans clause applicable aux cas de peu de gravité, le juge ne pourra 
en aucun cas examiner si la mesure est appropriée, nécessaire et raisonnable. 
L’automatisme prévu sera source de contradictions avec certains principes fonda-
mentaux de l’état de droit et avec le droit international. Il est à noter que même si la 
clause proposée dans l’option 1 atténue quelque peu ce conflit, elle n’écarte pas 
totalement le danger que la Cour EDH constate une violation de la convention dans 
un cas concret. 

L’avant-projet propose aussi un moyen d’atténuer le caractère définitif en cours 
d’exécution, puisqu’il accorde à l’auteur de l’infraction la possibilité de faire réexa-
miner l’interdiction une fois un certain temps écoulé et de demander qu’elle soit 
levée. Les pédophiles au sens psychiatrique du terme ne pourront pas faire usage de 
cette possibilité.  

Les dispositions proposées constituent un durcissement de l’interdiction d’exercer 
une activité entrée en vigueur le 1er janvier 2015, qui faisait office de contre-projet 
indirect à l’initiative. Premièrement, la liste des infractions conduisant systémati-
quement à l’interdiction sera étendue, sans prérequis de peine minimale. La clause 
proposée dans l’option 1 ne pourra d’ailleurs pas conduire aux mêmes résultats en 
termes de renonciation à une interdiction que le prérequis de peine minimale inscrit 
dans le droit en vigueur. Elle ne s’appliquera en effet qu’à des conditions extrême-
ment strictes. Deuxièmement, les interdictions prononcées systématiquement le 

  

66  Cf. art. 67, al. 3 et 4, CP. 
67  Explications du Conseil fédéral, p. 21 (arguments du comité d’initiative). 
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seront toujours à vie, une durée plus longue que celle inscrite dans le droit en vi-
gueur. Troisièmement, l’avant-projet institue une interdiction supplémentaire pour 
les activités professionnelles et non professionnelles organisées impliquant des 
traitements ou des soins.  

L’application sera assurée comme dans le droit en vigueur au moyen de l’extrait du 
casier judiciaire et d’une assistance de probation systématique. Mais la personne 
nommée pour suivre le condamné ne pourra le surveiller en permanence. De plus, il 
ne sera pas obligatoire de se doter d’un extrait du casier judiciaire pour toute activité 
impliquant des contacts réguliers avec des mineurs ou des personnes particulière-
ment vulnérables ni celles impliquant des traitements ou des soins ; il sera fait appel 
à la responsabilité des employeurs et des associations et autres organisations68. Il 
serait donc erroné de croire à un remède universel contre la récidive.  

Il ne faut pas oublier enfin que l’interdiction stricte proposée ne s’appliquera que si 
les mesures préventives telles que la sensibilisation, la formation et le contrôle ont 
échoué et que l’auteur a déjà commis une infraction. L’interdiction  ne pourra rien 
contre les personnes qui n’ont jamais été condamnées ou qui ont commis des abus 
dans leur environnement proche.   
1.12 Droit comparé 

Des recherches poussées de droit comparé ont été effectuées pour le rapport explica-
tif de janvier 2011 concernant l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de 
contact et l’interdiction géographique69. Le résultat de ces recherches a été consigné 
dans le rapport en question et sous une forme résumée dans le message relatif à 
l’initiative populaire «Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec des en-
fants»70. Il ne semble pas utile de revenir ici sur le détail des réglementations étran-
gères. On peut retenir en substance que l’ensemble des pays étudiés (Allemagne, 
Autriche, Belgique, Canada, France, Italie, Royaume-Uni, Suède) connaissent une 
forme d’interdiction des activités professionnelles ou non professionnelles exercées 
en contact avec des mineurs ou des adultes vulnérables. Les interdictions que le juge 
doit prononcer systématiquement font plutôt figure d’exception. En règle générale, 
l’autorité compétente a une certaine marge d’appréciation ou peut faire dépendre 
l’interdiction d’un pronostic défavorable quant au risque de récidive. La durée des 
interdictions varie selon les pays : d’un à cinq ans en Allemagne, en France et en 
Autriche, dix ans en Suède, un à vingt ans en Belgique ; les interdictions peuvent 
être de durée illimitée en Allemagne, en France, en Autriche, en Italie, au Royaume-
Uni et au Canada. La France et l’Italie ne disposent d’aucun mécanisme exprès 
permettant d’examiner périodiquement l’utilité de la mesure71. 

  

68  Concernant la renonciation à instituer une obligation de demander un extrait du casier 
judiciaire: cf. le message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne tra-
vaillent plus avec des enfants », ch. 6.1.2 et 6.2.8. 

69 Rapport sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction 
géographique, p. 24. 

70  Rapport sur l’interdiction d’exercer une activité, l’interdiction de contact et l’interdiction 
géographique, pp. 24 à 30 ; message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédo-
philes ne travaillent plus avec des enfants », ch. 2.6. 

71 Message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 
des enfants », ch. 2.6. 
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2 Commentaire des dispositions 

2.1 Code pénal 

2.1.1 Art. 19 (irresponsabilité et responsabilité restreinte) 

L'interdiction d'exercer une activité proposée à l'art. 67, al. 3, 4 et 4bis, AP-CP sup-
pose que l'auteur soit condamné à une peine ou à une mesure pour un des actes 
énoncés dans la liste des infractions. Si l'auteur est irresponsable (par ex. en raison 
d'un trouble mental grave), il est acquitté (art. 19, al. 1, CP). Dans ce cas, aucune 
condamnation n'est prononcée. Il faut exclure la possibilité de prononcer à l'encontre 
de ces personnes irresponsables au point de vue pénal une interdiction systématique 
et à vie d'exercer une activité au sens de l'art. 67, al. 3, 4 et 4bis, AP-CP. Si une 
interdiction d'exercer une activité semble nécessaire et appropriée, le juge peut 
cependant ordonner une telle interdiction conformément à l'art. 67, al. 1 et 2, CP (cf. 
ch. 1.5.4). Les interdictions visées à l'art. 67, al. 2, CP peuvent aussi être prononcées 
à vie si les conditions prévues à l'art. 67, al. 6, AP-CP sont remplies. 

Si la responsabilité de l'auteur est restreinte (par ex. en raison d'un trouble mental), 
le juge atténue la peine (art. 19, al. 2, CP). Dans ce cas, l'auteur est condamné à une 
peine. S’il s’agit d’une infraction sexuelle et qu'elle a été commise à l'encontre d'une 
personne mineure, particulièrement vulnérable, incapable de résistance ou de discer-
nement ou dépendante, l'art. 67, al. 3, 4 et 4bis, AP-CP s'appliquera, et le juge pro-
noncera de toute façon une interdiction à vie d'exercer une activité.   
2.1.2 Art. 67 (interdiction d'exercer une activité, conditions) 

Al. 2bis 

Cette disposition correspond en grande partie à l’al. 6 du droit en vigueur. La modi-
fication effectuée est purement rédactionnelle. Son champ d’application se limitant à 
l’interdiction facultative d’exercer une activité au sens de l’al. 2, elle figurera direc-
tement après cet alinéa. 

Al. 3 et 4 

L'art. 67 réglera l'interdiction d'exercer une activité afin de protéger les mineurs à 
l’al. 3 et les adultes particulièrement vulnérables à l’al. 4. 

Les phrases introductives des al. 3 et 4 précisent que l'interdiction d'exercer une 
activité sera prononcée si l'auteur a été frappé d’une peine ou d’une mesure pour un 
des actes énoncés aux let. a à d ou a et b (cf. ch. 1.5.3). Il n'est pas requis de peine 
minimale. Même l'obligation de suivre un traitement ambulatoire (art. 63 CO) suffi-
ra. 

Mais si l'auteur n'est condamné à aucune peine ni mesure, le juge ne pourra pas 
prononcer d'interdiction d'exercer une activité au sens des al. 3 ou 4. C'est notam-
ment le cas pour les amours d’adolescents visées à l'art. 187, al. 3, CP. La possibilité 
de déclarer une personne coupable sans lui infliger de peine est par ailleurs prévue 
aux art. 52 à 54, 188, al. 2, 192, al. 2, et 193, al. 2, CP. Dans ces cas, le juge peut 
ordonner une interdiction d'exercer une activité au sens de l'art. 67, al. 2, CP, si les 
conditions requises sont remplies (cf. justification au ch. 1.5.4).  
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L'interdiction ne suppose aucun pronostic défavorable. Peu importe, par ailleurs, 
que l’infraction ait été commise ou non dans l'exercice de l'activité professionnelle 
ou non professionnelle organisée à interdire. Au contraire, il faut systématiquement 
que l'interdiction soit également ordonnée lorsque l'acte a été commis dans le cadre 
privé ou dans l'exercice d'une activité autre que celles à interdire. 

Si les conditions évoquées sont remplies, le juge devra de toute façon ordonner 
l'interdiction à vie d'exercer une activité (cf. ch. 1.5.7 ; exceptions à l'al. 4ter). 

L'interdiction d'exercer portera sur les activités professionnelles et non profession-
nelles organisées impliquant des contacts réguliers avec les personnes ou le groupe 
de personnes concernés. Les termes « activité professionnelle » et « activité non 
professionnelle organisée » sont définis à l'art. 67a, al. 1, CP (cf. ch. 2.1.3). Ces 
définitions sont conformes au droit en vigueur. L'art. 67a, al. 5, AP-CP précise 
quelles sont les activités impliquant des contacts réguliers avec des mineurs ou 
d'autres personnes particulièrement vulnérables (cf. ch. 2.1.3).  
Al. 4bis 

L'al. 4bis instaure une interdiction spéciale d'exercer des activités impliquant des 
traitements ou des soins au nom de la protection des personnes dépendantes et 
incapables de résistance ou de discernement (cf. ch. 1.5.6).  

L'al. 4bis précise que cette interdiction sera prononcée si l'auteur a été frappé d’une 
peine ou d’une mesure pour un des actes énoncés aux let. a et b. Comme pour les 
interdictions visées aux al. 3 et 4, il ne sera pas non plus requis de peine minimale.  

La liste des infractions de l'al. 4bis est identique à celle de l'al. 4. Il faut qu'au mo-
ment de l'acte, la personne protégée se trouve dans une relation de dépendance vis-à-
vis de l'auteur ou qu’elle soit incapable de résistance ou de discernement. Il n'est pas 
nécessaire que cet état soit permanent ; il peut aussi ne durer qu'un moment limité 
(par ex. pendant le passage sur la table d'examen du gynécologue72). 

L'interdiction ne suppose aucun pronostic défavorable. Il ne sera pas nécessaire non 
plus que l’infraction ait été commise dans l'exercice d'une activité professionnelle ou 
non professionnelle organisée impliquant des traitements ou des soins. Au contraire, 
il faudra systématiquement que l'interdiction soit également ordonnée lorsque l'acte 
a été commis dans le cadre privé ou dans l'exercice d'une activité autre que celles à 
interdire.  

Si les conditions évoquées sont remplies, le juge devra de toute façon ordonner 
l'interdiction à vie d'exercer une activité (cf. ch. 1.5.7 ; exceptions à l'al. 4ter confor-
mément à l’option 1). 

L'interdiction englobe toutes les activités impliquant des traitements ou des soins. 
Elle concernera donc surtout les métiers de la santé, et plus particulièrement ceux de 
médecin, de dentiste, de chiropraticien, de psychothérapeute, d'infirmier, de sage-
femme, de physiothérapeute, etc. Ces métiers ne feront pas forcément l'objet d'une 
interdiction d'exercice totale. L'interdiction ne concernera pas les activités profes-
sionnelles académiques ou de recherche, par exemple, qui n'impliquent aucun trai-
tement ni soin (cf. ch. 1.5.8). 

  

72  Arrêt du Tribunal fédéral du 3 octobre 2005, 6S.448/2004. 
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Al. 4ter (option 1) 

Les conditions permettant de ne pas interdire systématiquement à vie l'exercice 
d'une activité (art. 67, al. 3, 4 ou 4bis, AP-CP) sont très strictes. Il faudra à la fois 
qu'il s'agisse d’un cas d’infraction sexuelle de peu de gravité et qu'il ne soit ni néces-
saire ni raisonnable d'infliger l'interdiction à l'auteur.  

Par infraction sexuelle de peu de gravité, on entend par exemple, si l’on se réfère à 
la peine abstraite inscrite dans le CP, les désagréments causés par la confrontation à 
un acte d’ordre sexuel (art. 198 CP; peine encourue: amende) ou l'exhibitionnisme 
(art. 194 CP; peine encourue: peine pécuniaire de 180 jours-amende au plus). Mais 
d'autres infractions sexuelles exposant leur auteur à des peines plus lourdes pourront 
aussi, dans certains cas, être considérées comme étant de peu de gravité, notamment 
lorsque le juge aura prononcé une peine légère.  

Outre la faible gravité, il faudra que l'interdiction systématique et à vie d'exercer une 
activité ne soit manifestement pas nécessaire à l'atteinte du but d'intérêt public 
poursuivi, c'est-à-dire la non-récidive de l'auteur. Tel sera probablement le cas, par 
exemple, lorsque l'auteur ne présente aucun risque de récidive et que le juge formule 
par conséquent un pronostic favorable le concernant. Il faudra en outre qu'il ne soit 
pas raisonnable d'infliger à l'auteur une interdiction d'exercer l'activité. C'est le cas 
lorsque la restriction envisagée des droits fondamentaux de l'auteur est dispropor-
tionnée par rapport au but poursuivi.  

Ces conditions seraient par exemple réunies dans les cas suivants, si bien que le juge 
pourrait renoncer à prononcer une interdiction d'exercer une activité : 

 contacts sexuels consentis entre une personne de vingt ans et une autre 
de quinze, dans le cadre d'une relation amoureuse (exemples : baisers avec la 
langue ; infraction commise : actes d’ordre sexuel avec des enfants au sens de 
l'art. 187, al. 1, CP) ;  

 vidéos pornographiques montrées sur un téléphone portable par un jeune 
homme à un collègue de pas tout à fait seize ans, en première année d'appren-
tissage (infraction commise : pornographie au sens de l'art. 197, al. 1, CP) ; 

 revues pornographiques qu'un éducateur social d'un foyer pour enfants a omis 
de confisquer alors qu'il les a trouvées sous le lit d'un jeune pensionnaire, qu'il 
les a regardées avec l'enfant et en a parlé avec lui (infraction commise : porno-
graphie rendue accessible au sens de l’art. 197, al. 1, CP).  

La traite d’êtres humains (art. 182), la contrainte sexuelle (art. 189), le viol (art. 
190), les actes d’ordre sexuel commis sur une personne incapable de discernement 
ou de résistance (art. 191) et l’encouragement à la prostitution (art. 195) sont des 
crimes graves. La loi s’appuie donc sur la présomption irréfragable selon laquelle il 
n’existe pas de cas de peu de gravité pour ces infractions. Si l’auteur est frappé 
d’une peine ou d’une mesure pour l’une de ces infractions sexuelles, le juge devra 
prononcer systématiquement une interdiction à vie d’exercer une activité, et ce 
quelles que soient les circonstances du cas concret.  
Pas d’al. 4ter (option 2) 

L’option 2 consiste à renoncer à une clause applicable aux cas de peu de gravité. Si 
l’auteur a été frappé d’une peine ou d’une mesure prévue aux art. 59 à 61, 63 ou 64, 
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le juge devra impérativement prononcer une interdiction à vie d’exercer une activité, 
quelles que soient les circonstances du cas concret.  
Al. 5 

Bon nombre d'auteurs sont condamnés à une peine ou à une mesure pour plusieurs 
infractions dans le cadre d'une même procédure. Avant de prononcer une interdic-
tion d’exercer une activité, le juge devra déterminer la peine ou la mesure qui cor-
respond à une infraction donnant lieu à une telle interdiction. L'interdiction 
d’exercer une activité proposée selon les al. 3, 4 et 4bis ne suppose pas de peine 
minimale, mais le prononcé d’une peine ou d’une mesure prévue aux art. 59, 60 à 63 
ou 64, CP.  
Al. 6 

Selon cette disposition, l'assistance de probation sera ordonnée non seulement si 
l'interdiction systématique et à vie d'exercer une activité a été prononcée pour une 
infraction sexuelle commise à l'égard de mineurs ou d’autres personnes particuliè-
rement vulnérables, mais aussi si elle a été prononcée pour des métiers impliquant 
des traitements ou des soins conformément à l'al. 4bis (cf. ch. 1.5.9). Pour le reste, 
l’al. 6 correspond à l’al. 7 du droit en vigueur.  
2.1.3 Art. 67a (contenu et étendue) 

Al. 4  

La disposition est étendue à l'interdiction des activités impliquant des traitements et 
des soins dans le domaine de la santé. Comme l'interdiction d'exercer une activité au 
nom de la protection des mineurs et autres personnes particulièrement vulnérables, 
l'interdiction prévue à l'art. 67, al. 4bis, AP-CP portera toujours sur la totalité de 
l'activité. Autrement dit, si l'auteur exerçait au moment de l'acte comme gynéco-
logue, le juge lui interdira non seulement l'exercice de cette activité particulière, 
mais aussi celui de toute activité impliquant des traitements ou des soins dans le 
domaine de la santé (cf. ch. 1.5.9 et 2.1.1).  
Al. 5 

Cette disposition définit les activités impliquant des contacts réguliers avec des 
mineurs ou d’autres personnes particulièrement vulnérables, comme le fait actuelle-
ment l'art. 25a de l'ordonnance sur le casier judiciaire (ordonnance VOSTRA)73.  

Elle précise non seulement les activités pour lesquelles on pourra, en vertu de 
l'art. 371a CP, demander un extrait spécial du casier judiciaire, mais décrit aussi de 
façon générale l'étendue des interdictions au sens de l'art. 67, al. 3 et 4, AP-CP. C'est 
la raison pour laquelle il est nécessaire d'inscrire cette disposition dans la loi.  

  

73  RS 331.0 
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Par activités exercées spécifiquement en contact direct avec des mineurs ou d’autres 
personnes particulièrement vulnérables au sens de l'al. 5, let. a, on entend les activi-
tés qui s'adressent directement à ces personnes et qui doivent systématiquement être 
exercées avec elles ou sur leur personne. Cela concerne par exemple les chauffeurs 
de cars de ramassage scolaire, mais pas ceux des transports publics que certains 
écoliers utilisent pour se rendre à l'école, car les transports publics ne s'adressent pas 
spécifiquement aux mineurs. 

L'al. 5, let. a, ch. 1 à 9, donne une liste non exhaustive des activités exercées spéci-
fiquement en contact direct avec des mineurs ou d'autres personnes particulièrement 
vulnérables. Ces activités impliquent par nature un contact régulier. Côtoyer des 
mineurs ou d'autres personnes particulièrement vulnérables de manière permanente 
est en effet indispensable à l'exécution de ces tâches. 

Lorsque l'activité n'est pas exercée spécifiquement en contact direct avec des mi-
neurs ou d'autres personnes particulièrement vulnérables, la let. b précise qu'il y a 
contact régulier avec ces groupes de personnes si l'activité est exercée surtout ou 
régulièrement dans des établissements qui offrent les prestations visées à la let. a.  

Il s'agit donc d'activités dont l'exercice ne nécessite pas de contacts directs avec des 
mineurs ou d'autres personnes particulièrement vulnérables, comme les tâches de 
nettoyage ou d'entretien, de secrétariat ou de direction d'une institution. Il faut en 
revanche qu’elles aient lieu dans des établissements qui offrent les prestations visées 
à la let. a, autrement dit des prestations spécifiques s'adressant directement à ces 
groupes de personnes. C'est notamment le cas des écoles, des crèches, des magasins 
de vêtements pour enfants, des ludothèques, des centres pour la jeunesse ou des 
cliniques gériatriques. Ça ne l'est pas en revanche des magasins d'alimentation 
régulièrement fréquentés par des écoliers à la sortie des classes, car leur offre ne 
s'adresse pas spécifiquement aux mineurs, mais à la population en général. 

Lorsqu'une activité est exercée au sens de la let. b surtout, c'est-à-dire à plus de 50 % 
du temps total consacré à cette activité particulière, ou régulièrement, c'est-à-dire au 
moins deux fois, dans l'un des établissements évoqués, la présence permanente de 
mineurs ou d'autres personnes particulièrement vulnérables rend généralement 
inévitables les contacts réguliers pendant l'accomplissement des tâches et en dehors. 
Dans un tel contexte, il est possible de rechercher volontairement ce contact et de 
l'établir facilement. Aussi ces activités tomberont-elles également sous le coup de 
l'interdiction d'exercer une activité au sens de l'art. 67, al. 3 et 4, AP-CP. Par consé-
quent, une personne faisant l'objet d'une interdiction totale d'exercer une activité en 
contact avec des mineurs au sens de l'art. 67, al. 3, AP-CP, qui est employée par une 
entreprise spécialisée dans l'entretien des jardins ayant passé un contrat d'entretien 
hebdomadaire avec une crèche, ne pourra pas être affectée à l'exécution régulière de 
cette tâche.  

L'interdiction d'exercer n'englobera pas en revanche les activités d'un artisan indé-
pendant pouvant être amené à effectuer une intervention unique dans une école, par 
exemple, pour faire une réparation.  

La deuxième partie de la let. b contient une clause dérogatoire. Elle exclut de 
l'interdiction visée à l'art. 67, al. 3 et 4, AP-CP, les activités énoncées à la let. b dont 
il est certain, du fait de leur emplacement ou de leur horaire, qu’elles ne peuvent pas 
impliquer de contacts avec des mineurs ou d’autres personnes particulièrement 
vulnérables. C'est notamment le cas du nettoyage des locaux d'une crèche ou d'un 
centre pour la jeunesse effectué exclusivement en dehors des horaires d'ouverture, 
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ou des activités exercées dans un établissement offrant des prestations visées à la 
let. a, mais dans des locaux annexes, sans accès au bâtiment principal. Une personne 
ne pourra pas demander d’extrait spécial de son casier judiciaire pour ces activités.   
Al. 6 

Le terme « personnes particulièrement vulnérables » étant sujet à interprétation, il 
est nécessaire de le définir. Sa définition figure pour l’instant elle aussi dans l'ordon-
nance VOSTRA, à l'art. 25e. Il est proposé de l'intégrer à l'art. 67a, AP-CP.  

On entend par « personnes particulièrement vulnérables » des personnes qui ne 
peuvent pas mener leur vie sans l’assistance d’autrui en raison notamment de leur 
âge ou d'une maladie physique ou psychique. Cette dépendance à l'égard d'autrui, et 
leur incapacité partielle à déterminer leur existence, les expose tout particulièrement 
à certains types d'infractions74.  

La formulation de l'al. 6 fait clairement apparaître la nécessité d'un besoin d'assis-
tance, soit pour accomplir les actes ordinaires de la vie (ménage, toilette, alimenta-
tion, recours à des services, etc.) soit plus généralement pour déterminer son exis-
tence (en termes d'organisation, de communication, etc.). Il faut que la personne soit 
dépendante de l'assistance d'autrui, c'est-à-dire incapable d'effectuer ces tâches seule.  

Ce besoin d'aide doit découler d'infirmités dues à l'âge, d'une maladie ou d'une 
infirmité physique ou psychique durable. Les infirmités physiques ou psychiques 
comprennent les infirmités mentales et sensorielles.  

Il n'y a pas de vulnérabilité particulière au sens de l'art. 67, al. 4, AP-CP, lorsque 
cette vulnérabilité est due à un affaiblissement passager causé par la consommation 
d'alcool ou de stupéfiants ou par d'autres facteurs. Sont donc particulièrement vulné-
rables les personnes qui, comme les mineurs, ont une relation de dépendance parti-
culière vis-à-vis des personnes qui s'occupent d'elles. Elles ne peuvent pas être 
confiées à des personnes qui ont déjà commis une infraction envers des gens vulné-
rables et qui sont susceptibles de récidive.   
2.1.4 Art. 67c (dispositions communes, exécution de l'interdiction) 

Al. 5 

La proposition d’abroger la let. c résulte de la transformation de l'interdiction quali-
fiée d'exercer une activité prévue par le droit en vigueur (art. 67, al. 3 et 4, CP) en 
interdiction systématique et à vie d'exercer une activité (art. 67, al 3 et 4, AP-CP). 
Elle est donc d'ordre purement rédactionnel. 

La personne condamnée devra pouvoir dans certains cas solliciter au terme d'une 
certaine période d'exécution, même pour les interdictions au sens de l'art. 67, al. 3, 4 
et 4bis, AP-CP, un réexamen de sa situation, autrement dit demander à l’autorité 
compétente de lever l’interdiction ou d’en limiter la durée ou le contenu (cf. ch. 
1.5.10). Les conditions sont réglées à la let. e. Ce réexamen n'aura pas lieu d'office, 
mais seulement à la demande de l'auteur.  

  

74  Message relatif à l’initiative populaire «Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 

des enfants», ch. 6.4.1. 
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Comme indiqué au ch. 1.5.10, la période minimale au terme de laquelle un auteur 
pourra demander la révision d'une interdiction d'exercer une activité au sens de 
l'art. 67, al. 3, 4 ou 4bis, AP-CP, sera déterminée d'après le degré d'illicéité de 
l'infraction commise.  

Elle sera de trois ans si l'interdiction d'exercer une activité a été prononcée en raison 
d'une condamnation pour exhibitionnisme (art. 194 CP), pornographie au sens de 
l'art. 197, al. 2, 1re phrase, CP ou désagréments causés par la confrontation à un acte 
d’ordre sexuel (art. 198 CP) (ch. 1). Ces trois infractions présentent un degré d'illi-
céité relativement faible au vu des peines encourues : peine pécuniaire de 180 jours-
amende au plus pour exhibitionnisme (art. 194 CP), amende pour les désagréments 
causés par la confrontation à un acte d'ordre sexuel (art. 198 CP) et pour pornogra-
phie au sens de l'art. 197, al. 2, 1re phrase, CP, ces deux dernières infractions étant 
des contraventions (art. 103 CP). Le délai proposé, de trois ans, est identique au 
délai de prescription de l'action pénale et de la peine en cas de contravention 
(art. 109 CP). 

Le ch. 2 prévoit un délai de dix ans lorsque l'interdiction d'exercer une activité a été 
prononcée en raison d'une condamnation pour l'une des infractions sexuelles évo-
quées (délit) et que l'auteur s’est vu infliger six mois au plus de peine privative de 
liberté ou 180 jours-amende au plus de peine pécuniaire.  

Si l'interdiction d'exercer une activité a été prononcée :  

 en raison d'une condamnation pour l'une des infractions sexuelles évoquées 
(délit) et que l'auteur s’est vu infliger plus de six mois de peine privative de li-
berté ou plus de 180 jours-amende de peine pécuniaire, ou 

 en raison d'une condamnation pour une infraction sexuelle constituant un crime 
ou pour traite d'êtres humains à des fins d'exploitation sexuelle (art. 182 CP), 

l'auteur ne pourra demander la levée ou la limitation de l'interdiction qu'au terme 
d'une période d'exécution minimale de quinze ans (ch. 3). Le délai proposé est 
identique à celui prévu à l'art. 86, al. 5, CP pour la libération conditionnelle en cas 
de condamnation à vie. 

Lorsqu’elle examinera une demande visant à lever une interdiction ou à en limiter la 
durée ou le contenu, l’autorité compétente devra comme dans le droit en vigueur 
établir s’il existe un risque que l’auteur profite de son activité pour commettre de 
nouveaux crimes ou délits et vérifier s’il a réparé le dommage qu’il a causé autant 
qu’il est raisonnable de l’exiger. Si le pronostic est défavorable, elle ne pourra en 
aucun cas lever l’interdiction. Par contre, s’il n’est plus à craindre que l’auteur 
représente un danger et qu’il a réparé le dommage occasionné dans la mesure du 
raisonnable, elle devra le faire. L’art. 67c, al. 6, CP demeure inchangé.   
Al. 6bis 

Si l'auteur est pédophile au sens psychiatrique du terme, il faudra lui ôter toute 
possibilité de demander la levée ou la limitation de l'interdiction au terme d'une 
certaine période. L'interdiction prononcée contre lui sera appliquée à vie dans tous 
les cas. Cette disposition tient compte du fait que, d'une part, selon le comité d'initia-
tive, l'art. 123c Cst. vise avant tout les délinquants pédophiles75, et que d'autre part, 

  

75  Explications du Conseil fédéral, p. 21 (arguments du comité d'initiative) 
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la majorité des médecins sexologues estiment à l'heure actuelle que le développe-
ment de la sexualité est achevé pour l'essentiel à la fin de la puberté, et que les 
préférences sexuelles d'un pédophile ne changeront plus.  
2.1.5 Art. 369 (élimination de l'inscription) 

Al. 4quater et 4quinquies 

Les nouveaux al. 4quater et 4quinquies appellent la remarque suivante :  

Le droit actuel distingue deux méthodes de calcul concernant le délai d'élimination 
d'un jugement porté au casier judiciaire, qui sont exposées respectivement aux 
art. 369 CP et 369a CP. En tout état de cause, le délai le plus long s'applique (cf. la 
2e phrase de l'art. 369a CP). Le délai d'élimination résulte donc d'une comparaison 
des deux méthodes de calcul. 

Ce double système en apparence compliqué tient au fait que chacune de ces mé-
thodes remplit une fonction différente :  

 Celle prévue à l'art. 369a CP vise à éviter que les jugements prononçant une 
interdiction d'exercer une activité, de contact ou une interdiction géographique, 
dont la mention doit figurer sur l'extrait spécial du casier judiciaire pendant sa 
durée effective, ne soient éliminés du casier judiciaire avant l'expiration de 
l'interdiction. 

 Celle visée à l'art. 369 CP vise à éviter qu'une interdiction d'exercer une activi-
té, une interdiction de contact ou une interdiction géographique de longue durée 
n'entraîne une prolongation involontaire de la durée d'inscription d'un jugement 
sur l'extrait du casier judiciaire destiné à des particuliers. Les délais visés à 
l'art. 369 CP servent de référence pour le calcul de certaines durées d'inscrip-
tion d'un jugement sur l'extrait du casier judiciaire. L'art. 371, al. 4, CP prévoit 
ainsi que le jugement qui prononce une mesure ne figure plus sur l’extrait du 
casier judiciaire lorsque la moitié de la durée déterminante pour l’élimination 
de l’inscription en vertu de l’art. 369 est écoulée (cf. l’exception à l'art. 371, 
al. 5, CP).  

Les dispositions de l'art. 369 CP présentent toutefois une lacune, que les nou-
veaux al. 4quater et 4quinquies visent à combler. En effet, si un jugement prononce 
comme seule sanction une des nouvelles interdictions en vigueur depuis le 
1er janvier 2015, l'actuel art. 369 CP ne prévoit pas de délai de référence pour 
le calcul de la durée d'inscription sur l'extrait du casier judiciaire tel que le pré-
voit l'art. 371, al. 4, CP.  

Il en découle les propositions de modifications suivantes: 

 Le nouvel al. 4quater prévoit un délai d'élimination pour les jugements qui 
prononcent uniquement une interdiction d'exercer une activité au sens de 
l'art. 67, al. 2, 3 à 4bis ou 67b CP, ou de l'art. 50, al. 2, 3 à 4bis ou 50b CPM, 
c'est-à-dire sans autre forme de sanction (par ex. une peine). Ces jugements se-
ront désormais éliminés d'office du casier judiciaire après dix ans. 

 Pour les jugements rendus à l'encontre de mineurs prononçant exclusivement 
une interdiction d'exercer une activité au sens de l'art. 16a DPMin, le nouvel 
al. 4quinquies prévoit leur élimination d'office après sept ans. 
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Ces délais sont actuellement définis à l'art. 25a de l'ordonnance VOSTRA; en vertu 
du principe de légalité, il est cependant préférable de les inscrire dans la loi. 

Le prononcé exclusif de telles interdictions devrait rester plutôt rare. On assume le 
fait que même si une interdiction est prononcée à vie, elle puisse disparaître du 
casier judiciaire au bout de dix ou sept ans, et ne plus figurer sur l'extrait destiné à 
des particuliers au bout de cinq ans ou trois ans et demi. En effet, les affaires de ce 
genre ne reposent pas sur une faute particulièrement grave (sans quoi elles feraient 
l'objet d'une sanction supplémentaire entraînant un mode de calcul différent pour le 
délai), et un enregistrement prolongé voire à vie ne paraît pas approprié. Il faut que 
la personne concernée puisse postuler à une activité sans lien avec la protection de 
mineurs ou de personnes particulièrement vulnérables, par exemple, sans être défa-
vorisée par son extrait du casier judiciaire. 

Il convient toutefois de préciser que ce type de jugement reste visible sur l'extrait 
spécial du casier judiciaire pendant toute la durée de l'interdiction d'exercer une 
activité (cf. art. 371a, al. 4, en relation avec l'art.369a CP).  
Al. 6, let. a 

La disposition précise que les délais définis à l'art. 369, al. 4quater et 4quinquies, AP-CP, 
courront eux aussi à compter du jour où le jugement est exécutoire (cf. art. 437 
CPP).  

La version allemande comporte une modification d'ordre rédactionnel, sans inci-
dence sur le fond.  
2.1.6 Art. 369a (extrait du casier judiciaire destiné à des particuliers) 

La modification apportée à cette disposition est d'ordre purement rédactionnel.  
2.1.7 Art. 371a (extrait spécial du casier judiciaire destiné à des parti-

culiers) 

L'art. 371a CP en vigueur prévoit que toute personne qui postule à une activité 
professionnelle ou à une activité non professionnelle organisée impliquant des 
contacts réguliers avec des mineurs ou d’autres personnes particulièrement vulné-
rables ou qui exerce une telle activité peut demander un extrait spécial de son casier 
judiciaire.  

Il faut étendre cette possibilité, prévue à l'al. 1, aux personnes qui postulent à une 
activité professionnelle ou à une activité non professionnelle organisée impliquant 
des traitements ou des soins, ou qui exercent une telle activité.  

L'extrait spécial visé à l'al. 3, let. a, mentionnera donc, outre les jugements pronon-
çant contre un adulte, une interdiction d'exercer une activité, une interdiction de 
contact ou une interdiction géographique, au nom de la protection des mineurs et 
autres personnes particulièrement vulnérables, tous ceux qui prononcent une inter-
diction d'exercer une activité impliquant des traitements ou des soins au sens de 
l'art. 67, al. 4bis, AP-CP.  
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L'avantage de l'extrait spécial du casier judiciaire, au contenu restreint, est qu'il 
évite aux candidats de devoir forcément divulguer la totalité de leurs antécédents 
judiciaires (par ex. peines antérieures pour infractions à la circulation routière ou vol 
à l'étalage), et qu'il ne contient que les éventuelles interdictions incompatibles avec 
les activités impliquant un contact direct avec des mineurs ou d’autres personnes 
particulièrement vulnérables ou impliquant des traitements ou des soins. Les em-
ployeurs et les organismes de loisirs sont du reste libres de demander un extrait 
ordinaire du casier judiciaire en plus de l'extrait spécial76.  

Demander un extrait spécial du casier judiciaire reste une démarche volontaire. Il 
relève donc de la responsabilité des employeurs, associations et autres organisations 
de vérifier les antécédents de ceux de leurs collaborateurs ou de leurs membres qui 
travaillent au contact de mineurs ou de personnes particulièrement vulnérables ou 
qui exercent une activité impliquant des traitements ou des soins77.  

L'extrait spécial continuera de mentionner les jugements pendant toute la durée de 
l'interdiction d'exercer une activité (art. 371a, al. 4 CP).  
2.2 Code pénal militaire 

Les modifications proposées aux art. 50, 50a et 50c, AP-CPM correspondent aux 
art. 67, 67a et 67c, AP-CP. Nous renvoyons donc aux commentaires relatifs aux 
modifications du CP (cf. ch. 2.1).  
3 Conséquences 

3.1 Conséquences pour la Confédération 

En ce qui concerne les frais de personnel et les autres conséquences financières, il 
convient de distinguer la reprogrammation du système VOSTRA des charges d'ex-
ploitation. 

La reprogrammation de VOSTRA devrait coûter de 30 000 à 55 000 francs. Ces 
frais sont déjà prévus au budget. Ces travaux seront, dans la mesure du possible, 
intégrés à ceux qu'entraînera la réforme du droit du casier judiciaire. 

Sur le plan des charges d'exploitation, il faut s'attendre à une augmentation des 
demandes d'extraits du casier judiciaire, car l'avant-projet, même s'il ne rend pas ces 
demandes obligatoires (pas plus que le droit en vigueur), vise à élargir le cercle des 
personnes protégées (cf. ch. 1.5.6). A l’heure actuelle, il est encore difficile 
d’anticiper l’évolution du nombre d’extraits spéciaux du casier judiciaire. La hausse 
des charges qui en résultera devrait toutefois rester modérée.  

L'application des mesures prévues dans l’avant-projet fera par ailleurs augmenter 
également les recettes annuelles ; de quoi couvrir, sans doute, le coût de la repro-
grammation de VOSTRA.  
  

76  Message relatif à l’initiative populaire «Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 
des enfants», ch. 6.2.8. 

77  Message relatif à l’initiative populaire «Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 
des enfants», ch. 6.2.8. 
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3.2 Conséquences pour les cantons et les communes 

Il est difficile d’estimer quelles seront les conséquences, en termes de finances et de 
personnel, pour les cantons et les communes. 

Ils auront très probablement à supporter des charges supplémentaires dans le do-
maine de l’exécution des peines et des mesures. Il est vrai qu'il existe depuis le 
1er janvier 2015 une interdiction systématique d'exercer une activité (art. 67, al. 3 
et 4 CP) assortie d'une assistance de probation (cf. art. 67, al. 7 CP). Le juge peut 
prononcer cette interdiction à vie (cf. art. 67, al. 6, CP), ce qui prolonge l'assistance 
de probation d'autant. Il est cependant probable qu'en règle générale, les juges pro-
nonceront des interdictions limitées, qu'ils pourront prolonger si nécessaire (cf. 
art. 67, al. 3, 4 et 6 CP)78. L'avant-projet vise à durcir le droit en vigueur en ce sens 
que l'interdiction systématique d'exercer une activité soit prononcée à vie dans tous 
les cas (art. 67, al. 3, 4 et 4bis, AP-CP), ce qui entraînerait une assistance de proba-
tion à vie. Cette interdiction à vie est toutefois relativisée par la possibilité, dans 
certaines circonstances, de lever l'interdiction après une certaine période d'exécution.  

L'avant-projet vise en outre à durcir l'interdiction systématique d'exercer une activité 
en étendant la liste des infractions sexuelles entraînant une telle interdiction. Par 
ailleurs, il ne prévoit plus de peine minimale et instaure une interdiction systéma-
tique supplémentaire d'exercer des activités impliquant des traitements et des soins 
dans le domaine de la santé. On devrait donc voir augmenter le nombre de cas 
impliquant systématiquement une assistance de probation. Il est cependant difficile 
d'évaluer le surcoût qu'entraînera la révision.  

Les tribunaux ordinaires devraient quant à eux voir leur volume de travail augmen-
ter du fait de l'exclusion des infractions sexuelles à l'encontre des personnes proté-
gées de la procédure de l'ordonnance pénale, en raison de l'interdiction systématique 
et à vie d'exercer une activité (cf. ch. 1.9). Il est impossible de prédire combien de 
cas se produiront par an, car les données fournies par l'Office fédéral de la statistique 
(OFS) ne permettent pas de tirer des conclusions claires. Si l'on sait combien de 
condamnations sont prononcées chaque année pour ce type de d’infractions 
sexuelles79, on ignore si la victime était mineure, particulièrement vulnérable, dé-
pendante ou incapable de résistance ou de discernement. On ignore aussi si une 
peine privative de liberté de moins de six mois pour infraction sexuelle a été pro-
noncée dans une procédure d'ordonnance pénale ou dans une procédure ordinaire. 

Les demandes d'extraits du casier judiciaire d'agents du service public exerçant une 
activité avec des personnes issues du cercle des personnes protégées (cf. ch. 1.5.6) 
entraîneront elles aussi un surcroît de travail.  
  

78  Message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent plus avec 
des enfants », ch. 6.5.2. 

79  OFS, Condamnations d'adultes pour un crime ou un délit selon un choix d'infractions; 
consultables en ligne sur: 
http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/fr/index/themen/19/22/lexi.html 
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4 Relation avec le programme de la législature 

Le projet n’est annoncé ni dans le message du Conseil fédéral du 25 janvier 2012 sur 
le programme de la législature 2012 à 201580 ni dans l'arrêté fédéral du 15 juin 2012 
sur le programme de la législature 2012 à 201581.  

La lutte contre les abus sexuels visant les enfants est un thème important qui fait 
débat depuis de nombreuses années et qui a donné lieu à de multiples interventions 
parlementaires. Le Conseil fédéral juge donc opportun de faire avancer les travaux 
relatifs à ce projet afin qu'il puisse être soumis au Parlement dès que possible.  
5 Aspects juridiques 

5.1 Constitutionnalité 

5.1.1 Compétence législative 

L’art. 123 Cst. donne à la Confédération la compétence de légiférer dans les do-
maines du droit pénal et de la procédure pénale.  
5.1.2 Conformité aux droits fondamentaux 

Généralités 

Le message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédophiles ne travaillent 
plus avec des enfants » signalait déjà que le nouvel art. 123c Cst. était en contradic-
tion avec plusieurs garanties constitutionnelles telles que la liberté économique (art. 
27, al. 2, Cst.), la liberté personnelle (art. 10, al. 2, Cst.) et la liberté de conscience et 
de croyance (art. 15 Cst.)82.  

Les droits fondamentaux peuvent être soumis à une restriction lorsque celle-ci 
repose sur une base légale, qu’elle répond à un intérêt public prépondérant, qu’elle 
est conforme au principe de proportionnalité et que l’essence des droits fondamen-
taux est préservée (art. 36 Cst.). 

L'interdiction d'exercer une activité proposée figurera dans une loi au sens formel ; 
elle se fonde sur les dispositions du droit en vigueur (cf. art. 67 ss CP et art. 50 ss 
CPM et ch. 1.2). On peut considérer qu’elle répond à un intérêt public prépondérant. 
Par ailleurs, l'interdiction proposée ne porte pas atteinte à l’essence des droits fon-
damentaux83. Quant aux garanties de procédure, on peut relever que l'interdiction est 
ordonnée par un juge dans une procédure pénale ordinaire. Seule la question de la 
proportionnalité demande un examen plus approfondi. 

La proportionnalité se définit selon trois critères : l’adéquation, la nécessité et la 
proportionnalité au sens étroit du terme. L’adéquation et la nécessité de la mesure 
étatique sont fonction du but visé en matière d’intérêt public ; il ne doit pas y avoir 
une autre mesure aussi adéquate qui soit plus clémente. Et la mesure ne doit pas aller 

  

80  FF 2012 349 
81  FF 2012 6667 
82  Pour plus de détails, cf. le message relatif à l’initiative populaire « Pour que les pédo-

philes ne travaillent plus avec des enfants », ch. 6.7.1. 
83  Müller/Schefer 2008, pp. 85 ss, 89 ss, 267 ss et 1078 s. 
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au-delà du nécessaire. D'autre part, on doit peser les intérêts en présence, en 
s’assurant que la restriction des droits fondamentaux n'est pas disproportionnée par 
rapport au but visé. Une décision sera disproportionnée si ses effets négatifs pèsent 
en fin de compte plus lourd dans la balance que l'intérêt public qui l'a dictée84. 

Le principe de proportionnalité revêt une grande importance dans la conception de 
l'interdiction d'exercer une activité. Pour ce qui est des mesures thérapeutiques et de 
l'internement, qui ne dépendent pas de la culpabilité de l'auteur, le principe de pro-
portionnalité a été expressément intégré dans la nouvelle partie générale du CP85 
(art. 56, al. 2, CP) et concrétisé dans diverses dispositions (notamment les art. 56, al. 
1 et 6, 56a, 57, al. 1, 59, al. 1, 60, al. 1, 61, al. 1, et 63, al. 1, CP).  

L’interdiction d’exercer une activité fait partie des « autres mesures ». Comme pour 
celles qui sont citées au paragraphe précédent, leur prononcé et leur durée ne dépen-
dent pas en premier lieu de la culpabilité de l’auteur, mais du risque particulier que 
celui-ci représente et que l’interdiction permettra de prévenir. Le principe de propor-
tionnalité devra donc être pris en compte par le juge qui ordonne l’interdiction et par 
l’autorité d’exécution qui l’examine et qui la lève. 

L'interdiction d'exercer une activité proposée en application de l'art. 123c Cst. reste 
proche dans les termes de la norme constitutionnelle (et de l'automatisme qu'elle 
contient), tout en tenant compte des principes de l'égalité des normes constitution-
nelles et de l’interprétation harmonisante (cf. ch. 1.3.2). En revanche, elle ne tient 
compte du principe de proportionnalité (art. 5, al. 2, et 36, al. 3, Cst.) que dans une 
certaine mesure (cf. ci-après). L'interdiction d'exercer une activité sera certainement 
adéquate pour atteindre le but d'intérêt public poursuivi (protéger certaines per-
sonnes des délinquants sexuels), mais il pourra arriver qu'elle soit en contradiction 
avec les exigences de nécessité et de proportionnalité au sens étroit.  
Lien entre l'infraction commise et l'interdiction d'exercer une activité 

La garantie constitutionnelle de la liberté économique (art. 27, al. 2, Cst.) impose 
que l’infraction commise ait un lien étroit avec l’activité qu’il s’agit d’interdire. 
L’absence de ce lien représenterait une restriction disproportionnée de l’activité 
professionnelle.  

Quant à l’exercice d’activités non professionnelles, il n’est pas exclu que certains 
types de loisirs relèvent du droit élémentaire au développement de la personnalité 
(liberté personnelle, art. 10, al. 2, Cst.). 

On peut aussi imaginer des cas de figure où l’exercice d’une activité bénévole au 
sein d’une église présente un rapport avec la liberté de conscience et de croyance 
(art. 15 Cst.). Il est donc nécessaire ici aussi d’établir un lien étroit entre l’infraction 
commise et l’interdiction. 

L’interdiction d’exercer une activité visée à l’art. 67, al. 3, 4 et 4bis, AP-CP tient 
compte de ces limites.  

Le lien entre l’infraction et l’interdiction est constitué par la nature sexuelle de 
l’infraction et par le type de victimes (mineurs, personnes particulièrement vulné-
rables, incapables de résistance ou de discernement ou dépendantes). Comme le 

  

84  Häfelin/Haller/Keller 2012, n. 320 ss; Schweizer 2008, ad art. 36 n° 22 ss 
85  Partie générale du code pénal (art. 1 à 110 CP). 
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prévoit le droit en vigueur (art. 67, al. 3 et 4, CP), seules les activités offrant une 
occasion de récidive à l’encontre de ce type de victimes seront interdites.  
Etendue de l'interdiction d'exercer une activité 

L'interdiction d'exercer une activité visée à l'art. 67, al. 3 et 4, AP-CP ne porte pas 
sur toutes les activités professionnelles ou non professionnelles organisées, mais 
uniquement sur celles impliquant des contacts réguliers avec des mineurs ou autres 
personnes particulièrement vulnérables.  

L'interdiction visée à l'art. 67, al. 4bis AP-CP, porte sur toutes les activités profes-
sionnelles ou non professionnelles organisées impliquant des traitements et des 
soins.  

Seuls les métiers qui ne peuvent être exercés qu’avec des personnes protégées se-
ront, de fait, totalement interdits (par ex. enseignant du primaire ou éducateur de la 
petite enfance). Dans les autres cas, le métier ne sera pas interdit dans sa totalité. Un 
médecin faisant l'objet d'une interdiction au sens de l'art. 67, al. 4bis, AP-CP aura 
ainsi l'interdiction d'exercer comme praticien. Il pourra cependant continuer d'exer-
cer comme chercheur en médecine ou comme scientifique, par exemple, ces activités 
professionnelles n'impliquant aucun traitement ni soin. 

De même, les activités exercées en relation avec la liberté de conscience et de 
croyance ou les activités de loisirs en relation avec la liberté personnelle ne seront 
pas entièrement interdites, mais uniquement certaines tâches ou les tâches effectuées 
en contact avec certaines personnes. Par ailleurs, l'interdiction ne portera que sur les 
activités non professionnelles organisées. Elle ne concernera pas les activités exer-
cées dans un cadre strictement privé.  
Interdictions systématiques d'exercer une activité 

Si l'auteur a commis une infraction sexuelle à l'encontre d'une personne protégée et 
qu'il a pour cela été frappé d’une peine ou d’une mesure (art. 59 à 61, 63 ou 64, CP), 
l'interdiction à vie d'exercer une activité au sens de l'art. 67, al. 3, 4 ou 4bis, AP-CP 
sera la conséquence systématique de cette condamnation.  

Pour les cas de peu de gravité, une clause spéciale est proposée à l’art. 67, al. 4ter, 
AP-CP (option 1). Elle permettra au juge de vérifier au cas par cas pour certaines 
infractions sexuelles si l'interdiction d'exercer une activité constitue une mesure 
nécessaire et raisonnable. Si tel n'est pas le cas, le juge pourra, à titre exceptionnel, 
renoncer à prononcer l'interdiction (cf. ch. 1.5.5 et 2.1.2). A défaut d'une telle dispo-
sition (il est proposé dans l’option 2 de s’en passer), on arriverait en pratique à des 
situations où l'interdiction proposée constituerait une mesure disproportionnée (cf. 
ch. 1.5.5 et 2.1.2). Ce serait par exemple le cas si l'auteur n'avait commis qu'une 
infraction sexuelle de peu de gravité (exhibitionnisme, art. 194 CP ou désagréments 
causés par la confrontation à un acte d’ordre sexuel, art. 198 CP), s’il avait commis 
une infraction grave (si l’on se réfère à la peine encourue), mais que sa faute était 
limitée, si bien que le juge lui a infligé une peine légère, ou encore s’il ne présentait 
aucun risque de récidive (pas de pronostic défavorable). Mais la clause prévue dans 
l’option 1 n'empêchera pas la mise en œuvre proposée de l'art. 123c Cst. d'avoir pour 
conséquence que l'interdiction systématique et à vie d'exercer une activité constitue-
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ra dans certains cas une mesure disproportionnée. Car ses conditions d'application 
sont strictes. 

Autre concession au principe de proportionnalité : le cercle des auteurs concernés 
sera limité aux seuls adultes ; il n'y aura pas d'interdiction systématique et à vie 
d'exercer une activité dans le droit pénal des mineurs (cf. ch. 1.10).  
Absence de peine minimale 

Contrairement à l'actuel art. 67, al. 3 et 4 CP, le juge devra obligatoirement pronon-
cer une interdiction systématique et à vie d'exercer une activité, quelle que soit la 
peine infligée à l'auteur. Il ne pourra pas prendre en compte la gravité de l'infraction, 
sauf si les conditions de la clause applicable aux cas de peu de gravité sont réunies. 
Du coup, l'interdiction d'exercer une activité pourra se révéler une mesure dispropor-
tionnée en cas de peine légère, surtout du point de vue de la proportionnalité au sens 
étroit (cf. ci-dessus). 

Le principe de la proportionnalité est pris en compte dans la mesure où le juge ne 
pourra pas prononcer d'interdiction à vie d'exercer une activité s'il renonce à toute 
sanction (en se fondant par ex. sur l'art. 187, al 3, CP, qui se réfère aux amours 
d’adolescents ; art. 52 à 54 CP). 

Il l'est aussi avec la clause proposée pour les cas de peu de gravité.   
Interdictions à vie 

Le juge devra obligatoirement prononcer une interdiction systématique et à vie 
d'exercer une activité, quels que soient la gravité de l'infraction et le pronostic indi-
viduel concernant l'auteur. Il est donc probable que bon nombre de ces interdictions 
seront disproportionnées en termes de durée. La mesure ne devrait en effet perdurer 
que tant qu'il y a lieu de craindre que l'auteur commette une nouvelle infraction 
sexuelle dans l'exercice de l'activité concernée. La clause proposée pour les cas de 
peu de gravité ne changera pas fondamentalement cet aspect des choses.  

Cet aspect sera pris en compte lors de l'organisation de l'exécution des interdictions, 
mais dans bien des cas il apparaîtra sans doute, dès le jugement, qu'une interdiction à 
vie n'est pas nécessaire pour écarter le risque que représente l'auteur.   
Possibilité ultérieure de réexaminer l'interdiction 

L’art. 5, par. 4, CEDH ne garantit le droit à un examen périodique qu’aux personnes 
frappées par une sanction entraînant une privation de liberté86. Cependant, en vertu 
du principe de proportionnalité, le réexamen dans le cadre du CP concerne non 
seulement les sanctions entraînant une privation de liberté, mais aussi (au titre d’un 
renouvellement formel et périodique) les mesures de traitement ambulatoire, la mise 
à l’épreuve, les règles de conduite et l’assistance de probation. Par analogie, il 
convient de prévoir une possibilité de réexamen pour l’interdiction d’exercer une 
activité. 

  

86  Toute personne privée de liberté en raison notamment de caractéristiques personnelles 
telles que l’aliénation, l’alcoolisme ou la toxicomanie ou en raison d’autres circonstances 
altérables a systématiquement droit à l’examen périodique de la légalité de sa détention. 
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L’interdiction générale d’exercer une activité (art. 67, al. 1 CP, art. 50, al. 1, CPM), 
l'interdiction de contact et l'interdiction géographique en vigueur (art. 67b CP, 
art. 50b CPM) bénéficient actuellement des mêmes règles sur le réexamen que 
l'ancienne interdiction d'exercer une profession (art. 67c, al. 4 et 5, let. a, CP, art. 
50c, al. 4 et 5, let. a, CPM ; cf. ch. 1.2).  

Des délais plus longs s’appliquent aux interdictions qualifiées en vigueur au nom de 
la protection des mineurs et des autres personnes particulièrement vulnérables (art. 
67c, al. 5, let. b à d, CP, art. 50c, al. 5, let. b à d, CP ; cf. ch. 1.2).  

L'avant-projet prévoit également, dans certains cas, des possibilités de réexamen 
pour l'interdiction proposée (cf. ch. 1.5.1). Le but est de tenir compte, dans une 
certaine mesure, du principe de proportionnalité dans le cadre de l'exécution. 

Mais ces possibilités n'empêcheront pas totalement que dans certains cas, l'interdic-
tion proposée constitue une mesure disproportionnée, car le juge sera obligé, sauf 
dans les cas strictement délimités remplissant les conditions de la clause applicable 
aux cas de peu de gravité, de prononcer l'interdiction à vie sans pouvoir tenir compte 
des circonstances particulières à chaque cas (cf. les exemples cités plus haut).  
5.2 Compatibilité avec les obligations internationales  

5.2.1 Convention du 4 novembre 1950 de sauvegarde des droits de 
l’homme et des libertés fondamentales (CEDH)  

L’art. 6 CEDH confère à toute personne le droit de faire trancher par un tribunal les 
contestations sur ses droits et obligations de caractère civil. L’interdiction d’exercer 
une activité (ou l’interdiction d’exercer une profession) affecte un droit de caractère 
civil, selon une jurisprudence constante87 ; l’art. 6 s’applique, pour ce qui concerne 
l’aspect de droit civil, dès lors qu’il est possible qu’une interdiction d’exercer une 
profession soit ordonnée dans la procédure88. Or l’avant-projet prévoit que 
l’interdiction d’exercer une activité est prononcée par le juge.  

Il satisfait donc à l’art. 6 CEDH sans qu’il soit même besoin d’examiner plus avant 

si cet article est aussi applicable à l’interdiction d’exercer une activité non profes-

sionnelle. Les activités professionnelles d’une personne peuvent être considérées 

comme relevant de sa vie privée (art. 8 CEDH89)90, mais la convention ne garantit 

pas le droit à une activité professionnelle  

Il peut y avoir ingérence dans la vie privée si l’interdiction d’activités de nature 

professionnelle s'étend dans une très large mesure à l'exercice d'une telle activité 

dans le cadre de la vie privée91. Une autorité publique ne peut restreindre l’exercice 

du droit à la vie privée que pour autant que cette restriction se fonde sur une base 

légale suffisante et qu’elle constitue une mesure qui, dans une société démocratique, 

est nécessaire pour atteindre l'un des buts énumérés à l’art. 8, par. 2, CEDH (sécurité 

  

87  Cf. notamment l'arrêt de la CEDH du 28 juin 1978, affaire König, A/28. 
88  Cf. notamment l’arrêt de la CEDH du 15 décembre 2005, Hurter c. Suisse, n° 53146/99. 
89  Selon l'art. 8, CEDH, toute personne a droit au respect de sa vie privée et familiale, de son 

domicile et de sa correspondance. 
90  Arrêt de la CEDH du 16 décembre 1992, Niemietz c. Allemagne, A/251 B. 
91  Meyer-Ladewig, Handkommentar EMRK, 2e éd., 2006, ad art. 8 n° 9; arrêts de la CEDH 

du 27 juillet 2004, Sidabras et al. c. Lituanie, n° 55480/00 et 59330/00, ACEDH 2004-
VII. 



 

 47 

nationale ou publique, bien-être économique du pays, défense de l'ordre, prévention 

des infractions pénales, protection de la santé ou de la morale, protection des droits 

et libertés d'autrui). Il est donc nécessaire que le besoin de prendre la mesure en 

question se fasse socialement parlant impérativement ressentir pour permettre 

d’atteindre un but reconnu. Il s’agit là d’une consécration du principe de proportion-

nalité. Dans ce contexte, la Cour EDH accorde une grande importance à l'effet 

déterminant d'une restriction, à la lourdeur d'une sanction ou au caractère définitif 

d'une obligation92. La restriction des garanties évoquées correspond au principe de 

proportionnalité tel qu'il existe dans le droit constitutionnel suisse. 

La base légale et les buts inscrits à l’art. 8, par. 2, CEDH n’appellent pas ici de 

commentaires.   

L'avant-projet automatise au maximum le prononcé de l'interdiction d'exercer une 

activité. Si les conditions sont réunies, l'interdiction sera prononcée à vie systémati-

quement. L’option 1 propose toutefois une clause applicable aux cas de peu de 

gravité, qui permettrait au juge de renoncer à prononcer l'interdiction pour certaines 

infractions sexuelles lorsqu’elle n'est manifestement ni nécessaire ni raisonnable (cf. 

art. 67, al. 4ter, AP-CP). Dans l’option 2, on renonce à une telle clause. Cette disposi-

tion n'est pas indispensable, mais sans elle, il est prévisible que le caractère automa-

tique du prononcé excédera dans certains cas ce que la CEDH qualifie de « néces-

saire dans une société démocratique », et sera par conséquent jugé contraire à l'art. 8 

CEDH par la Cour EDH. On réduit certes ce risque en permettant à l'auteur de 

demander, après une certaine période d'exécution, la levée ou la limitation de l'inter-

diction d'exercer une activité, sauf s'il est pédophile au sens psychiatrique du terme. 

Les dispositions de l'avant-projet ne permettraient néanmoins pas une application 

tout à fait conforme à la CEDH, car le prononcé automatique d'une interdiction à vie 

pourrait dans certains cas être considéré comme disproportionné, malgré les possibi-

lités de réexamen accordées en cours d'exécution. La clause applicable aux cas de 

peu de gravité selon l’option 1, que le Conseil fédéral appelle de ses vœux, réduirait 

encore ce risque, sans pour autant l'éliminer complètement du fait de la rigueur de 

ses conditions.   
5.2.2 Pacte international du 16 décembre 1966 relatif aux droits éco-

nomiques, sociaux et culturels (pacte ONU I)93 

Le droit au travail inscrit à l’art. 6 du pacte ONU I consacre l’obligation pour l’Etat 
partie de garantir à chacun la possibilité de gagner sa vie par un travail librement 
choisi ou accepté et notamment le droit de ne pas en être empêché illégalement94. La 
validité de ce droit n’est pas absolue. Il peut être restreint conformément à l’art. 4 du 
pacte ONU I si une loi le prévoit et que cette restriction est nécessaire « en vue de 
favoriser le bien-être général dans une société démocratique »95. 

  

92  Auer/Malinverni/Hottelier 2006, p. 115 ; cf. aussi les arrêts de la CEDH du 26 septembre 
1995, Vogt c. Allemagne, § 54 ss, et du 22 mai 2008, Emre c. Suisse, § 85 s. 

93  RS 0.103.1 
94 Comité des Droits économiques, sociaux et culturels, Le droit au travail, Observation 

générale n° 18, adoptée le 24 nov. 2005, § 4. 
95  Kälin/Künzli 2013, p. 506. 
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Pour les raisons mentionnées plus haut (cf. ch. 5.2.1), l’interdiction d’exercer une 
activité proposée dans l’avant-projet pourrait être incompatible avec le pacte dans 
certains cas.   
5.2.3 Pacte international du 16 décembre 1966 relatif aux 

droits civils et politiques (pacte ONU II)96 

Les dispositions concernées du pacte ONU II (art. 14, 17 et 26) se recouvrent en 
grande partie avec celles de la CEDH (cf. ch. 5.2.1).  
5.2.4 Convention du 20 novembre 1989 relative aux droits de l’enfant 

La Suisse s’engage par l’art. 19 de la convention à prendre des mesures pour proté-
ger l’enfant contre toute forme de violence, d'atteinte ou de brutalités physiques ou 
mentales, de mauvais traitements ou d'exploitation, y compris la violence sexuelle, 
pendant qu'il est sous la garde de ses parents ou de l'un d'eux, de son ou ses repré-
sentants légaux ou de toute autre personne à qui il est confié. Elle s’engage par l’art. 
34 à protéger l’enfant contre toutes les formes d’exploitation sexuelle et de violence 
sexuelle.  

Les nouvelles mesures proposées s’inscrivent dans la ligne de ces engagements.   
5.2.5 Convention du Conseil de l’Europe du 25 octobre 

2007 sur la protection des enfants contre 
l’exploitation et les abus sexuels (convention de Lan-
zarote)97 

Selon l’art. 5, par. 3, de la convention de Lanzarote, entrée en vigueur le 1er juillet 
2014, chaque partie « prend les mesures législatives ou autres nécessaires, confor-
mément à son droit interne, pour que les conditions d’accès aux professions dont 
l’exercice comporte de manière habituelle des contacts avec les enfants permettent 
de s’assurer que les candidats à ces professions n’ont pas été condamnés pour des 
actes d’exploitation ou d’abus sexuels concernant des enfants ».  

La Suisse a déjà en grande partie donné suite à cet engagement en adoptant la loi 
fédérale du 13 décembre 2013 sur l'interdiction d'exercer une activité, l'interdiction 
de contact et l'interdiction géographique, entrée en vigueur le 1er janvier 2015. 

  

96  RS 0.103.2 
97  RS 0.311.40 
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